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Liebe Leserinnen und Leser!
Dies ist bereits die sechste Ausgabe unserer 

Frauenzeitung, die wir seit 2013 jeweils zum 
Internationalen Frauenkampftag herausbringen. 
Wir freuen uns, dass es zum wiederholten Male 
eine gemeinsame Ausgabe der Jugendorganisa-
tion REVOLUTION und der Gruppe ArbeiterIn-
nenmacht mit unseren österreichischen Schwes-
tersektionen geworden ist.

Der Schwerpunkt liegt diesmal auf dem Thema 
Care-Arbeit. Fünf Artikel befassen sich mit dem 
Begriff, dem Schwerpunkt Pflege im deutschen 
Krankenhaus und in anderen Ländern, Pflegere-
formen, der ver.di-Tarifrunde Entlastung („Der 
Druck muss raus“) sowie der Care-Debatte unter 
sozialistischen Feministinnen. Zudem führten 
wir ein Interview mit einer Care-Arbeiterin, die 
als Hebamme tätig ist.

Weitere Artikel beschäftigen sich mit Bei-
spielen von internationalem Frauenwiderstand 
gegen Abtreibungsgesetze, mit der Situa-
tion von Inter- und Trans-Personen und der 

Body-Positivity-Bewegung.
Ein weiterer skizziert die Entwicklung der 

Frauenbewegung in drei Etappen und befasst 
sich besonders mit der Forderung nach „Lohn für 
Hausarbeit“.

Im Weiteren setzen wir uns mit dem Aufstieg 
rechtspopulistischer und rassistischer Parteien 
weltweit auseinander und beleuchten dessen 
Ursachen genauer. Am Beispiel der neuen ÖVP/
FPÖ-Regierung in Österreich schildern wir deren 
Auswirkungen auf Frauenrechte.

Die Situation geflüchteter Frauen in Libyen ist 
uns ebenfalls einen Beitrag wert. Abgerundet 
wird diese Ausgabe durch einen Text zum Kampf 
gegen sexualisierte Gewalt sowie einer Auseinan-
dersetzung mit den Aktionen rund um den letzt-
jährigen Internationalen Frauenkampftag.

Die verschieden gegenderten Schreibweisen 
(z. B. Arbeiter_Innen neben ArbeiterInnen und 
Arbeiter*innen) in dieser Ausgabe ergeben sich 
aus den geringfügig verschiedenen Praktiken der 
herausgebenden Gruppen.

Editorial

Termine zum Internationalen Frauenkampftag

Redaktion, Frauenzeitung Nr. 6, ArbeiterInnenmacht/REVOLUTION (Deutschland), 
ArbeiterInnenstandpunkt/REVOLUTION (Österreich) März 2018
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ANNE MOLL,  
GRUPPE ARBEITERINNENMACHT

Rund 6,5 Millionen Menschen sind 
im bezahlten Caresektor beschäftigt. 
Darunter fallen alle Tätigkeiten, die 
direkt zum Erhalt des menschlichen 
Lebens dienen: Versorgung der Alten, 
alle Sorge- und Erziehungsaufgaben, 
Pflege sowie Haushaltstätigkeiten 
(Kochen, Waschen, Backen, Putzen, 
Spülen, Kindererziehung…). So wird 
Care-Arbeit gegen Lohn in Schulen, 
Kindergärten, Heimen, Krankenhäu-
sern, Vereinen, ambulanten Diensten 
verrichtet. Darüber hinaus erfolgt ein 
größerer Teil der Care-Arbeit unbe-
zahlt im Haushalt zur Reproduktion 
des unmittelbaren Lebens der Rent-
nerInnen sowie gegenwärtiger und 
zukünftiger Arbeitskräfte.

ENTWICKLUNG BEZAHLTER 
CARE-ARBEIT

Schulen, Kindergärten und Kranken-
häuser sind heute für den Großteil der 
Bevölkerung Normalität. Doch diese 
Einrichtungen gab es nicht immer. Sie 
sind teilweise Errungenschaften der 
ArbeiterInnenbewegung. Schon bald 
nach Beginn der industriellen Revo-
lution zeigte sich, dass das Fehlen jeg-
licher Arbeitsschutzbestimmungen 
(z.  B. Verbot von Kinderarbeit und 
bestimmter Tätigkeiten für Schwan-
gere, Arbeitssicherheitsmaßnahmen) 
auch die Reproduktion der Arbeite-
rInnenklasse selbst gefährdete und 
so der Expansion des Kapitals eine 
Schranke zu setzen drohte, weil sich 
die ArbeiterInnen wortwörtlich zu 
Tode arbeiteten.

Ohne Menschen, die ihre Arbeits-
kraft verkaufen können, kommt der 

Kapitalismus nicht aus. Selbst diese 
für das Gesamtsystem notwendige 
Beschränkung der Ausbeutung musste 
den KapitalistInnen oft in zähen Kämp-
fen abgerungen werden. Aus ähnli-
chen Gründen wurde auch die allge-
meine Schulpflicht eingeführt, um ein 
Mindestniveau an Qualifikation der 
Arbeitskraft und die Grundlage für 
eine weiterführende Ausbildung zu 
schaffen.

Für den einzelnen Kapitalisten 
erscheinen diese Kosten – sei es für 
Bildung, für Gesundheitsvorsorge, 
Pflege usw. – nur als Abzug vom 
Gewinn. Deswegen übernimmt oft-
mals der Staat diese Aufgabe, wobei die 
KapitalistInnen natürlich darauf drän-
gen, dass diese Kosten vor allem die 
Lohnabhängigen über Steuern usw. zu 
tragen haben.

Errungenschaften der ArbeiterIn-
nenbewegung wie die Einführung von 
Renten-, Unfall- und Kranken-, später 
Arbeitslosenversicherung, ermöglich-
ten den Ausbau von Krankenhäusern. 
Damit einhergehend wurden die vor-
her von Ordensschwestern verrichte-
ten Pflegearbeiten nun zur Domäne 
von Lohnarbeiterinnen.

Während Frauen der Zugang zu 
„Männerberufen“ als ArbeiterIn-
nen wie auch als AkademikerIn-
nen lange und hartnäckig verwehrt 
wurde, erschien die bezahlte Arbeit im 
Gesundheitswesen oder als Bediens-
tete in bürgerlichen oder kleinbür-
gerlichen Haushalten als „natürliche“ 
Sphäre weiblicher Beschäftigung. Sie 
entsprach einer geschlechtsspezifi-
schen Arbeitsteilung, reaktionären, 
bürgerlichen Rollenbildern, reprodu-
zierte und festigte sie zugleich.

Sie galten außerdem von Beginn 

als Tätigkeiten von Frauen, die ent-
weder mit der Heirat enden würden 
oder die dann als „Nebenerwerb“ 
zum eigentlichen Familieneinkommen 
beitrügen, das im Wesentlichen vom 
Mann bestritten würde. Das ist auch 
ein wesentlicher Faktor, warum diese 
Arbeiten historisch schlechter ent-
lohnt wurden. Darüber hinaus war die 
berufliche Hierarchie auch von Beginn 
an geschlechtsspezifisch geprägt 
(Ärzte und Krankenschwestern).

STRUKTUREN DES 
CARE-SEKTORS

Von den rund 6,5 Millionen lohn-
abhängig Beschäftigen waren 2013 
340.000 staatlich anerkannte Erziehe-
rInnen in Kindergärten oder Heimen 
etc. angestellt, davon über 327.000 
Frauen. 2016/17 arbeiteten 760.000 
LehrerInnen, der Großteil von ihnen 
an Grundschulen und Gymnasien.

Das Gesundheitswesen ist mit 
Abstand der größte Bereich und 
beschäftigte 2016 5,5 Millionen, 75,8 
% davon waren Frauen. In Kranken-
häusern schufteten über 1,2 Millionen, 
davon 180.000 ärztliches, 1,04 Milli-
onen nichtärztliches Personal sowie 
83.000 Auszubildende. Darunter fie-
len 880.000 Vollzeitkräfte (ÄrztInnen: 
158.000, andere: 722.000). Die Alten-
pflege umfasste Ende 2015 611.000 
Arbeitskräfte. Rund ein Siebtel der 
Auszubildenden im Gesundheits- und 
Sozialwesen besitzt einen ausländi-
schen Pass.

Diese schon beeindruckend hohen 
Zahlen muss man jedoch in Rela-
tion zur unbezahlten Arbeit setzen. 
Laut Bundesamt für Statistik betrug 
das Gesamtvolumen an Reproduk-
tionsarbeiten in der BRD 2001 96 

weiblich, prekär 
und schlecht bezahlt

Care 
Arbeit
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Mrd. Stunden gegenüber 56 Mrd. für 
Erwerbsarbeit, wobei erstere weit 
überproportional von Frauen ver-
richtet werden. Untersuchungen zum 
individuellen Zeitverbrauch in den 30 
reichsten Wirtschaftsländern ergaben 
für Deutschland für den Durchschnitt 
aller Erwerbsfähigen: 16 Wochenstun-
den für Erwerbsarbeit gegenüber 45 in 
Haus- und Familienarbeit und 24 für 
Freizeit.

In der Schweiz sollen 4/5 der 
gesamten Tätigkeiten von Frauen auf 
Care-Ökonomie entfallen, 2/5 bei 
Männern. Etwa 1/10 der Erwerbsar-
beitsstellen für Männer gehören dazu 
(Frauen: 1/3). Das unbezahlte Volumen 
ist siebenmal größer als das bezahlte. 
(Gisela Notz: Zum Begriff der Arbeit 
aus feministischer Perspektive, Eman-
zipation, Jg. 1, Nr. 1, 2011)

NIEDRIGLOHN, PREKARITÄT, 
SCHATTENARBEIT: 

TYPISCHES SCHICKSAL VON 
CARE-FRAUEN

Von institutionell organisierter 
Erziehungs-, Pflege- und  Betreu-
ungsarbeit bis hin zu sklavenähnli-
chen Abhängigkeiten finden wir alle 
Arbeitsverhältnisse in der Care-Arbeit.

Zwei Merkmale sind dabei bedeu-
tend: Je schlimmer die Arbeitsbedin-
gungen, je schlechter die Bezahlung, 
desto weniger männliche Arbeit„-
nehmer“ finden sich hier. Von diesem 
Care- Arbeitsmarkt ist selten die Rede, 
noch weniger von ganz überwiegend 
unsichtbaren Arbeitsverhältnissen im 
Privathaushalt und in der Schatten-
wirtschaft „illegaler“ MigrantInnen.

Selten werden diese Merkmale im 
Zusammenhang mit der Frauenunter-
drückung in der Gesellschaft und auf 

dem Arbeitsmarkt genannt. Ohne diese 
„Unsichtbarkeit“ solcher prekären 
Arbeitsverhältnisse würde in jedem 
kapitalistischen Land deutlich, dass 
die Ausbeutung wieder Formen ange-
nommen hat, die denen zu Beginn der 
Industrialisierung sehr ähnlich sind. 
Kinder und Alte wären oft sich selbst 
überlassen, weil die Arbeitswelt sich in 
den letzten Jahrzehnten immer weiter 
flexibilisiert und prekarisiert hat. Die 
Beschäftigten müssen jede Arbeitszeit 
und unbezahlte Mehrarbeit anneh-
men, da durch das Hartz-IV-System 
eine Verweigerung nicht mehr möglich 
ist. So sind viele Familien gezwungen, 
Pflege- und Betreuungsarbeit mög-
lichst billig anderen zu überlassen.

RASSISTISCHES 
LOHNDUMPING

Also gibt es in der Care-Arbeit noch 
prekärere Beschäftigungsverhält-
nisse. Von der im Privathaushalt arbei-
tenden Pflegekraft mit Arbeitsvertrag 
bis hin zu „illegal“ Beschäftigten, die 
im schlimmsten Fall bei der Familie 
wohnen und 24 Stunden einsatzbe-
reit sind. So kommt z. B. eine Frau aus 
Polen hierher, um in der Altenpflege 
zu arbeiten, und verdient nach ihren 
Maßstäben genug Geld, um ihre Fami-
lie in Polen durchzubringen. Dafür 
lässt sie ihre eigenen Familienangehö-
rigen allein. Ihre Kinder werden mit 
Großeltern oder anderen Angehörigen 
notdürftig versorgt. Trotzdem ist es 
aus ihrer Sicht eine Verbesserung und 
sie hält einiges aus,  um ihren Job nicht 
zu gefährden. Dies wirkt auch auf den 
sozialversicherten Teil im Care-Sektor 
als Lohndumping zurück

Auf diese Art wirkt der Druck des 
imperialistischen Weltmarktes auf die 

Lebens- und Arbeitsbedingungen in 
den halb-kolonialen Ländern in Form 
von Arbeitslosigkeit und niedrigem 
Lebensstandard. Was der Arbeitsmarkt 
nicht absorbieren kann, fungiert in den 
führenden kapitalistischen Ländern als 
Reservearmee, die diesen keine Aus-
bildungskosten verursacht. Aufgrund 
ihrer Entrechtung und rassistischen 
Unterdrückung kann sie bei einem Sin-
ken der Nachfrage nach Arbeitskraft 
leichter „entsorgt“, also abgescho-
ben oder zur „freiwilligen“ Rückreise 
gezwungen werden.

UNTERSCHIEDE UND 
ZUSAMMENHÄNGE IM 

CARE-BEREICH
Die Pflege von kranken und alten 

Menschen ist einerseits in öffentli-
chen/kommunalen Krankenhäusern 
und Pflegeeinrichtungen organi-
siert. Dort gibt es Tarifverträge und 
Betriebsräte die sich um die Umsetzung 
kümmern. So haben die Beschäftigten  
relative gute Arbeitsbedingungen im 
Vergleich zu denen Beschäftigten in 
privatisierten Einrichtungen  und  v. a. 
in privaten Haushalten.

Da heute in allen Krankenhäusern 
Profite erzielt werden müssen, sind 
die Arbeitsbedingungen extrem belas-
tend und der Stress steigt ständig. Der 
überwiegende Teil der Beschäftigten 
hält den Leistungsdruck weniger als 10 
Jahre aus. Dann sind sie gezwungen, 
ihre Arbeitszeit zu reduzieren, werden 
krank oder suchen sich eine andere 
Lohnarbeit. Viele Auszubildende sind 
am Ende ihrer Ausbildung nicht bereit, 
den Job der Krankenpflege weiter 
auszuüben.

KRANKENHAUSPRIVATISIE-
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RUNG...
Der Druck, die Carearbeit profitabel 

zu machen, setzte sich auch im Bereich 
durch, der die besten Arbeitsbedin-
gungen der gesamten Branche bot: den 
Krankenhäusern. Der Einstieg in ihre 
Verschlechterung und schließlich das 
Auslösen einer massiven Privatisie-
rungswelle erfolgte über die Finanzie-
rungskrise der Sozialsysteme. Ab den 
1970er Jahren setzte die Dauerwirt-
schaftskrise Staatsfinanzen und Sozi-
alversicherungen unter Druck.

Sinkende Reallöhne führten dazu, 
dass die Gesundheitsausgaben den 
Einnahmen der Sozialversicherungen 
enteilten. Die paritätische Finanzie-
rung wurde zugunsten der „Arbeit-
geber“ verändert, ihr Beitrag ein-
gefroren auf 7,3 %.  Seitdem zahlen 
die Versicherten alle Mehrkosten 
(Krankenkassenzusatzbeiträge) und 
Zuzahlungen bei sehr vielen Behand-
lungskosten und Medikamenten. 
Erhöhungen der Krankenkassenbei-
träge wären schließlich auch auf Kos-
ten der sog. Arbeitgeberlohnanteile 
gegangen. Kostendämpfung bei den 
Gesundheitsleistungen war ange-
sagt. Die Abrechnung der Kranken-
hausbehandlung wurde umgestellt. 
Vor 2004  wurde abgerechnet pro 
belegtes Bett pro Nacht. Die soge-
nannte Fallpauschale (DRG: Diag-
nosis Related Groups = diagnosebe-
zogene Fallgruppen) legt für jedes 
Krankheitsbild eine durchschnittli-
che Bezahlung für die Behandlung 
fest. Reicht dieser Festbetrag für die 
jeweilige Krankheit nicht, macht die 
Klinik ein Defizit oder muss einen 
enormen Bürokratieaufwand leis-
ten, um zu erklären, warum er nicht 
zur Heilung gereicht hat. Durch 
die Einführung der DRGs 2004 so 
wird jedes freie Bett zum Risiko-
faktor der Krankenhäuser. Es kam 
zu einem enormen Bettenabbau, 
der immer wieder zu Schlagzeilen 
in der Presse führt, dass Notfälle 
nicht aufgenommen werden kön-
nen und Krankenwagen so lange 
gesucht haben, bis der Patient ver-
storben war.

Im alten Finanzierungssystem 
gab es keinen Anreiz für volle 
Belegung, da ja keine Gewinne 
gemacht werden durften und die 
laufenden tatsächlichen Behand-
lungskosten auf jeden Fall von den 
Kassen finanziert wurden. Heute 
kommt es durch DRG-Abrech-
nung, Gewinnabschöpfung und 

Konkurrenz in vielen Bereichen zu 110-
120 % Belegung (PatientInnen auf dem 
Flur oder in Badezimmern etc.). Nicht 
dass es schon kompliziert genug ist, 
gibt es auch noch die duale Kranken-
hausfinanzierung: Das bedeutet, die 
Krankenkassen zahlen für die laufen-
den Kosten, die Länder und Kommunen 
für die Investitionen z.  B. in Gebäude 
und Ausstattung. Diese haben die Län-
der seit 1991 immer weiter gesenkt, 
so dass wir heute einen Investitionss-
tau von 6-6,5 Milliarden Euro jährlich 
haben. Die Kliniken investieren zur 
Zeit viel selbst durch Einsparungen an 
Personal und Aufnahme von Krediten, 
um konkurrenzfähig zu bleiben. Die 
Umstellung auf DRGs hat viele Kom-
munen ihre Kliniken an private Trä-
ger verkaufen lassen, wenn sie mit den 
Fallpauschalen nicht auskamen und 
zusätzlich noch aus laufenden Einnah-
men dringend notwendige Investitio-
nen tätigen mussten. Die privatisierten 
Betreiber schlossen übrigens Verträge 
mit den Ländern/Kommunen, um auch 
diese aus Steuergeldern finanziert zu 
bekommen, oft mehr als zuvor, als sie 
noch staatlich waren!

So hat der Gesetzgeber die Tür für 
private Unternehmen indirekt durch 
Einführung der Fallpauschalen geöff-
net. Seit 1991 ist die Zahl privater Kli-
niken  um 70 % gestiegen, über 320 % 
mehr privatisierte Betten sind seitdem 
entstanden. Die größten Krankenhaus-
konzerne sind Mediclin, Rhön-Klini-
kum AG, Sana Kliniken AG, Asklepios 
und Helios. Weitere wichtige Akteure 
in diesem Spiel sind die Pharmaindus-
trie und Gerätetechnik. Oftmals unbe-
achtet, dirigierten sie vor 2004 die 
Ausrichtung der Medizin ganz in ihre 
Richtung, um ordentlich Geld abzu-
zocken. So verschaffen sich einige 
wie der Pharma- und Dialysekonzern 
Fresenius SE & Co. KGaA als Betrei-
ber zahlreicher Kliniken weiteren 
Marktzugang.

…UND IHRE FOLGEN FÜR DIE 
BESCHÄFTIGTEN

Ob in kommunalen, privaten, kirch-
lichen oder anderen frei-gemein-
nützigen Einrichtungen: Die Priva-
tisierungen und Profitorientierung 
gingen einher mit Personalabbau und 
daraus folgender Arbeitsverdichtung 
und Überstunden. Daneben hatte der 
Ausstieg mancher Krankenhausträ-
ger aus dem relativ flächendeckenden 
Tarifvertrag (TvÖD) Lohnsenkungen 
zu Folge, denn der durch die DRGs 

46%

15%

39%

30%

35%

35%

Privatisierung von 
Krankenhäusern

1991

2014

= öffentlich

= frei-gemeinnützig

= privat
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geschaffene Markt übte seine bekann-
ten Rationalisierungszwänge aus. Von 
1995 bis 2006 wurden 87.000 Stellen im 
Krankenhaus abgebaut, davon 40.000 
Pflegekräfte.

Dies ging auch einher mit Schlie-
ßungen von ganzen Krankenhäusern. 
Gleichzeitig stieg allerdings die Bet-
tenbelegung um 30 %. Im Jahr 2013 
hat ver.di in 200 Krankenhäusern eine 
Befragung durchgeführt und dadurch 
errechnet, dass bundesweit 162.000 
Stellen in den Krankenhäusern feh-
len, um eine gute Krankenhausversor-
gung zu gewährleisten, davon 70.000 
Stellen in der Pflege. Zur Zeit arbeiten 
in Deutschland in 2000 Krankenhäu-
sern 410.000 Pflegekräfte. Sie müssen 
deutlich mehr PatientInnen versorgen 
als in anderen Ländern (Japan: 53,1; 
OECD-Durchschnitt: 31,9; BRD: 19,0 
Pflegekräfte auf 1000 Behandlungs-
fälle). Dies führt erwiesenermaßen zu 
einer höheren Todesrate bei den Pati-
enten neben erhöhter Belastung für 
Pflegekräfte (Burnout, Rückenleiden 
etc.; Berufsabbruch, s. o.).

Aber der Widerstand gegen schlechte 
Löhne und noch schlechtere Arbeits-
bedingungen nimmt zu. Sowohl die 
Krankenpflege als auch die Altenpflege 
versucht, mit Aktionen Druck auf die 
EntscheidungsträgerInnen auszuüben.

WIDERSTAND
Durch die oben genannten Prob-

leme ist die Situation der Pflegekräfte 
miserabel und die PatientInnen sind 
in Gefahr. 2015 gab es einen wichti-
gen Anstoß der Beschäftigten in der 
Berliner Charité für mehr Personal im 
Krankenhaus. Ver.di möchte diesen 
Tarifvertrag an allen Kliniken durch-
setzen und rief im Juli 2017 bundesweit 
zu Tarifverhandlungen für einen TV 
Entlastung auf (Artikel dazu in die-
ser Zeitung). In vielen Städten haben 
sich daraufhin Bündnisse für mehr 
Personal im Krankenhaus gebildet: 
Hamburg, Bremen, Berlin, Freiburg, 
Tübingen, Stuttgart, Saarland, Düssel-
dorf, Helios Amper-Kliniken in Dachau 
und Indersdorf, SRH Klinikum Karls-
bad-Langensteinbach, Trier.

Und mit ca. 80 % weiblichen Beschäf-
tigten in der Krankenhauspflege (in 
Altenheimen eher noch mehr) ist 
dies auch ein wichtiger Kampf für die 
Gleichstellung von Frauen im Beruf, 
kann eine Signalwirkung haben für 
alle „typischen“ weiblichen Arbeits-
verhältnisse und deren nächste 
Arbeitskämpfe.

Trotz Tarifvertrags und offiziell 
gleicher Bezahlung in der Pflege gibt 
es deutliche geschlechtliche Unter-
schiede: männliche Pflegekräfte 
erhalten oft schneller eine Weiterbil-
dung und arbeiten in Bereichen, die 
besser bezahlt sind: Intensivstatio-
nen, Anästhesiepflege oder 
haben Leitungsfunk-
tion. Zudem werden 
sie durch individu-
elle Lohnabspra-
chen oft besser 
bezahlt als ihre 
Kolleginnen.

Die Gewerk-
schaft ver.di 
stellt in ihrem  
Aufruf zu Ver-
handlungen für 
einen Tarifvertrag 
Entlastung bundesweit 
drei Forderungen  auf: mehr 
Personal, verlässliche Arbeitszeiten 
und Belastungsausgleich. Die Beschäf-
tigten an einigen Orten, an denen 
sich Bündnisse gegründet haben und 
eigene Flugblätter geschrieben wur-
den, hatten deutlich oft Konkreteres 
und mehr verlangt.

So forderten die KollegInnen in Bre-
men 1600 zusätzliche Pflegekräfte 
sofort, Einarbeitungszeit für neue 
KollegInnen von mind. 6 Monaten, 
garantierte Fortbildung, Dienstplan-
sicherheit (kein Holen aus dem Frei) 
oder Frühverrentungsmöglichkeit 
ohne Abschläge wie bei Polizei und 
Feuerwehr! Außerdem wurde der 
Wegfall der Fallpauschalen, das Ende 
der Privatisierung der Krankenhäuser 
und die Rekommunalisierung privati-
sierter und ausgegliederter Bereiche 
verlangt.

Zur Zeit gibt es aber eine deutliche 
Zurückhaltung der Gewerkschaft, die 
Kämpfe ernsthaft bis zum Streik zu 
führen. Dort, wo im Jahr 2017 Demons-
trationen und Streiks stattfanden, 
beteiligen sich Beschäftigte aktiver 
als in Städten wie Hamburg und Bre-
men, die denken, es wäre noch zu früh, 
Streik auf die Agenda zu setzen! Des-
halb treten wir für Belegschaftsver-
sammlungen in allen Kliniken eine. 
Dort sollen nicht nur Unterschriften 
gesammelt, sondern auch Komitees 
zur Vorbereitung von Aktionen und 
Streiks gewählt werden, die der Basis 
rechenschaftspflichtig und von dieser 
abwählbar sind. So könnte die Grund-
lage für einen bundesweiten Streik im 
Pflegebereich gelegt werden. Dieser 

Kampf sollte mit dem für die Rückho-
lung aller ausgelagerten Betriebsteile, 
für ein Verbot von Leiharbeit und 
Niedriglohnbereichen verbunden wer-
den: Ein Betrieb – eine Belegschaft – 
ein Tarif!

Die Kontrolle der Umsetzung muss 
bei Komitees der Beschäftigten 

und Gewerkschaften liegen.

FÜR EINE 
WIRKLICHE CARE 

REVOLUTION!
Was bei ver.di und 

auch den Beleg-
schaften oft fehlt, 
ist die Forderung 

nach Offenlegung 
aller Einnahmen und 

Ausgaben. Gesundheit 
ist eine Klassenfrage und 

betrifft alle Lohnabhängigen. 
Ein Gesundheitssystem muss nach 

ihren Bedürfnissen als PatientInnen 
und dortige Beschäftigte ausgerichtet 
werden.

Daher treten wir für ein Programm 
zum Ausbau des Gesundheitswesens 
wie aller anderen Felder der Care-Ar-
beit unter Kontrolle der Beschäftigten, 
der Gewerkschaften, von VertreterIn-
nen der lohnabhängigen Bevölkerung 
ein. Ein solches Programm müsste 
durch die Besteuerung der Reichen, 
von Gewinnen und Vermögen finan-
ziert werden.

So könnte zugleich auch weitere 
Abwälzung von Care-Tätigkeiten auf 
die private Hausarbeit und damit vor 
allem auf die Frauen bekämpft wer-
den. Ein Ausbau von Krankenhäusern, 
Pflegeeinrichtungen, Kitas, Betreu-
ungseinrichtungen und Freiangebo-
ten für Kinder und Jugendliche wäre 
ein Schritt zur Umkehr des Trends der 
letzten Jahre und Jahrzehnte.

Diese Forderungen können ein 
Schritt sein zur Sozialisierung der 
gesamten Care- und Reproduktions-
arbeit einschließlich der bezahlten 
wie unbezahlten in Privathaushalten. 
Das kann auch die prekär Beschäftig-
ten auf unterster Stufenleiter unab-
hängig von ihrer Staatszugehörigkeit, 
ferner alle Azubis mitnehmen und die 
Tür aufmachen zu einem vernünftigen 
Gesellschaftssystem, die den arbeiten-
den Menschen und seine Bedürfnisse 
in den Mittelpunkt der Produktions-
zwecke stellt. Menschen statt Profite 
heißt: Sozialismus statt Kapitalismus!

Menschen statt 
Profite heisst: 

Sozialismus 
statt Kapitalismus!
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JÜRGEN ROTH,  
GRUPPE ARBEITERINNENMACHT

VORZEIGEBETRIEB CHARITÉ 
BERLIN?

2015 streikte das dortige Pflege-
personal 11 Tage lang. Ab April 2016 
befand sich der erstreikte Tarifvertrag 
Gesundheitsschutz und Mindestbe-
setzung (TV) im einjährigen Testlauf 
und wurde von der Gewerkschaft über 
den Juni 2017 hinaus nicht verlängert. 
Feste Mindestbesetzungen wurden 
aber nur für den Intensivbereich und 
die Kinderklinik vereinbart. Der Inter-
ventionsablauf bei Unterschreitung 
der Besetzungsstandards war ausge-
sprochen schleppend und scheiterte 
oft an der Blockade durch Vorgesetzte. 
Der Vertrag war zudem ausgesprochen 
kompliziert und für die KollegInnen 
schwer verständlich. Zwar erwies sich 
das Konzept des Betten- und Stations-
schließungsstreiks mittels Notdienst-
vereinbarungen als erfolgreich und 
die Etablierung neuer gewerkschaftli-
cher Strukturen in Form der Tarifbe-
raterInnen beinhaltet ein Potenzial für 
basisdemokratisch erneuerte gewerk-
schaftliche Vertrauenskörper, doch 
es überwog die Unzufriedenheit mit 
dem TV (siehe: „Lehren aus dem Cha-
rité-Streik“, NEUE INTERNATIONALE 
219, Mai 2017).

Er wurde gekündigt und Ende Sep-
tember 2017 trat die Charité in einen 
erneuten Streik. Fast gleichzeitig 
bremste ver.di die streikwilligen Kol-
legInnen bei den kommunalen Ber-
liner Vivantes-Kliniken aus. Nach der 
1. Streikwoche der Charité wurde dort 
nur in einigen Häusern ein bis zwei 
Tage warngestreikt. Dann wurde im 
Oktober die 2. Streikwoche an der 
Charité ausgesetzt auf eine „Verhand-
lungsverpflichtung“ der Arbeit„ge-
ber“Innen zur Erarbeitung von Schrit-
ten zwecks besserer Umsetzung des TV 
bis Ende Dezember hin. Die „Tarifbera-
terInnen“ fungierten hierbei als bes-
sere Ausführungsorgane der Gewerk-
schaftsbürokratie, statt als deren 
Opposition aufzutreten.

SCHLINGERKURS
Am 27. März 2017 kam es im Saar-

land vor dem Saarbrücker Landtag zu 
einem eintägigen Warnstreik mit 600 
Angestellten aus 12 Betrieben. Am 25. 
Januar 2018 streikten Beschäftigte 
der 4 baden-württembergischen Uni-
versitätskliniken. Die Urabstimmung 
an den Amper-Kliniken (Helios-Kon-
zern) in Dachau und Markt Indersdorf 
erbrachte ein über 90 %-iges Votum 
für Streik, doch die ver.di-Tarifkom-
mission setzte den Streik unter Pro-
test zahlreicher Beschäftigter und der 
Unabhängigen Betriebsgruppe einfach 
aus, nachdem die Geschäftsführung 
erklärt hatte, dem TVöD beitreten zu 
wollen, der gar keine Entlastungsre-
gelungen enthält. Der Kommunale 
Arbeit„geber“verband (KAV) weigert 
sich zudem, auch nur Verhandlun-
gen über einen Entlastungs-TV aufzu-
nehmen. Außer mit der Charité kann 
ver.di bis jetzt nur auf einen solchen 
Abschluss mit den privaten Unikran-
kenhäusern in Gießen und Marburg 
nach 3 Streiktagen verweisen. Einer 
onkologische Station der saarlän-
dischen Uniklinik in Homburg sind 
zudem 21 zusätzliche Pflegevollkräfte 
bewilligt worden.

Außer (Warn-)Streiks gab es sei-
tens der DGB-Gewerkschaft ver.di nur 
Ankündigungen. Ausgewählte Kran-
kenhäuser in privater und öffentlicher 
Trägerschaft in 7 Bundesländern wur-
den zur Aufnahme von Verhandlun-
gen über einen Tarifvertrag Entlas-
tung (TVE) aufgefordert. In weiteren 
100 Betrieben soll der Druck erhöht 
werden: Dienst nach Vorschrift wie 
Verweigerung des Einspringens aus 
dem freien Wochenende und an freien 
Tagen (St. Ingbert); Protest vor dem 
Aufsichtsrat der „Gesundheit Nord“ 
(Bremen); Straßentheater (Rostock); 
Transparent am Deutschen Eck (Kob-
lenz); Erheischen von Aufmerksamkeit 
am Tag der Pflege (Stuttgart) und vor 
dem Haupteingang in der Mittagspause 
(Kircheimbolanden); Aktionstage zur 
Händedesinfektion am 12. und zur Ein-
haltung der Pausen am 19. September 
2017 (Brandenburg, Essen; darunter 
auch abgebrochene Aktionen „wegen 

angespannter Personalsituation“ in 
Baden-Württemberg, im Saarland und 
in Köln); Proteste in der Altenhilfe 
und Psychiatrie; Konferenz mit 150 
Beschäftigten aus 50 nordrhein-west-
fälischen Kliniken am 29. April 2017 in 
Oberhausen. Diese forderte ein Sofort-
programm für die Einstellung von 
20.000 Pflegekräften, damit niemand 
mehr allein auf Station arbeiten muss 
(Nachtdienste).

LOBBYPOLITIK UND 
VOLKSENTSCHEID – KEIN 

ERSATZ FÜR KLASSENKAMPF!
Letzteres ist aber doch nur ein Trop-

fen auf den heißen Stein und zudem 
nicht mit guten Worten durchzuset-
zen, sondern nur mit flächendecken-
den Vollstreiks für einen TVE, der 
162.000 Stellen, davon 70.000 allein in 
der Pflege schaffen muss (Zahlen laut 
ver.di). Die ver.di-Bürokratie droht 
aber bereits einzuknicken vor den 
Versprechen der geschäftsführenden 
Bundesregierung und der laufenden 
Koalitionsverhandlungen. Erstere 
verspricht Personaluntergrenzen in 
„pflegesensitiven“ Bereichen. Viele 
Gewerkschaftsmitglieder fürchten 
bereits zu Recht einen Verschiebe-
bahnhof, auf dem keine einzige zusätz-
liche Stelle geschaffen wird, sondern 
diese aus der Normalpflege abgezogen 
werden. Aus den Gesprächen  für eine 
neue Große Koalition sickerte zudem 
durch, dass die zukünftige Bundes-
regierung 8000 zusätzliche Pflegear-
beitsplätze „schaffen“ will – bundes-
weit! Dies ist mal gerade ein Zehntel 
der in der Pflege und weniger als ein 
Zwanzigstel der insgesamt benötigten 
Jobs in Akutkrankenhäusern!

Gegen eine gesetzliche Personal-
regelung haben wir natürlich keine 
Einwände. Doch über Unterschrif-
tensammlungen für eine Pflegebe-
messungspetition an den Bundesrat 
(Ende 2015) und Vertrauen in die saar-
ländische CDU-Gesundheitsministe-
rin Monika Bachmann, die auf einer 
großen Krankenhausdemonstration 
am 8. März 2017 in Saarbrücken ver-
sprach, sich für eine solche im Bun-
desrat einzusetzen kommen die ver.

Druck machen muss anders gehen!
Zum Stand der ver.di-Tarifkampagne
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di-FunktionärInnen nicht hinaus. Diese 
Initiative endete kläglich in der Beauf-
tragung eines Gutachters, der bis zum 
Spätherbst 2017 brauchte auszurech-
nen, dass die Fallzahl um 2,7 % und in 
der Geriatrie um 13,8 % steigen werde. 
Personalempfehlungen gab der gute 
Mann indes nicht ab!

Die jüngste Initiative des „Berliner 
Bündnisses für mehr Personal im 
Krankenhaus“ sammelt Unterschrif-
ten für einen berlinweiten „Volksent-
scheid für Gesunde Krankenhäuser“. 
Bis es dazu kommt, braucht sie in der 
1. Stufe des Volksbegehrens 20.000 
Unterschriften, in der 2. 170.000 und in 
der 3. im eigentlichen Volksentscheid 
ein Beteiligungsquorum von 25 % aller 
Wahlberechtigten und eine Mehrheit. 
Als 2. Möglichkeit steht der Weg über 
eine Volksinitiative offen.

Das Bündnis will Mindestperso-
nalzahlen sowie eine Mindestinves-
titionsquote erreichen; die Inves-
titionen sollen vom Land Berlin 
übernommen werden. Alles in allem 

wird mit jährlichen Kosten von 385 Mil-
lionen Euro gerechnet.

Wir würden einem solchen Begehren 
zwar nicht unsere Unterschrift ver-
weigern und im Falle eines Volksent-
scheids für dessen Anliegen stimmen, 
doch bezweifeln wir seine politische 
Wirksamkeit. Was soll geschehen, falls 
es nicht zustande kommt? Selbst bei 
positivem Ausgang ist aber auch das 
Ergebnis nicht zwingend vom Senat 
umzusetzen. Das Initiativbündnis hat 
schon eine entsprechende Bundes-
ratsinitiative vorbereitet. Das Ergeb-
nis dürfte wie 2015 und 2017 ausfallen. 
Statt allein auf die Mittel der bürger-
lichen Demokratie (Volksbegehren, 
Länderparlament) zu bauen, sich im 
„alternativen“ Lobbyismus zu ver-
fransen, hätte das Solidaritätsbündnis 
für mehr Personal im Krankenhaus 
im Charité-Streik dem Ausverkauf der 
ver.di-Spitze eine klassenkämpferi-
sche Alternative entgegensetzen und 
den Streikenden eine antibürokrati-
sche Kampfperspektive bieten sollen! 

So würden wir die Kampagne für den 
Volksentscheid damit verbinden, ver.di 
nicht vom Haken zu lassen, und unsere 
Perspektive Vollstreik einbringen 
sowie uns am Aufbau von Solidaritäts-
komitees beteiligen.

Statt des Lobbyismus der Gewerk-
schaftsbürokratie und ihrer „lin-
ken“ BegleitmusikantInnen brauchen 
wir einen politischen Streik für ein 
Gesundheitsgesetz unter Einbezug 
aller Gewerkschaften für:

Das ist die notwendige Entlastung 
für Beschäftigte und PatientInnen 
gleichermaßen!

JÜRGEN ROTH,  
GRUPPE ARBEITERINNENMACHT

Im Folgenden setzen wir uns mit dem 
Begriff der Care-Arbeit auseinander. 
Wir untersuchen ihren Wandel seit 
den 1970er Jahren, seine Ursachen und 
Auswirkungen auf ihre bezahlten For-
men wie auf die Arbeitsteilung inner-
halb der Familien. Wir versuchen zu 
erklären, worin die Lohndifferenz zwi-
schen Frau und Mann begründet liegt, 
und untersuchen das Programm der 
sogenannten Care Revolution.

Die Kritik sozialistischer Feminis-
tinnen am Care-Begriff führt uns zur 
Frage, ob sie das Verhältnis zwischen 
Lohnarbeit und unbezahlter Hausar-
beit richtig einordnen und was sie mit 
anderen Strömungen des Feminis-
mus verbindet. Wir versuchen nach-
zuweisen, dass die gesamte feminis-
tische Richtung im Unterschied zum 
Marxismus ein falsches, dualistisches 
Verständnis eint: Frauenunterdrü-
ckung und Klassengesellschaft wer-
den als zwei verschiedene Verhältnisse 
betrachtet, die sich zwar gegenseitig 
durchkreuzen, letztlich jedoch eigene 
Ursachen haben und unabhängig von-
einander Widersprüche entwickeln. 

Schließlich   werden wir auf die zent-
rale Bedeutung der Sozialisierung der 
Haus- und Reproduktionsarbeit für 
jedes Programm der Frauenbefreiung 
zurückkommen.

ZUM BEGRIFF CARE-ARBEIT
Unter den Begriff Care-Arbeit fallen 

alle Tätigkeiten der Pflege, Erziehung 
und Bildung und Hausarbeit. Wo sie 
Erwerbsarbeit ist, wäre sie allgemein 
zu unterteilen in verschiedene Formen 
der Lohnarbeit (ungeschützte prekäre 
wie tariflich abgesicherte Voll- und 
Teilzeitarbeit) sowie selbstständige 
Arbeit (z.  B. Kleingewerbe, Kleinbäu-
erInnenschaft). Care-Erwerbsarbeit 
findet in staatlichen, kirchlichen und 
frei-gemeinnützigen sowie privaten 
Einrichtungen statt. Zu ihren unbe-
zahlten Formen zählen z. B. Haus- und 
Sorgearbeit wie Erziehung, Pflege, 
Subsistenzarbeit, ehrenamtliche 
Arbeit. Sie findet in Einrichtungen im 
Sozial- und Gesundheitsbereich, in 
Wohlfahrtsorganisationen, Vereinen 
und Verbänden, sog. Alternativprojek-
ten sowie in Familien oder Lebensge-
meinschaften zuhause statt.

Betont der Begriff Reprodukti-
onsarbeit im marxistischen Sinn die 

Bedeutung der Haus- und Sorgear-
beit in der LohnarbeiterInnenfami-
lie für das kapitalistische Prinzip der 
Profitmaximierung, richtet der seit 
den 1980er Jahren aufkommende 
Begriff Care-Arbeit den Blick sowohl 
auf die Gesamtheit der familiären Sor-
gearbeit als auch auf Erziehung und 
Pflege in Institutionen wie Kinder-
gärten, Schulen, Altersheimen und 
Krankenhäusern.

TEILTRANSFORMATION IM 
GESCHLECHTERVERHÄLTNIS 
BEI LOHNARBEITERINNEN- 

FAMILIEN
Die Entwicklung des Kapitalismus 

ging von Anbeginn mit einer zwiespäl-
tigen Dynamik der Einbeziehung der 
proletarischen Frauen in die Lohnar-
beit und einer gleichzeitigen Fixierung 
auf ihre Rolle als Hausfrau einher. So 
war die Entstehung des Fabriksystems 
nicht nur durch die extreme Ausbeu-
tung männlicher Arbeitskraft, son-
dern auch durch eine Ausdehnung der 
Frauen- und Kinderarbeit geprägt. Die 
materielle Basis für die Reproduktion 
der Familie war an der Entstehungs-
phase „großen Industrie“ kaum vor-
handen. Diese änderte sich erst im 

ÊÊ Abschaffung der Fallpauschalen (DRG)!
ÊÊ 162.000 neue Stellen!
ÊÊ Ausreichende staatliche Bau- und 
Investitionsfinanzierung!

Zur Care-Arbeit und ihren TheoretikerInnen
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Laufe des 19. Jahrhunderts infolge des 
Widerstandes und der Organisierung 
der ArbeiterInnenklasse. Zugleich 
wurde damit aber auch die Basis für 
die Etablierung und Reproduktion der 
bürgerlichen Kleinfamilie im Proleta-
riat selbst geschaffen – einschließlich 
von deren Idealisierung und Ideolo-
gisierung.Oft waren es große Kriege 
oder Expansionsperioden, die im Kapi-
talismus auch zu einer massiven Aus-
dehnung weiblicher Lohnarbeit führ-
ten, sei es weil die männliche, im Krieg 
vernutzte Arbeitskraft ersetzt werden 
mussten oder weil eine Ausdehnung 
der Basis der kapitalistischen Akku-
mulation auch zu einer stetigen Nach-
frage nach mehr (also auch mehr weib-
licher) Arbeitskraft führte.

Nach dem Zweiten Weltkrieg, im 
sog. „langen Boom“ wuchs nicht nur 
die ArbeiterInnenklasse selbst mas-
siv, sondern auch die Anzahl der 
lohnabhängigen Frauen. Ende der 
60er Jahre/Anfang der 70 Jahre war 
etwa ein Drittel aller lohnabhängig 
Beschäftigten weiblich (rund 10 Mil-
lionen). Der für die erste Phase des 
„Wirtschaftswunders“ typische Kon-
stellation aus männlichem Lohnarbei-
ter/-angestellten und proletarischer 
„Nur“hausfrau wich schon in den 
60er Jahren dem „Doppelverdiene-
rInnenhaushalt“, auch wenn erstere 
weiter mit aller Vehemenz zum „Nor-
malfall“ erklärt wurde. In den 70er 
und 80er Jahren stieg die weibliche 
Beschäftigung weiter. Die lohnab-
hängigen Frauen wurden nicht in die 
Rolle der Hausfrau zurückgedrängt, 
sondern vielmehr in die Doppellast 
aus immer Hausarbeit und prekärer 
Beschäftigugn. Die Nachkriegsperiode 
beschleunigter Akkumulation geriet 
an ihr Ende und machte Platz für eine 
seither chronische, mehr oder weniger 

latente strukturelle Über-
akkumulationskrise. Darin liegt auch 
die entscheidende Ursache für eine 
Veränderung der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung.

Die Feministin Silke Chorus hinge-
gen sieht den Einzug der Frauen in die 
Erwerbsarbeit als direkte Folge von 
Teil-Transformationen im Geschlech-
terverhältnis (Care-Seiten in der poli-
tischen Ökonomie, in: DAS ARGUMENT 
292, 53. Jg., Heft 3/2011, S. 396). Umge-
kehrt wird jedoch ein Schuh draus: 
Massenarbeitslosigkeit und sinkende 
Reallöhne führten dazu. Der Lohn des 
Proletariers deckte immer weniger die 
„historisch-moralische“ (Marx) Fami-
lienkomponente ab.

Da der Care-Bereich einer anderen 
Zeitökonomie als die Industrie unter-
liegt und aufgrund o.  a. Besonderhei-
ten weniger mittels Ersatz lebendiger 
Arbeitskraft durch konstantes Kapi-
tal (Maschinen) durchrationalisiert 
werden kann, folgt daraus zweierlei: 
erstens ein immer weiteres Auseinan-
derklaffen der Arbeitsproduktivitäten 
in beiden Sektoren, zweitens Rationa-
lisierung in der Pflege durch steigende 
Arbeitsintensität, vermehrte Ausbeu-
tung der Beschäftigten unter Einsatz 
von Akkordsystemen (Taylorismus): 
Minutentakte waren die Konsequenz 
aus Privatisierung und Einführung 
marktwirtschaftlicher Rentabilitäts-
kriterien in öffentlichen und gemein-
nützigen Institutionen (Fallpauscha-
len, DRGs).

Sozialtransfers (Pflegekassen) 
erleichterten das Aufblühen eines 
gewaltigen Pflegedienstleistungs-
markts. Öffentliche Gelder wurden 
in den Bereich geschaufelt, um ihn 
flottzumachen. Niedriglöhne, Qua-
litätsverlust und/oder Preissteige-
rung sind unter diesen Bedingungen 
der Produktion für Profit strukturelle 

Merkmale von Care-Dienstleistun-
gen. Staatliche soziale Sparpolitik 
ist im „Postfordismus“ ebenso ein 
strukturelles Gebot, um dem Fall 
der Profitraten entgegenzuwir-
ken (Reallohnsenkung in Form der 
indirekten Löhne, Leistungskür-
zungen), was wiederum zur Ver-
lagerung von Sorgearbeit auf die 
Familien führt, also unbezahlt von 
Frauen verrichtete. Das Los der 
modernen Proletarierin: neben 
Erwerbstätigkeit in prekärem Job 
zu Niedriglohn und mit wach-
sendem Stress bekommt sie zum 
Dank auch wieder vermehrt die 
Sorge für die Familienangehörigen 

aufs Auge gedrückt. Sie muss zu einer 
Arbeitszeitmanagerin werden, um die 
zahlreichen Termine und Pflichten 
unter einen Hut zu kriegen: Als „19th 
nervous breakdown“ besangen die 
Rolling Stones dieses Syndrom.

MODERNE 
REPRODUKTIONSMODELLE
Die Auswirkungen der kapita-

listischen Strukturkrise seit den 
1970er Jahren auf die Lohnarbeit von 
Frauen, auf Leistungen des „Sozial-
staats“ finden ihr Pendant in Verän-
derungen innerhalb proletarischer 
Kleinfamilienhaushalte, der sog. 
Reproduktionsmodelle. 

Die Sozialwissenschaftlerin Gabri-
ele Winker unterscheidet deren vier. 
(http://www.denknetz-online.ch/
IMG/pdf/Winker_K rise_sozialer_
Reproduktion.pdf) Sie erweitert damit 
ihr eigenes aus: „Soziale Reproduk-
tion in der Krise – Care Revolution als 
Perspektive“. (DAS ARGUMENT 292, S. 
339 f.) Im folgenden wollen wir die vier 
Modelle kurz skizzieren:

1. „ÖKONOMISIERTES 
REPRODUKTIONSMODELL“
Dieses können sich nur wenige 

finanziell bessergestellte Erwerbs-
tätige leisten: Meist hochqualifiziert 
und karriereorientiert, sind beide voll 
berufstätig, verzichten häufig auf Kin-
der und vermindern ihre Doppelbelas-
tung durch Care-DienstbotInnen. Dies 
sind oft Migrantinnen, die zu Niedrig-
löhnen ohne Sozialversicherung arbei-
ten gehen. Ihre Niedriglöhne liegen 
noch unter denen o. a. erwerbstätiger 
Pflegekräfte in Kliniken, Heimen und 
ambulanten Diensten.

In deutschen Privathaushalten 
arbeiten 150.000 - 300.000 Frauen aus 
Osteuropa allein als Pflegekräfte. Die 

unbezahlt bezahlt
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divergierenden Zahlen ergeben sich 
aus mehreren Quellen (Gewerbean-
meldungen, Steuererklärungen der sie 
anstellenden Haushalte). Laut Schät-
zung des polnischen Arbeitsamts sind 
94 % der Betroffenen „illegal“ tätig. 
Sie zu organisieren, ist so gut wie 
unmöglich. Kontakt zu ihnen erfolgt 
oft nur über Beratungsstellen. Seit in 
Deutschland der Mindestlohn einge-
führt wurde (2015), werden immer 
weniger Arbeit„nehmer“innen ver-
mittelt, dafür mehr (Schein-)Selbst-
ständige. Die Kriterien für eine Selbst-
ständigkeit sind in Privathaushalten 
aber kaum zu erfüllen, angefangen bei 
der eigenen Zeiteinteilung. Doch die 
Hartz-Gesetze machen’s möglich – und 
die Pflegeversicherungen spielen mit. 
Das Pflegegeld für Angehörige liegt 
unter dem Existenzminimum, eine 
ambulante Vollversorgung bleibt auch 
für mittelständische Familien unbe-
zahlbar. Diese Lücke schließt die Pfle-
geversicherung auf Kosten ausländi-
scher Haushaltshilfen. Die im vorigen 
Abschnitt beschriebene Care-Lohn-
lücke wird in ihrem fall nach unten 
getoppt. Trifft diese „einheimische“, 
v. a. weibliche Arbeitskraft, schon hef-
tig genug, richtet das rassistisch wir-
kende Wertgesetz auf dem Weltmarkt 
noch verheerenden Schaden an: Pro-
letarierInnen aller Länder, vereinigt 
Euch – jetzt erst recht!

2. PAARZENTRIERTES 
REPRODUKTIONSMODELL

Es umfasst ein männliches Normal-
arbeitsverhältnis, die 2. Person, meist 
eine Frau, geht einer Teilzeitbeschäf-
tigung nach. Care-Arbeit wird nur für 
bestimmte Aufgaben und/oder vor-
übergehend an Hausangestellte ver-
geben, ihr Großteil aber primär von 
Frauen in Doppelbelastung erbracht. 
Dieses Modell ist verbreitet, da mit 
steigender Frauenerwerbstätigkeit 
nicht Normalarbeitsverhältnisse, son-
dern Teilzeit- und Minijobs zunahmen, 
unterscheidet es sich von der „fordisti-
schen“ Kleinfamilie dadurch, dass die 
Absicherung bei Arbeitsplatzverlust, 
Scheidung und Krankheit schlechter 
ausfällt.

3. PREKÄRES 
REPRODUKTIONSMODELL

Zumindest eine Haushaltsperson ist 
nicht in der Lage, sich über Erwerbs-
arbeit eine Existenz sichernde Per-
spektive zu verschaffen, bleibt von 
einem Haupternährer abhängig, der 

allerdings ebenfalls keine Familie mit 
Kindern auf einem durchschnittlichen 
Lebensstandard unterhalten kann. 
Sorge- und Pflegearbeit kann nicht an 
bezahlte Dritte weitergegeben werden. 
Hier ist die Doppelbelastung enorm, 
weil meist die Frau die volle unbezahlte 
Reproduktionslast trägt und über pre-
käre Beschäftigung möglichst viel 
zum Familieneinkommen beizutragen 
versucht.

4. SUBSISTENZ-ORIENTIERTES 
REPRODUKTIONSMODELL

Hier finden sich jene wieder, die auf 
Grundsicherung angewiesen sind, weil 
sie wegen Reproduktionsverpflichtun-
gen oder ihrer nicht nachgefragten 
Qualifikationen ihre Arbeitskraft nicht 
verkaufen können.

Ungleicher Zugang zur Erwerbs-
sphäre führt überwiegend zu nahezu 
unveränderter häuslicher Arbeitstei-
lung gegenüber der klassischen Lohn-
arbeitskleinfamilie, jedoch vermehrter 
Doppeltätigkeit. Das Ausmaß der häus-
lichen Pflichten hat zudem Auswirkun-
gen auf die Chance, die eigene Arbeits-
kraft überhaupt verkaufen zu können. 
Dies ist die moderne doppelte Repro-
duktionsfalle für Frauen.

Die staatlichen Unterstützungs-
maßnahmen fördern jedoch vorran-
gig die Frauenerwerbsquote und die 
Geburtenrate v.  a. bei Frauen aus der 
1. Gruppe. Gut verdienende Eltern kön-
nen für 12-14 Monate monatlich bis zu 
1800 Euro Elterngeld kassieren, Hartz 
IV-EmpfängerInnen gehen leer aus. 
Das 2005 in Kraft getretene Tagesbe-
treuungsausbaugesetz sah bis August 
2013 für ein Drittel der Kinder bis 
zum Alter von 3 Jahren einen Betreu-
ungsplatz vor. Vorrang haben jedoch 
berufstätige Eltern. Das Kindeswohl 
spielt keine Rolle. Die seit 2009 gültige 
Unterhaltsreform forciert die Erwerb-
spflicht für Mütter von Kindern unter 
3 Jahren nach einer Scheidung, alle 
unterhaltspflichtigen Kinder erhalten 
Vorrang vor dem Unterhalt für den/die 
PartnerIn. Das Steuerrecht diskrimi-
niert geschiedene UnterhaltszahlerIn-
nen zusätzlich.

Die Umverteilungsmaßnahmen 
der neoliberalen Wirtschaftspolitik 
bewirkte einen wachsenden Über-
schuss an Anlagemöglichkeiten 
suchendem Kapital, die es in der Pro-
duktionssphäre immer weniger fin-
det (Fall der Profitrate). Staatliche 
Interventionen zur Absicherung des 
Finanz- und Währungssektors, um die 

Entwertung des zunehmend spekulativ 
dort angelegten Kapitals zu vermei-
den, führten zu weiterer Staatsver-
schuldung und größerem Druck auf 
staatliche Sozialleistungen. In der BRD, 
die einen Teil ihrer Überakkumulation 
durch Handelsüberschüsse auf andere 
Länder überträgt, schlug die Finanz-
krise hohe Wellen der Aufmerksam-
keit – die soziale Reproduktionskrise 
im Land des Exportweltmeisters erntet 
nur Schweigen.

LOHNUNTERSCHIEDE NACH 
GESCHLECHTERN (GENDER 

PAY GAP, GPG)
Unser Zwischenresümee aus dem 

bisher Gesagten lautet: die geschlecht-
liche Arbeitsteilung, die sich mit Ent-
stehung von Klassen und Staaten zu 
einer bis zu deren Aufhebung nicht 
mehr umkehrbaren Unterdrückerrolle 
der Männer entwickelt hat, führt unter 
kapitalistischer Herrschaft zur rela-
tiven Entwertung der Frauenarbeit. 
So kassiert der Proletarier den Fami-
lienlohn, die weibliche Hausarbeit ist 
unbezahlt. Vermehrte weibliche Lohn-
arbeit ändert nichts am Verhältnis, 
außer dass der Mann jetzt keinen Fami-
lienlohn mehr heimbringt. Das Wert-
gesetz unterm Kapitalismus führt im 
Care-Bereich, wo überwiegend Frauen 
arbeiten, zu strukturellen Niedriglöh-
nen. Doch der Gender Pay Gap (GPG), 
die Lohndifferenz zwischen Frau und 
Mann, ist ein gesamtgesellschaftliches 
Phänomen und betrifft keinesfalls 
nur diesen. Der unbereinigte GPG, die 
geschlechtsspezifische Lohnlücke, der 
prozentuale Unterschied zwischen den 
durchschnittlichen Bruttostunden-
verdiensten betrug in der BRD 2015 
21 % (Frauen: 16,20 Euro, Männer: 
20,59 Euro). Der bereinigte GPG betrug 
immerhin noch 7 %. Er rechnet den 
Faktor heraus, dass Frauen und Män-
ner in unterschiedlich bezahlten Bran-
chen tätig sind und bezieht sich auf 
vergleichbare Qualifikationen, Tätig-
keiten und Erwerbsbiographien.

Die Gender Pension Gap (Renten-
unterschiede), die geschlechtsspe-
zifische Differenz bei den Altersbe-
zügen, liegt laut Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichem Institut der 
Hans-Böckler-Stiftung (WSI) bei 53 %. 
Sie ist in Westdeutschland größer als 
im Osten. Berufstätige Frauen neh-
men häufiger Auszeiten für die Kin-
dererziehung oder Pflege von Ange-
hörigen, arbeiten öfter in Teilzeit und 
werden im Schnitt schlechter bezahlt. 
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Ausgleichsmechanismen in der gesetz-
lichen Rentenversicherung wie Aner-
kennung von Kindererziehungszeiten 
mildern diese Kluft etwas. Leistungen 
aus der privaten Altersvorsorge kassie-
ren nur 2 % der Frauen (Männer: 5 %). 
Bei der betrieblichen Altersversorgung 
in der Privatwirtschaft liegen Frauen 
60 % hinter den Männern zurück. Nur 
7 % der Rentnerinnen haben hier über-
haupt eigene Ansprüche. (VER.DI PUB-
LIK 1/2018, S. 10)

Gründe für den PGP sind: unter-
schiedliche Berufswahl; Frauen unter-
brechen ihre Erwerbstätigkeit fami-
lienbedingt häufiger und länger als 
Männer; der Wiedereinstieg in den 
Arbeitsmarkt ist ein schwieriger Pro-
zess; Frauen fehlen auf den höheren 
Stufen der Karriereleiter; geschlech-
tertypische Rollenbilder; individuelle, 
aber auch kollektive Lohnverhand-
lungen haben die traditionell schlech-
tere Bewertung typischer Frau-
enberufe bislang nicht nachhaltig 
überwinden können; Einfluss von Exis-
tenz und Höhe gesetzlicher Mindest-
löhne; berufliche Bewertungs- und 
Klassifizierungssysteme; Unterneh-
mensstrategien wie die immer weiter 
zunehmende Individualisierung von 
Entgeltbestandteilen. (Bundesminis-
terium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, Fact Sheet: Der Gender 
Pay Gap und die Ursachen, 8.6.2016; 
D G B -B u nde s f r aue n au s s c hu s sb e -
schluss, Positionspapier zur Entgeltdif-
ferenz zwischen Frauen und Männern 
– Gender Pay Gap, 17.4.2008)

PROGRAMM DER CARE 
REVOLUTION

Aus der Care-Debatte heraus ent-
wickelte sich die Bewegung für eine 
Care Revolution. Gabriele Winker (Zur 
Krise sozialer Reproduktion…, a. a. O.) 
fordert: drastische Erwerbsarbeits-
zeitverkürzung bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich, Ergänzung der frei-
willig geleisteten individuellen Repro-
duktionsarbeit mit einem deutlich 
ausgebauten Netz staatlich bzw. genos-
senschaftlich angebotener Dienst-
leistungen, höhere Entlohnung von 
Care-Diensten.

Die Aktionskonferenz Care Revolu-
tion vom 14.-16. März 2014 beschloss: 
Her mit dem guten Leben! Sorgear-
beit aufwerten – eine Kultur der Für-
sorglichkeit absichern! Zeit gewinnen! 
Wohnen ist Menschenrecht! Bildung ist 
ein Recht für alle Menschen – Bildung 
demokratisieren! Das gemeinsame 

Öffentliche stärken!
Diese Forderungen können wir in 

der Stoßrichtung allesamt unterstüt-
zen – jedoch nicht in allen Formulie-
rungen. „Wohnen ist Menschenrecht“? 
Die Resolution verklärt die Wirklich-
keit gleich doppelt: die bürgerlichen 
Grundrechte stellen sich selbst gern als 
Menschenrechte dar, waren aber in der 
Geschichte mit der US-Südstaatenskla-
verei vereinbar. Außerdem: das Recht 
kann nie höher als die Gesellschafts-
ordnung stehen, es ist nicht un-/über-
geschichtlich. Im Kapitalismus kann 
das „Recht auf Wohnen“ nur heißen, 
eine kaufen oder mieten zu dürfen, 
kann das „Recht auf Arbeit“ nur darin 
bestehen, seine Arbeitskraft zu ver-
kaufen, von dem/r TellerwäscherIn 
zum/r MillionärIn werden zu dürfen. 
Wenn Winker schreibt: „…für einen 
grundlegenden Perspektivenwech-
sel…Dabei geht es um nicht weniger als 
die Forderung, dass nicht Profitmaxi-
mierung, sondern die Verwirklichung 
menschlicher Lebensinteressen im 
Zentrum politischen Handelns stehen 
sollte“, so ist das allerdings eine revo-
lutionäre Absichtserklärung. Doch 
weil sie gleichzeitig darüber schweigt, 
ob das System der Profitmaximierung 
namens Kapitalismus abgeschafft 
gehört und erst recht, wie das gesche-
hen kann, ist das letztlich eine Vertrös-
tung, nicht auf das Jenseits, sondern 
auf die zukünftige hoffentlich offen-
barte Weisheit akademischer Care-De-
batten. Das Programm ist Care-Refor-
mismus, nicht Care-Revolution.

Von Abschaffung des Kapitalismus, 
von revolutionärer Zerschlagung der 
alten Staatsmacht, von Doppelmacht-
organen, Aufbau kommunistischer 
Parteien, Diktatur des Proletariats – 
kurz, von all dem, was eine wirkliche 
Revolution ausmacht, schweigt unsere 
Theoretikerin, schweigt die Konferenz. 
Nicht einmal das Subjekt revolutionä-
rer Umwälzung, die ArbeiterInnen-
klasse in all ihren Facetten, wird beim 
Namen genannt. Sollen es diffuse Ver-
netzungen, Workshops, wortreiche 
Resolutionen, schlaue Gender-For-
schung ersetzen? Da, wo es wirklich 
um elementare Elemente von Arbeits-
bedingungen im Care-Sektor geht wie 
z.  B. der Tarifkampagne Entlastung, 
überlässt das Netzwerk Care Revolu-
tion der ver.di-Bürokratie das Heft des 
Handelns – kein Wort der Kritik wie in 
den diesbezüglichen Artikeln dieser 
Frauenzeitung, wenn überhaupt ein 
Wort!

STREIT UM DEN CARE-BEGRIFF
Auch verschiedene sog. sozialisti-

sche FeministInnen beteiligten sich an 
der Care-Debatte.

Ihre wohl bekannteste im deutsch-
sprachigen Raum, Frigga Haug, sieht 
nicht ein, warum der Begriff der indi-
viduellen Reproduktion zugunsten 
von Care aufgegeben werden soll. Sie 
sieht im Einsatz dieses Wortes einen 
Schmelztiegel ganz unterschiedlicher 
Bedeutungen und in der Preisgabe 
formanalytischer Unterscheidun-
gen zwischen bezahlter/unbezahlter, 
öffentlicher/privater Arbeit ein Unter-
gehen der kapitalismuskritischen (Ein-
gebundenheit der Dienstleistungen 
in Tauschbeziehungen) und der per-
sönlichen Dienstbarkeit (Patriarchats-
kritik). (Das Care-Syndrom, in: DAS 
ARGUMENT 292, S. 358, 362)

Anna Hartmann wittert einen 
Zusammenhang zwischen aufkom-
mender Care-Debatte, Verwischung 
des individuellen Reproduktionsbe-
griffs und neoliberalem Arbeitsmarkt: 
Die Gleichstellungspolitik mit ihrem 
spezifischen Gender-Verständnis 
trage dazu bei, indem sie v. a. eine for-
mal-rechtliche Gleichstellung insbe-
sondere eine Angleichung der weibli-
chen an die männliche Erwerbsquote 
meine. Damit werde Geschlechterun-
gleichheit ihrer strukturellen Ursa-
chen enthoben und erschiene als fal-
sches, antiquiertes Rollenverständnis. 
(Wo bleibt die Hausarbeit?, a.  a.  O., S. 
405)

Stephanie Heck: „Auf der einen Seite 
soll mit Fürsorge und der besonderen 
Lage von bezahlter Care-Arbeit das 
sichtbar gemacht werden, was mit dem 
frühen Reproduktionsbegriff nicht 
erfasst worden ist. Andererseits darf 
aber der Funktionszusammenhang von 
Care-Arbeit mit den Produktionsver-
hältnissen in der Analyse nicht fehlen, 
wenn deutlich gemacht werden soll, 
welche Bedeutung diese Arbeit für die 
gesamtgesellschaftliche Reproduktion 
hat und ihre unzureichenden Bedin-
gungen kritisiert werden sollen.“ (Von 
„Reproduktion“ zu „Care“, a.  a.  O., S. 
411)

Almut Bachinger zieht den Schluss, 
dass nach Auslaufen der Debatte um 
Anerkennung der Hausarbeit in den 
1980er Jahren das dekonstruktivis-
tische Gender-Konzept das diffe-
renztheoretische Paradigma ab den 
1990er Jahren abgelöst, verdrängt 
habe und die Frauenbewegung und 
–forschung sich von ökonomischer 
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Analyse ab- und eher Identitätsfragen 
zuwandte. (Lohn für Hausarbeit reloa-
ded; http://grundrisse.net/grund-
risse37/Lohn_fuer_Hausarbeit.htm)

Diese Kritiken an der Rechtsentwick-
lung innerhalb des Feminismus, für die 
das liberale Gender-Konzept steht, sind 
korrekt, aber unzureichend.

FRAUEN, FAMILIE UND 
FEMINISMUS

Warum unzureichend? Ihre 
Beschränktheiten bestehen nicht nur 
in bestenfalls Indifferenz zur falschen 
Forderung nach Lohn für Hausarbeit, 
sondern im ungenügend vermittelten 
Zusammenhang zwischen Klassenge-
sellschaften, Familie und Hausarbeit.

Gabriele Winker schreibt, dass 
Produktions- und Reproduktions-
sphäre strukturell verschränkt und 
geschlechtlich konnotiert sind. (Sozi-
ale Reproduktion in der Krise – Care 
Revolution als Perspektive, in: DAS 
ARGUMENT 292, S. 334) Das ist zwar 
eine korrekte Beschreibung, aber 
keine Erklärung. Wie verschränkt und 
wer oder was konnotiert, bleibt rät-
selhaft. Die Antwort auf diese Frage 
macht aber den eigentlichen Knack-
punkt einer materialistischen Analyse 
der Care-Arbeit aus und eines revoluti-
onären Programms zur Überwindung 
des Kapitalismus und der mit ihm (wie 
jeder Klassengesellschaft) untrennbar 
verbundenen geschlechtsspezifischen 
Arbeitsteilung. Diese Frage stellt sich 
auch die feministische Diskussion: 
„Geht es um die kapitalistische Produk-
tionsweise, die sich geschlechterspe-
zifische Zuschreibungen zur Steige-
rung von Profit zunutze macht? Oder 
bezeichnen asymmetrische Geschlech-
terverhältnisse ein Ausbeutungs-
verhältnis, das der kapitalistischen 

Aneignung menschlicher und natür-
licher Ressourcen per se zugrunde 
liegt?“ (Ruth Kager, Arbeit ohne Wert: 
Hausarbeitsdebatte und Gesellschafts-
kritik, S. 1, 3; http://theoriebuero.
org/2211/arbeit-ohne-wert-hausar-
beitsdebatte-und-gesellschaftskritik/)

Aber sie beantwortet sie z.B. in der 
sog. Bielefelder Schule (von Werlhof, 
Bennholdt-Thomsen, Mies) anders als 
der Marxismus: “Sexismus und Ras-
sismus werden also nicht der kapita-
listischen Problematik untergeordnet, 
sondern umgekehrt die kapitalistische 
Produktionsweise als solche in ihrer 
sexistischen und rassistischen Dimen-
sion analysiert.“ (Ebenda) In der Bie-
lefelder Schule z.B. werden Männer 
und Frauen der sog. „Dritten Welt“ 
zusammen mit den Frauen der „ers-
ten“ zum eigentlich ausgebeuteten 
Subjekt. „Mehrwert“ hat ihnen zufolge 
seine Basis nicht in der Ausbeutung 
der Lohnarbeit, sondern der globalen 
Subsistenzproduktion (einschließlich 
der Hausarbeit). Frigga Haug – eine 
sozialistische Feministin - spricht auch 
von den zwei grundlegenden Herr-
schaftsverhältnissen: Patriarchat als 
persönliche Abhängigkeit von Frauen 
und Kapitalismus (ausbeuterische 
Tauschbeziehungen). Sozialistische 
FeministInnen sind also auch nicht 
frei von einem Geschichtsbild, das 
dem vom radikal-kleinbürgerlichen 
Feminismus ähnelt. Warum? Letztere 
setzen ein übergeschichtlich gleiches 
Patriarchat oder gar den „Machtwil-
len“ der Männer als Grund der Unter-
drückung machen und diese als zent-
rales gesellschaftlichen Verhältnis. Der 
sozialistische Feminismus hingegen 
versucht mehr oder weniger eklektisch 
zwei oder mehrer parallel laufende 
„zentrale“ Formen zu kombinieren und 

setzt dabei letztlich  ein Ausbeutungs-
verhältnis und seine grundlegende 
gesellschaftliche Dynamik mit einem 
Unterdrückungsverhältnis (Frauenun-
terdrückung, Rassismus) gleich.

In der „Deutschen Ideologie“, den 
„Feuerbachthesen“, dem „Ursprung 
der Familie, des Privateigentums und 
des Staats“, dem „Anti-Dühring“ und 
dem berühmten „Vorwort zur Kritik 
der Politischen Ökonomie“, um nur 
die wichtigsten Werke zu nennen, leg-
ten Marx und Engels die Grundsteine 
für ihre Theorie des dialektisch-histo-
rischen Materialismus, eines Grund-
pfeilers des wissenschaftlichen 
Sozialismus.

Für MarxistInnen sind Familie, Patri-
archat und Ökonomie historische Ent-
wicklungen, die mit der Sesshaftigkeit 
ins Leben traten. Nachdem der Mann 
auch im Ackerbau „die Hosen anhatte“ 
(das war durchaus in dessen ersten 
Anfängen wie bei den Seneca-IrokesIn-
nen nicht der Fall), herrschte er auch 
im Haus (altgriechisch: oikos). Daher 
stammt auch der Begriff Ökonomie. 
Familie bezeichnet die Gesamtheit 
alles dem Patriarchen, dem Hausva-
ter; Ökonomiechef (fälschlich oft mit 
„Mann“ synonym gesetzt) untergebe-
nen Hauswirtschaftspersonals, darun-
ter seine Kinder und Fraue(en) sowie 
sonstige Angehörigen, das Gesinde 
oder die HaussklavInnen. Familie 
kommt von famulus (lat.: der Sklave). 
Diese wirtschaftlich-persönlichen 
Abhängigkeitsverhältnisse umfassten 
also (Haus-)Sklaverei und damit die 
Keimzelle späterer „asiatisch“-despo-
tischer Staats- wie antiker Kaufsklave-
rei, also der ersten Klassenbildungen 
in Gemeinschaft mit sozialer Unterdrü-
ckung der Frau und der Jugendlichen/
Kinder.

Für MarxistInnen sind Familie, 
Patriarchat und Ökonomie 

historische Entwicklungen, die mit 
der Sesshaftigkeit ins Leben traten. 
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RENATE SUHRBIER,  
GRUPPE ARBEITERINNENMACHT

QUALITÄTSBERICHT
Die medizinischen Dienste (MD) der 

gesetzlichen (GKV) wie privaten Kran-
kenversicherungen überprüften 2016 
die Situation von ca. 175.000 Pflege-
bedürftigen in 13.300 Heimen und bei 
12.000 ambulanten Pflegediensten. Es 
sei erwähnt, dass 70 % von Angehöri-
gen gepflegt werden, also in der Sta-
tistik nicht auftauchen. Die MD wiesen 
darauf hin, dass die zentrale Baustelle 
in Heimen und ambulanter Versorgung 
die Verbesserung der Bedingungen für 
die Pflegekräfte sei. Ihre Untersuchung 
kann daran freilich nichts ändern.

Als medizinisch bedenklich wur-
den aufgelistet: Gewichtsverluste 
(bei einem Viertel der überprüften 
BewohnerInnen wurde das Gewicht 
gar nicht kontrolliert), chronische 
Schmerzen, Dekubitus (Geschwüre 
vom Wundliegen), Behandlung von 

chronischen Wunden, außerklinische 
Intensivpflege. Verbessert hatte sich 
die Situation bei freiheitseinschrän-
kenden Maßnahmen. Auch die Zahl der 
PatientInnen, die über Sonde ernährt 
werden, ging zurück. Die Ursachen 
für die Verschlechterung? Neben dem 
Pflegepersonalmangel, der auch in der 
Akutpflege gang und gäbe ist (siehe 
Beiträge in dieser Zeitung), liegt beson-
ders nahe der Mangel an ausgebildeten 
Fachkräften in der Altenpflege.

PFLEGEAUSBILDUNGSGESETZ
Nach lange verzögertem Gesetzge-

bungsverfahren beschloss der Bun-
destag im Juni 2017 ein neues Pflege-
ausbildungsgesetz. Ab 2020 soll eine 
generalistische Ausbildung zur/m 
Pflegefachfrau/-mann neben die klas-
sische treten. 2026 soll der Gesetz-
geber prüfen, ob Abschlüsse in der 
Kinderkranken- und Altenpflege wei-
ter notwendig sind. Einige ExpertIn-
nen befürchten, dass eine einjährige 

Spezialisierung nach abgeschlossener 
generalistischer Ausbildung z.  B. in 
der Kinderkrankenpflege nicht ausrei-
che, wenn die bisherigen 3 verschiede-
nen Ausbildungsgänge vereinheitlicht 
würden. Der Sozialverband SoVD (frü-
her: Reichsbund) begrüßte, dass damit 
das Schulgeld in der Altenpflege abge-
schafft werde und die Ausbildungs-
vergütung steige. Ein gravierender 
Mangel des Gesetzes liegt jedoch darin, 
dass Ausführungsbestimmungen und 
Lerninhalte der neuen Berufsausbil-
dung noch gar nicht festgelegt sind.

2. PFLEGESTÄRKUNGSGESETZ 
(PSG II)

Dieses wurde Anfang 2017 verab-
schiedet. Die bisherigen 3 Pflegestu-
fen wurden durch 5 neue Pflegegrade 
ersetzt. 3 Millionen Menschen wurden 
nach PSG II neu eingestuft. Durch die 
niedrigeren Schwellenwerte der Grade 
1 und 2 erhalten deutlich mehr Pflege-
bedürftige Versicherungsleistungen. 

Der Kapitalismus schafft den/die 
doppelt-freie/n LohnarbeiterIn: frei 
von persönlicher Unterwerfung und 
von Produktionsmittelbesitz. Erstmals 
seit Beginn der Klassenspaltung ver-
liert das Haus (bei BürgerInnen wie 
ProletarierInnen) seine Rolle als Zent-
rum der Ökonomie, doch behält es die 
als Reproduktionszentrale der Arbeits-
kraft in der proletarischen Familie, was 
sich im Arbeitslohn als Haushaltslohn 
und der Hausarbeit ohne Tauschwert 
strukturell niederschlägt.

Der Kapitalismus überlässt sie 
getrost dem „Überlebenstrieb“ in den 
„eigenen“ vier Wänden. Sie ist Privat-
sache, kümmert die kapitalistischen 
Unternehmer keinen Deut, sie betrach-
ten sie vielmehr wie eine „Naturbe-
dingung“. Dieser auf die Spitze getrie-
bene Gegensatz zwischen Produktion 
und Reproduktion kann erst aufge-
hoben werden mit der Abschaffung 
der Produktion für Profit, Produktion 
um der Produktion willen. Erst der 
Sturz des Kapitalismus, ureigenste 

geschichtliche Aufgabe der ausgebeu-
teten lohnarbeitenden Hauptklasse, die 
kein anderes gesellschaftliches Subjekt 
bewirken kann, schafft die Voraus-
setzung für eine kollektive Gesamt-
wirtschaft („Ökonomie“ im Wortsinn 
nicht mehr), die die Bedürfnisse des 
lebendigen Gesamtarbeitskörpers zum 
einzigen Zweck der Produktion gera-
ten lässt. In einem wahrscheinlich 
über viele Generationen dauernden 
bewussten Prozess werden so auch die 
dem Kapitalismus, ja allen Klassenge-
sellschaften vorhergehenden sozia-
len Unterdrückungsinstitutionen wie 
Familie abgeschafft.

Die dualistische Herangehensweise 
an Geschichte eint alle Strömungen 
des radikalen Feminismus, kleinbür-
gerlichen wie „sozialistischen“. Aus 
der Gegenüberstellung von Produktion 
und Reproduktion konstruiert er zwei 
oder mehr parallel laufende Unter-
drückungs/Ausbeutungsverhältnisse. 
Daher erscheint ihm auch der Kampf 
um Frauenbefreiung als eine vom 

Klassenkampf getrennter, besonderer, 
ja wird im schlimmsten Fall diesem 
entgegengestellt.

SOZIALISIERUNG DER HAUS- 
UND REPRODUKTIONSARBEIT

Unsere zusammenfassende Perspek-
tive für die Probleme im Care-Sektor 
lautet: Sozialisierung! Sie hat erstens 
den Sturz des Kapitalismus zur Vor-
aussetzung, ist also eine wirkliche Care 
Revolution, keine reformistische Ver-
unstaltung dieses Begriffs. Zweitens 
umfasst sie aber auch die Abschaffung 
der Familie im Sinne ihrer allmäh-
lichen Ersetzung durch das Gesell-
schaftskollektiv, die freie Assoziation 
der ProduzentInnen zum Zweck der 
gesellschaftlichen Reproduktion und 
Sorge des menschlichen Individuums. 
Es reicht eben nicht, die auf Freiwil-
ligkeit beruhende, individuell geleis-
tete Reproduktionsarbeit zu ergänzen, 
sondern sie muss gänzlich als privates 
Residuum aufgehoben werden. Der in 
der bürgerlichen Produktionsweise auf 

Halbherzige Pflegereformen allein 
schaffen keine Linderung!
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die Spitze getriebene Zwiespalt zwi-
schen Privatsphäre und Öffentlichkeit 
muss geschlossen werden. Die Fami-
lie schaffte nicht nur Unterdrückung, 
Versklavung, sondern auch die Seg-
mentierung der Gesellschaft in unab-
hängig voneinander produzierende 
Produktionseinheiten (Ökonomie) und 
damit die Voraussetzungen für Pri-
vateigentum an Produktionsmitteln. 
Die Gesellschaft ist selbst nicht mehr 
als Ganzes Produktions- und Repro-
duktionseinheit wie in der Urhorde der 
Jäger- und SammlerInnen. Auch die 
proletarische Kleinfamilie ist segmen-
tiert. Wie v. a. Frauen, Kinder, Jugend-
liche und Alte behandelt werden, ist 
nur in Extremfällen Sorge gesell-
schaftlicher Institutionen (Krankheit, 
Sucht, häusliche Gewalt, Vernachläs-
sigung, Lernschwierigkeiten…). Die 
Aufhebung der Segmentierung ist also 
mehr als die rationellere Hausarbeit 
im Großmaßstab, ihre Verwandlung 
in eine öffentliche Industrie. Sie ist ein 
Öffentlichwerden des Privaten.

Drittens ist die Ersetzung der Familie 
deshalb eine allmähliche, weil sie Ele-
mente der Fürsorge umfasst, die bisher 
auf Blutsverwandtschaft und indivi-
dueller Partnerschaft beruhen. Diese 
zwischenmenschliche Nähe wird die 
zukünftige Gesellschaft nur nach und 
nach der Biologie entreißen können. 
Soziale statt biologischer Verwandt-
schaft bedeutet z.  B., dass Kinder und 
Pflegebedürftige im Kommunismus 
mit gleicher Liebe und Hingabe wie im 
alten System von leiblichen Eltern bzw. 
Angehörigen wie „fremden“ Personen 
betreut werden. Die Liebe unter den 
Menschen wird eine kollektive sein, 
der Traum von der Vergeschwisterung 
aller Menschen ein realer.

Viertens ist der 1. Schritt auf dem Weg 
zur kompletten Sozialisierung die Ver-
staatlichung, noch nicht die freie Asso-
ziation. Allerdings ist diese Vorausset-
zung für die wirkliche Aneignung von 
Commons, Gemeingütern. Im Kapi-
talismus ist der Staat Werkzeug einer 
Minderheit, der Kapitalistenklasse. 

Also sind seine Güter (noch) keine 
Commons, sondern Gemeingut unter 
ihrer Regie. Genossenschaftliche und 
kommunitäre Arbeits- und Lebensfor-
men mögen ein Fenster in eine herr-
schaftsfreie, wirtschaftlich, ökologisch 
und sozial nachhaltige Gesellschaft 
sein (Gisela Notz, a.  a.  O., S. 94), her-
auszuspringen aus dem Gefängnis des 
Kapitalismus erlaubt diese freiwillige 
genossenschaftlich-kommunitäre Ein-
richtung deswegen noch lange nicht. 
Gute Adoptiveltern sind ebenso wenig 
ein Sprung aus der von Blutsverwandt-
schaft geprägten Elternschaft, noch 
immer nicht gesellschaftlich, sozial. 
Und die Hippielandkommune kann 
nicht die höchsten gesellschaftlichen 
Produktivkräfte (wie z.  B. Ingenieur-
skunst, wissenschaftliche Forschung) 
verkörpern. Deren Sozialisierung kann 
nur auf dem Weg der Eroberung der 
Kommandospitzen der Wirtschaft in 
Gang gesetzt werden, durch die gewalt-
same Ergreifung der Staatsmacht.

Auch mit den hohen Pflegegraden 4 
und 5 sind viele besser versorgt als 
früher mit Stufe 3 plus Härtefallre-
gelungen. Die Reform definiert auch 
einen neuen Begriff von Pflegebedürf-
tigkeit, der sich an der Einschränkung 
der Selbstständigkeit im Alltag und der 
notwendigen Hilfe zu deren Überwin-
dung orientiert.

Auch die Pflegekassen haben 
erkannt, dass ihre Aufmerksamkeit 
viel mehr auf die Beschäftigten und 
Angehörigen zu richten ist. Die wenig 
attraktive Bezahlung führe zu Per-
sonalengpässen und Vorenthaltung 
eigentlich notwendiger Leistungen. 
Es fehlten in diesen Bereichen 30.000 
Fachkräfte.  Personalleasing-Unter-
nehmen füllten diese Lücke nur unzu-
reichend und seien als Dauerlösung 
zu teuer. Zu Bedenken gibt auch die 
schleppende Umsetzung der Ausbil-
dung Anlass (siehe oben). Schulleite-
rInnen können nicht verstehen, warum 
das offenbar fertige Regelwerk nicht 
von den beteiligten Bundesministe-
rien herausgegeben wurde. Die Län-
der müssen die bisher in den Ressorts 
Bildung (Altenpflege) und Gesund-
heit (Krankenpflege) angesiedelten 

Schulen überdies noch in einen Bereich 
zusammenlegen.

FINANZIERUNG
Das PSG II regelt auch einen ein-

heitlichen Eigenanteil unabhängig 
vom Pflegegrad. Finanzierungslü-
cken gibt es z.  B. bei medizinischer 
Behandlungspflege in Altersheimen, 
die seit 20 Jahren nicht rückvergü-
tet wird, obwohl mit der Reform ins-
gesamt mehr Geld in diesen Bereich 
fließt. Doch wird das bisherige Finan-
zierungssystem der gesetzlichen 
Pflegeversicherung, von manchen 
sarkastisch als Teilkasko bezeichnet, 
den steigenden Anforderungen (mehr 
Pflegebedürftige, dringend notwen-
dige Lohnzuwächse) nicht mehr lange 
gerecht werden können. Die Anpas-
sung darf jedoch nicht zu Lasten der 
Betroffenen gehen. Der DRK-Kreis-
verband Spree-Neiße erhöhte z. B. den 
Eigenanteil an den Pflegekosten um 93 
Euro auf 651,88 Euro pro Monat, den 
für Unterkunft und Versorgung um 
29,20 Euro auf 629,09 Euro. Dabei lau-
fen die Tarifverhandlungen mit ver.di 
noch. Pflegekräfte üben ihren Beruf 
nur 8,4 Jahre im Durchschnitt aus. 

Die Branche leidet unter hohen Kran-
kenständen. Ausbildungskosten und 
Investitionen, die die Länder nur unzu-
reichend leisten, müssen zusätzlich 
aus dem Pflegeetat abgedeckt werden.

Damit Pflegekräftige und -bedürf-
tige nicht gegeneinander ausgespielt 
werden können, muss die Finanzierung 
auf "Vollkasko" umgestellt werden:

ÊÊ Einheitliche GKV!
ÊÊ Aufhebung der 
Beitragsbemessungsgrenze!

ÊÊ Versicherungspflicht für alle, auch 
für Selbstständige, BeamtInnen 
und Privatversicherte!

ÊÊ Möglichkeit privater Versicherung nur 
für Zusatz-, nicht für medizinisch-
pflegerische Regelleistungen!

ÊÊ Weg mit Zuzahlungen und Eigenanteilen!
ÊÊ Für einen Gesundheits- und Pflegeplan, 
für Investitionen unter Kontrolle der 
Beschäftigten und PatientInnen in einem 
System, das ambulant wie stationär auf 
staatlichen bzw. genossenschaftlichen 
DienstleisterInnen beruht!
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RESA LUDIVIN, REVOLUTION

Nicht erst seit #MeToo oder #Ni Una 
Menos ist Gewalt ein Problem, welches 
in erster Linie Frauen ihr Leben lang 
begleitet.

Welches heranwachsende Mädchen 
musste sich nicht schon Sprüche wie 
„Geh nicht durch den Park“, „wärst du 
ein Junge, würde ich mir ja weniger 
Sorgen machen, aber...“ anhören oder 
aber auch das Verhalten älterer Män-
ner ertragen, die der Vater sein könn-
ten und der Meinung sind, es wäre o.k., 
dieses in einer Bar anzumachen?

Fast die Hälfte aller in Deutschland 
lebenden Frauen hat nach ihrem 16. 
Lebensjahr bereits Gewalt erfahren, ca. 
54 % davon sind Jugendliche unter 25 
Jahren. Davon lebt ¼ in Gewaltbezie-
hungen oder hat in ihnen gelebt. Über 
60 % stehen mit ihrem bzw. in weni-
gen Fällen ihrer Täter_In in einer Art 
Abhängigkeitsverhältnis, sei es durch 
familiäre oder partnerschaftliche Bin-
dungen. Auch innerhalb der Schule 
bzw. in der Arbeitswelt können solche 
Abhängigkeitsverhältnisse negative 
Folgen haben. Bei Mord und Totschlag 
liegt die durch das BKA Polizei erfasste 
Summe bei über 50 %, in welchen 
Frauen in einem oben genannten Ver-
hältnis zum/zur Täter_In standen.

Sollten so Orte wie zum Beispiel die 
Familie nicht ein Schutzraum sein? 
Die bürgerliche Kleinfamilie ist ein 
Ort struktureller Unterdrückung. 
Vor allem Jugendliche können ihr 
nur schwer entrinnen, denn die „so 
lange du deine Füße unter meinem 

Tisch hast“-Mentalität ist nicht nur 
ein antiquiertes Bild, sondern hat lei-
der ihre Grundlage im kapitalistischen 
Gesellschaftssystem.

Gerade durch die weltweite Wirt-
schaftskrise wurde wieder mehr 
„Leben“ oder Verantwortlichkeit in die 
Familie zurückgedrängt. Frauen wer-
den eher gekündigt, Jugendliche kön-
nen es sich durch eine miserable finan-
zielle Lage (schlechtbezahlte oder gar 
keine Ausbildung, explodierende Mie-
ten) erst später leisten, die bürgerliche 
Kleinfamilie zu verlassen und auszu-
ziehen. Die Abhängigkeit voneinander 
steigt, somit auch die Möglichkeit der 
Machtausübung (man könnte es auch 
Machtmissbrauch nennen), in Form 
von häuslicher Gewalt oder sexuellen 
Übergriffen. Diese Art der Macht ist 
aber nicht naturgegeben, sondern ent-
steht im Kapitalismus durch ökonomi-
sche. Die Hoffnung also, allein durch 
das Propagieren zu einem antisexis-
tischen Familien-, Gesellschafts- und 
Beziehungsbild zu gelangen, ist daher 
ein Trugschluss.

Diese Hoffnung hat auch nicht einmal 
die 2017 aufkommende #MeToo-De-
batte ausgelöst. Sie ist genauso schnell 
gegangen, wie sie gekommen ist. An 
der Lage der Frauen hat sie ebenso 
wenig geändert. Und das, obwohl 
sich unzählige Frauen dazu bekannt 
haben, dass auch sie betroffen sind. Es 
wurde lediglich ausgesprochen, was 
allgemein bekannt war, auch wenn 
bürgerliche Medien dies z.T. sogar 
zu einer „Revolution“ erklärt haben 
und sich so manche Bekannte oder 

Familienmitglieder innerlich gefragt 
haben: „Ach, du auch?“. In der BRD 
waren laut Polizeistatistik des BKA 
2016 93 % der Betroffenen von sexuel-
ler Gewalt Frauen. In Zahlen waren das 
ca. 14.000, doch die Dunkelziffer dürfte 
weitaus höher sein.

Elsa Koester verstieg sich so weit, 
„die #MeToo-Bewegung als revolutio-
när zu bezeichnen“, die „aktuelle Frau-
enbewegung“ greife „gerade durch 
die Verbindung von Arbeit und Sex das 
Patriarchat als allumfassendes, welt-
weites Machtsystem in seinem Kern 
an.“ (NEUES DEUTSCHLAND, 2. Feb-
ruar 2018, S. 4) Welch doppelter Irr-
glaube: zum einen an die unerschütter-
liche Macht bloßer Wünsche und Ideen, 
zum anderen in eine „Bewegung“, die 
diese „Verbindung“ nicht einmal in 
Gedanken geäußert hat! Diese Kampa-
gne hat nicht nur an Schwung verloren, 
sondern zu viel über Schauspielerin-
nen und nicht genug über Hotelange-
stellte geschrieben. Zahlen über sexu-
elle Belästigungen und sexistische 
Gewalt am Arbeitsplatz spielen in den 
Medien eine untergeordnete Rolle. Die 
Mehrzahl der Betroffenen arbeitet in 
Niedriglohnsektoren (Feldarbeiterin-
nen, Krankenhauspersonal, Nachtar-
beiterinnen wie in der Gastronomie). 
Auf der Webseite „Buzzfeed“ heißt 
es, das Problem sei Machtausübung 
am Arbeitsplatz, sexuelles Verlangen 
nur ein Ausdruck davon. Auch sexisti-
sche Gewalt hat wie jede Form sozialer 
Unterdrückung insofern einen spezifi-
schen Klassencharakter, als sie Arbei-
terinnen und arme Bäuerinnen weit 

Der Kampf gegen 
sexualisierte Gewalt: 

Ein täglicher Kampf und kein Ende in Sicht?
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überproportional trifft. Weit unten 
auf der Liste finden sich die Promis 
der Medien- und Unterhaltungsbran-
che, denen #MeToo vor allen anderen 
eine Stimme verliehen hatte. (NEUES 
DEUTSCHLAND, 18. Dezember 2017, S. 
7) Gewalt gegen Frauen ist weltweit ihr 
größtes Gesundheitsrisiko.

Ungefähr jede 14. Frau weltweit wird 
Opfer eines sexuellen Angriffs. Bei 
besonderer Schwere oder schlechter 
Gesundheitsversorgung kostet sie dies 
häufig sogar das Leben.

Bereits Ende 2016 machten Frauen in 
Südamerika unter der Parole „Ni una 
menos“ (dt.: keine weniger) darauf auf-
merksam. Sie prangerten die hohe Zahl 
von Femiziden an, sprich: der Ermor-
dung von Frauen. Tausende Frauen 
demonstrierten und riefen sogar einen 
Streik aus. Vor allem in Halbkolonien 
existieren noch zusätzlich andere 
Unterdrückungsmechanismen. In Län-
dern wie z.B. Indien findet etwa alle 15 
Minuten eine Vergewaltigung statt. Sie 
ist eine Form der Machtdemonstration 
und wird bis heute u.a. in Kriegsge-
bieten eingesetzt, um Menschen zur 
Kooperation zu zwingen. Wenn man 
die Zahlen weltweit vergleicht, liegen 
sie in Halbkolonien, also wirtschaftlich 
abhängigen Ländern, weit über denen 
in Industrienationen.

Daher: Für kostenlose Selbstver-
teidigungskurse von Frauen! Für den 
Aufbau unabhängiger Selbstvertei-
digungskomitees gegen sexistische 
Gewalt, unterstützt von der Arbeite-
rInnen-bewegung und Organisationen 
der sozial Unterdrückten!

Sexuelle Grenzüberschreitungen 
fangen nicht erst mit Vergewaltigung 
an, sondern umfassen sämtlichen Kon-
takt, der nicht konsensual (beidersei-
tiges Einverständnis) ist! Gerade dafür 
muss ein Bewusstsein geschaffen wer-
den. Wie weit zurück auch westliche 
Länder wie Deutschland sind, hat die 
Vergangenheit gezeigt. Erinnern wir 
uns an all die Täter-Opfer-Umkehrun-
gen, wenn eine Frau ihren Vergewal-
tiger öffentlich anklagt oder an die 

Tatsache, dass Vergewaltigung in der 
Ehe erst 1997 strafbar wurde. Bewusst-
sein schaffen wir nur, in dem wir es 
zu unserem Thema machen; in der 
Schule, in unseren Kreisen und auch in 
unseren Beziehungen. Konsensueller 
Sex darf kein „good will“ sein, sondern 
muss eine Selbstverständlichkeit sein!

Doch damit ist das Problem noch 
lange nicht an der Wurzel gepackt, 
denn kapitalistische Unterdrückungs-
verhältnisse sind die strukturelle Basis 
sexualisierter Gewalt, Ebendiese müs-
sen wir angreifen. Gemeinsam mit 
unseren Genoss_Innen, egal welchen 
Geschlechts, müssen wir dieses System 
zu Fall bringen. Nur wenn wir Seite 
an Seite hierzulande und mit unseren 
Genoss_Innen in anderen Ländern 
kämpfen, können wir dem Leiden der 
unzähligen Frauen ein Ende berei-
ten. Dies gelingt allerdings nur, wenn 
der Kampf innerhalb einer proletari-
schen, antisexistischen und antikapi-
talistischen Bewegung stattfindet. 

Da wir alle, auch innerhalb prole-
tarischer und anderer linker Organi-
sationen unter dem Joch des Kapita-
lismus groß geworden sind, sind wir 
nicht frei von Sexismus, leider auch 
nicht frei von Fällen sexualisierter 
Gewalt. Daher brauchen wir Frauen 
und Queers ein Recht auf eigen-
ständige Schutzräume, ein Recht 
auf gesonderte Treffen nur unter 
uns (Caucus), um über Probleme zu 
sprechen und politische Diskussio-
nen zu führen. Es muss eine Atmo-
sphäre der Sicherheit geschaffen 
werden sowie die Möglichkeit der 
transparenten Aufarbeitung jedes 
Einzelfalls unter Berücksichti-
gung der/des Betroffenen, um 
das antisexistische Bewusstsein 
aller voranzutreiben. Frauen, die 
gleichberechtigte Möglichkeit der 
Partizipation zu bieten, um eine 
geeinte Organisation aufzubauen, 
die die Fähigkeit besitzt, jede Form 
der Unterdrückung abzuschaffen, 
muss unser oberstes Ziel sein!

ÊÊ c v

Jede 3. Frau in Europa hat 
körperliche oder sexuelle Gewalt 

erfahren.

2 von 3 Gewaltopfern haben dies in der 
eigenen Familie erlebt.

Etwa jedes 10. Mädchen wurde zu 
sexuellen Handlungen gezwungen.



Man muss auf jeden Fall gemeinsam 
kämpfen, um etwas zu erreichen!

JONATHAN FRÜHLING, REVOLUTION

Die Arbeitsbedingungen in der 
Geburtshilfe sind, ähnlich wie im 
gesamten Pflegesektor, extrem 
schlecht. Um zu erfahren, was das 
für die Praxis bedeutet, haben wir 
mit einer Hebamme gesprochen.  

Wie sind die Arbeitsbedingungen 
für Hebammen in 
Krankenhäusern?
Scheiße. Hebammen arbeiten in 

Schichtarbeit. Es kommt vor, dass 
eine Hebamme in einer Schicht sie-
ben Geburten machen und zusätzli-
che Frauen betreuen muss, die Sor-
gen haben oder verletzt sind, oder 
überwacht werden müssen. Der Druck 
entsteht dadurch, dass alle Frauen 
versorgt werden müssen. Die Stati-
onen sind total unterbesetzt und es 
herrscht Trubel. Es gibt kein gemüt-
liches und entspanntes Umfeld.

Auch unbezahlte Überstun-
den müssen geleistet werden, 
wenn nicht alles untergehen soll.

Was ist der Grund für diese 
Zustände auf den Stationen?
Der Grund ist, dass die Kranken-

häuser privatisiert werden. Eigent-
lich sollen sie so funktionieren, dass 
es kein Plus und kein Minus gibt, 
aber bei privaten Krankenhäu-
sern muss da immer ein Plus stehen. 

Viele Hebamme aus kleinen Kran-
kenhäusern wollen auch nicht in 
„Geburtsfabriken“ arbeiten und 
suchen sich einen neuen Job, weil sie 
sich das nicht mehr antun wollen für 
das Geld.

Was sind die Probleme von 
Hebammen, die freiberuflich 
arbeiten?
Die Versicherung wird jedes Jahr 

teurer. Man kann außerklinisch gar 
nicht so viele Geburten annehmen, 
um genug zu verdienen oder auch 
nur die Versicherung zu bezahlen. 
Viele Frauen bekommen ihre Kinder 
zuhause, weil sie im Krankenhaus 
schlechte Erfahrungen gemacht haben.

Wo siehst du die Zukunft des 
Hebammenberufs?

Irgendjemand muss die Geburten 
ja machen. Ärzte dürfen das nicht. 
Ganz abschaffen kann man uns auf 
jeden Fall nicht. Natürlich denkt 
man positiv, dass es irgendwie wei-
ter geht, auch für die freiberufli-
chen Hebammen. Aber in letzter Zeit 
merkt man fast nur Rückschritte.

Wie ist Lage der Auszubildenden?

In dem ganzen Krankenhaustrubel 
ist kaum Zeit etwas erklärt zu bekom-
men und etwas zu lernen. Wir müs-
sen einfach die Arbeit leisten, die 
sonst nicht gemacht wird. Außerdem 
machen wir viel Arbeit, die wir nur 
theoretisch gelernt haben und wissen 
nicht, ob wir sie richtig machen, weil 
uns niemand auf die Finger schaut. Ich 
habe das Gefühl, ich habe im ersten 
Jahr nur wenig gelernt und war nur 
dazu da um zu arbeiten.

Fühlen sich die entbindenden 
Frauen während ihres 
Krankenhausaufenthaltes im Stich 
gelassen?

Auf jeden Fall. Es kommt darauf an, 
wie viel los ist. Wenn nur eine Frau 
da ist, ist es ok, wenn es sehr stres-
sig ist, dann funktioniert das nicht 
mehr. Deshalb finden auch manche 
Geburten ohne Hebamme statt. Von 12 
Stunden Geburt ist vielleicht 2-3 Stun-
den, wenn es hoch kommt, jemand 
im Raum. Im Endeffekt sind sie oft 
alleine und es gibt wenig Zeit für Fra-
gen und Ängste. Es werden in stres-
sigen Situationen den Frauen auch 
mehr Narkosemittel verabreicht, die 
einen negativen Einfluss auf die natür-
lichen Abläufe bei der Geburt haben.

Dadurch erhöht sich auch die Anzahl 
der Kaiserschnittrate. Wenn die 
Frauen sich nicht wohl fühlen, dann 
klappt auch die Geburt nicht mehr 
reibungslos.

Die nächste interessante Entwicklung 
ist, dass die Wochenbettbetreuung 
nicht mehr nur zuhause, sondern auch 
in den Krankenhäusern stattfindet, 
weil es nicht genug Hebammen gibt. 
Die Mütter müssen dann teilweise vier 
Tage nach dem Kaiserschnitt und mit 

einem frisch geborenen Kind 
ins Krankenhaus kommen.

Welche Folgen haben die 
Bedingungen im Krankenhaus für 
die Babys?
Es passieren im Stress mehr Feh-

ler, die eigentlich nicht passieren 
dürfen. Es führt auch dazu, dass 
Frauen am Anfang weniger stillen, 
weil sie auch dafür manchmal Unter-
stützung brauchen. Dann stillen 
die Frauen auch schneller ab. Auch 
Kaiserschnitte sind für die Kinder 
nicht so gut, wie reguläre Geburten. 

Was müsste der Staat deiner 
Meinung nach tun, um die 
Situation für Mütter, Kinder und 
Hebammen zu verbessern?

Das Versicherungsproblem in den 
Griff kriegen. Es gibt nämlich nur eine 
Versicherung, die die Hebammen ver-
sichert, wodurch die Beiträge extrem 
hoch werden. Ärzte zahlen für ihre 
Versicherung nur einen Bruchteil! 

Die Krankenhäuser sollten wieder 
verstaatlicht werden, damit es nicht 
mehr um die Profit geht. Außerdem 
soll die Bezahlung verbessert wer-
den, damit der Beruf wieder attrak-
tiver wird. Dabei wollen die Heb-
ammen vor allem mehr Personal 
und erst in zweiter Linie mehr Geld.

In welcher Weise müssten die 
Menschen innerhalb und außerhalb 
der Krankenhäuser aktiv werden, 
um etwas zu verändern?

Es ist schwierig, gerade auch mit 
der ganzen Streikereien. Man kann 
zwar viel erreichen, aber wie willst 
du in unserem Job streiken? Auch 
die Bevölkerung, die das aktu-
ell betrifft, ist ein sehr kleiner Teil 
der Gesellschaft. Gerade wenn du 
schwanger bist oder ein neues Kind 
hast, hast du keine Zeit dich poli-
tisch für Hebammen einzusetzen. 

Was hältst du von Aktionen, 
die von der gesamten Branche 
ausgehen, also auch vom 
Pflegepersonal?

Man muss auf jeden Fall gemein-
sam kämpfen, um etwas zu erreichen!

,,
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Wenn wir uns in der Welt umschauen, 
kann uns ein Schauer über den Rücken 
laufen. In Deutschland hat’s die AfD 
bei fast allen Wahlen zweistellig in 
den Landtag geschafft, während die 
etablierten Parteien einen deutlichen 
Stimmenverlust erlitten. Neben dem 
massiven Anstieg von Übergriffen auf 
Geflüchtete und ihre Unterkünfte in 
den letzten zwei Jahren häufen sich 
auch Angriffe auf Linke sowie auf 
Büros von Gewerkschaften, Linkspar-
tei, SPD und anderen linken und/oder 
migrantischen Einrichtungen. 

Begleitet wurde dies mit Asylgesetz-
verschärfungen, die letztendlich in 
eine große Abschiebekampagne sei-
tens der Regierung mündeten. Doch 
nicht nur in Deutschland hat sich die 
Lage verändert. Schauen wir in der 
Welt umher, sieht’s in anderen Ländern 
nicht viel besser aus. 

Werfen wir einen Blick nach Frank-
reich: Seit 2009 wird der Front Natio-
nal einflussreicher und der staatliche 
Rassismus nimmt zu. Seine antimus-
limische Spielart ist besonders stark 
ausgeprägt, wie die Debatte zum Bur-
ka-Verbot oder die physischen Angriffe 
auf Muslima nach dem Terroranschlag 
auf Charlie Hebdo zeigen. 

Auch in Polen sieht’s da nicht besser 
aus. Seit 2015 ist die rechtskonserva-
tive Prawo Sprawiedliwość (kurz: PiS, 
dt: Recht und Gerechtigkeit) an der 
Regierung und verabschiedet reakti-
onäre Gesetze. Erst griff sie die Pres-
sefreiheit an, im Herbst 2016 wurden 
Abtreibungen zu verbieten versucht. 
Von der Geflüchtetenpolitik des Lan-
des will man lieber schweigen. Hinzu 
kommt eine starke faschistische Szene, 
die Linke systematisch angreift.

Auch in anderen europäischen Län-
dern sehen wir eine starke Rechte. 
Während in Österreich die FPÖ, eine 
rechtsextreme, populistische Par-
tei, stark zulegt und es nur eine Frage 
von 2  % war, ob sie den Bundespräsi-
denten stellte, streifen in der Ukraine 

faschistische Milizen umher. Ebenfalls 
in Ungarn ist ein Rechtspopulist an 
der Regierung mit der faschistischen 
Jobbik (dt: Bewegung für ein besse-
res Ungarn) im Rücken und auch in 
Schweden sowie Finnland haben die 
Rechten gut zugelegt. 

Doch dabei hört es nicht auf. Im 
Großteil der Welt können wir einen 
Rechtsruck verzeichnen. 
Von den USA bis zu den 
Philippinen können 
wir beobachten, 
wie Rechtspopu-
list_Innen Erfolg 
haben. Klar ist: 
Dem Rechtsruck 
müssen wir uns 
entgegenstellen. 
Aber wie? Warum 
ist das so? 

Wenn wir uns 
effektiv wehren 
wollen, müssen wir 
auch verstehen, wie dieser 
Rechtsruck zustande kommt. Dazu 
müssen wir uns anschauen, in was 
für einer Welt wir eigentlich leben. 
Um dies gleich zu beantworten: Aktu-
ell leben wir im Stadium des Imperia-
lismus. Dieses ist quasi die „höchste“ 
Stufe des Kapitalismus. Es gibt einen 
internationalen Weltmarkt samt einer 
internationalen Arbeitsteilung. Das 
heißt, dass weltweit gehandelt wird 
und deswegen nicht jedes Land alles 
für sich selber herstellen muss – wich-
tiger noch: überhaupt nicht in der 
Lage sein muss, mit der Produktivität 
dieser internationalen Arbeitsteilung 
mitzuhalten. 

Außerdem gibt es zwei Formen von 
Ländern: imperialistische und unter-
worfene. Aus dem Schulunterricht 
kennen die einen oder anderen den 
Begriff der „Kolonisierung“. Damals 
gab es Länder, die offen andere Länder 
abhängig, also zu Kolonien, gemacht 
haben – wirtschaftlich und politisch.

Imperialistische Länder machen in 
einer gewissen Weise das gleiche. Sie 
halten unterworfene Länder, auch 
Halbkolonien genannt, wirtschaftlich 

abhängig, jedoch politisch formal 
unabhängig. Oberflächlich erscheinen 
die meisten Halbkolonien als eigene 
Staaten. Schaut man sich aber an, wem 
die Firmen gehören, welche Zuschüsse 
der Staat bekommt und wie verwo-
ben die Beziehungen mancher Politi-
ker_Innen mit den imperialistischen 
Großmächten sind, wird schnell klar: 

komplett unabhängig agieren 
die Länder nicht. Natürlich 

gibt’s noch mehr zum 
Thema Imperialismus 

zu sagen. Aber das 
würde den Rah-
men des Artikels 
sprengen. Des-
wegen gehen wir 
an dieser Stelle 

nur noch auf zwei 
weitere, für den 

Rechtsruck rele-
vante Punkte ein. 

Einer ist die fortschrei-
tende Monopolisierung. Kon-

zerne fusionieren, kaufen auf und neh-
men das Ganze in die Hand, während 
kleinere Firmen und Händler_Innen 
verdrängt oder aufgekauft werden. 
Das ist ein Prozess, der innerhalb der 
kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse nicht gänzlich aufzuhalten ist. 
Einer kleinen Bäckerei im Dorf ist es 
nämlich unmöglich, in der gleichen 
Zeit so viele Brötchen herzustellen, 
wie es eine Bäckereikette machen 
kann (aufgrund von mehr Maschinen, 
größerer Anzahl an Arbeiter_Innen, 
günstigeren Rohstoffpreisen usw. 
usf.). So wird dann auch der Preis der 
Dorbäckereibrötchen teurer und mehr 
Menschen gehen zur Bäckereikette, 
weil es günstiger ist. Das Ganze hat 
positive wie auch negative Seiten. Ers-
teres ist verständlicherweise schwer 
zu glauben, wenn man sich anschaut 
was Bayer, Monsanto oder Unilever 
so verzapfen. Aber mit der Monopo-
lisierung geht eine Zentralisierung 
der Produktion einher und sie legt 
den Grundstein für eine global orga-
nisierte Planwirtschaft. Da die gro-
ßen Konzerne allerdings in scharfer 

Internationaler Rechtsruck
seine Grundlagen verstehen, um ihn zu bekämpfen!

Schaut 
man sich aber an, 

wem die Firmen gehören, 
welche Zuschüsse der Staat 

bekommt und wie verwoben die 
Beziehungen mancher Politiker_

Innen sind, wird schnell klar: 
komplett unabhängig 

agieren die 
Länder nicht.
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Konkurrenz zueinander stehen, kann 
dieser positive Aspekt nur genutzt 
werden, wenn die Arbeiter_Innen über 
die Produktionsmittel selber verfügen. 
Ist das nicht der Fall, produzieren die 
Konzerne aneinander vorbei und die 
negativen Auswirkungen wie Umwelt-
verschmutzung, Raubbau etc. kommen 
zum Vorschein – logische Folge der 
anarchistischen Produktionsweise. 

Es gibt aber noch einen anderen 
Aspekt der Monopolisierung: Klei-
nere Firmen, auch gerne als Mittel-
stand bezeichnet, haben Angst, ihre 
Stellung zu verlieren und pleitezu-
gehen. Getrieben von der Angst des 
sozialen Abstieges fangen sie an, laut 
herumzubrüllen. 

Protektionismus, Nationalchauvi-
nismus, Standortborniertheit, das sind 
ihre Argumente, um sich zu schützen. 
Kurz gesagt: Sie wollen das Rad der 
Geschichte aufhalten, um nicht ihren 
Reichtum zu verlieren, sich gegen die 
internationale, arbeitsteilige Struktur 
des Gesellschaftssystems stellen. 

Einen weiteren Aspekt des Impe-
rialismus bildet der Kampf um die 
Neuaufteilung der Welt. Zwar ist sie 
schon in unterdrückte und imperia-
listische Länder aufgeteilt, aber die 
oben beschriebene Konkurrenz wirkt 
sich auch auf die Nationalstaaten aus, 
die, vereinfacht gesagt, auch Inte-
ressenvertreter_Innen der 
jeweiligen national vor-
herrschenden Kapi-
talfraktionen sind. 
Die imperialisti-
schen Staaten und 
Bündnisse wett-
eifern darum, 
wer welchen 
Absatzmarkt 
beherrscht, 
wer welchen 
national unter-
gliederten Teil der 
Arbeiter_Innenklasse 
zu welchem Profit aus-
beuten kann und die Zugänge zu 
Rohstoffen kontrolliert. So wird der 
aktuell führende, aber auch schwä-
cher werdende US-Imperialismus öko-
nomisch von China und der EU global 
herausgefordert.

Diese Konkurrenz geht auch von 
Russland v. a. in militärischen Fragen 
(bspw. Syrien, Ukraine) aus. Diese 
immerwährende Konkurrenz führt 
dazu,  dass es für einen immer kleiner 
werdenden Teil von Produzent_Innen 
etwas zu verteilen gibt – weder ans 

Proletariat (Arbeiter_Innen) noch 
an „Mittelschichten“. Diese können 
gegenüber dem Großkapital immer 
weniger bestehen bzw. müssen sich 
den gesteigerten Anforderungen des-
sen unterwerfen – als betrieblich wie 
menschlich kleinbürgerliche Existenz. 

So werden die Kapitalist_Innen 
gezwungen, immer nach einem Weg zu 
schauen, wie sie mehr Profit anhäufen 
können. Diesen erzielen sie beispiels-
weise dadurch, dass sie Löhne kürzen 
oder in die Verbesserung der Produkti-
onsmittel investieren. Ähnlich wie bei 
der Monopolisierung ist das aber eine 
Medaille mit zwei Seiten. Der Zwang, 
die Produktionsmittel, also Maschi-
nen, zu erneuern, bedeutet in einem 
gewissen Maß Fortschritt. Aber eben 
nur in einem gewissen Maß, da man 
dies nicht unendlich lange machen 
kann. Irgendwann erreichen die Kapi-
talist_Innen den Punkt, an dem es zu 
teuer wird, die Produktionsmittel zu 
erneuern und erneute Investitionen 
sich nicht mehr lohnen. 

Profit macht das Kapital mit der 
Ausbeutung der Ware Arbeitskraft 
(also mit Arbeiter_Innen, die ihre 
Arbeitskraft verkaufen). Diese Arbei-
ter_Innen arbeiten mit Maschinen, 
sowie Rohstoffen (Produktionsmittel) 
und schaffen ungeheure Werte, wovon 
sie allerdings nur einen Bruchteil als 

Lohn bekommen. Je teurer 
die Produktionsmittel 

und Rohstoffe werden, 
desto geringer der 

Anteil menschli-
cher Arbeit in der 
einzelnen Ware, 
daher sinkt die 
Rate, wenn auch 
nicht die Masse 
der Profite. Um 

also die jeweilige 
Profitrate (also 

wie viel Gewinn pro 
investiertes Kapital) zu 

erhalten, gibt es nicht viele 
Auswege für Kapitalist_Innen. Sie 

müssen versuchen, andere aufzukau-
fen oder zu fusionieren. Auch Spekula-
tionen bieten kurzfristig eine Möglich-
keit, den Prozess hinauszuzögern. Sind 
dann alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
und Absatzmärkte erschlossen, greift 
man zu rabiateren Methoden. Dies 
kann man zum einen durch Austeri-
tätspolitik umsetzen, zum anderen 
aber auch durch wirtschaftlichen oder 
militärischen Krieg. 

In diesem werden die 

Produktionsmittel zerstört und die 
stärkere Kapitalfraktion kann ver-
stärkt in neue Märkte eindringen, 
während die Verlierer_Innen noch 
eventuelle Reparationen und Wie-
deraufbauarbeiten tragen müssen. 
Wenn es dann keine wirklich gute linke 
Alternative gibt und es den Menschen 
schlechter geht, haben rechte Popu-
list_Innen Erfolg. 

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise 
2007/08 standen viele Banken kurz vor 
dem Bankrott. Viele  wurden geret-
tet. Die Kosten dafür haben aber nicht 
jene getragen, die viel Geld besaßen. 
Nein, sie wurden auf die Arbeiter_
Innen abgewälzt. Praktisch wurden 
die Armen noch ärmer gemacht durch 
Leiharbeit, Kürzungen bei Sozialleis-
tungen, sozialen Einrichtungen etc. 

In Griechenland beispielsweise gab 
es Zeiten, da konnten die Arbeiter_
Innen sich entscheiden, ob sie entwe-
der ihre Stromkosten oder ihre Kran-
kenversicherung zahlten. Auch in den 
USA oder Spanien haben viele Leute 
Jobs verloren und es gab keine sozialen 
Sicherungen. Neueinstellungen fanden 
im Durchschnitt auf einem niedrigeren 
Lohnniveau statt. 

Parteien, die dagegen die Stimme 
erhoben haben, gab es kaum. Gerade 
im Kern von Europa haben Sozial-
demokrat_Innen wie die SPD dabei 
geholfen, die Kosten der Krise auf die 
Arbeiter_Innen abzuwälzen. 

Linke Reformist_Innen wie die 
Linkspartei  haben es verpasst, kräftig 
dagegen zu kämpfen. So scheiterten 
europaweite Streikversuche oftmals 
an der Blockade durch Gewerkschafts-
bürokratien imperialistischer Natio-
nen, so nach dem europaweiten Streik-
tag am 14.11.2012. Aktuell passen sie 
sich sogar dem Rechtsruck an und 
mobilisieren nicht aktiv gegen den 
staatlichen Rassismus oder jenen auf 
der Straße. Vielmehr versuchen sie, 
die Wähler_Innen, die sie an die AfD 
verloren haben, mit rechter Rhetorik 
wieder zu gewinnen. Darüber hinaus 
gibt es in vielen anderen Ländern gar 
keine Parteien, die von sich behaupten, 
das Interesse der Arbeiter_Innen zu 
vertreten. 

Das heißt insgesamt: Statt die wirk-
lichen Probleme anzusprechen und 
zu benennen, warum es den Leuten 
dreckig geht, gehen viele Parteien 
nach rechts und verschieben die Pro-
bleme. Man kann also sagen, dass die 
Arbeiter_Innenklasse sich in einer 
Führungskrise befindet, da keine 

Die 
imperialistischen 

Staaten und Bündnisse 
wetteifern darum, wer 
welchen Absatzmarkt 

beherrscht, wer welchen Teil 
der Arbeiter_Innenklasse zu 
welchem Profit ausbeuten 
kann und die Zugänge 

zu Rohstoffen 
kontrolliert.
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größere Organisation existiert, die 
ihre Gesamtinteressen vertritt und 
eine klare Perspektive bietet. 

Allerdings gibt es auch andere Bei-
spiele. Als in Griechenland die etablier-
ten Parteien (PASOK und Nea Dimo-
kratia; dt: Neue Demokratie) während 
der Krise an Stimmenzahlen verloren, 
wurden nicht nur die Rechten stärker. 
Im Zuge der katastrophalen Situation 
im Land fanden die Linksreformist_
Innen von SYRIZA (Schwesterpartei 
von DIE LINKE) in der Bevölkerung 
Anklang. Die Partei versprach schließ-
lich, sich gegen die massiven Einspa-
rungen zu wehren, die die Lebens-
grundlage der Mehrheit im Lande 
zerstörten – und so wurde sie gewählt. 

Ähnliches konnten wir im letzten 
Jahr in Großbritannien beobachten. 
Jeremy Corbyn gewann die Wahl um 
den Vorsitz der Labour-Party als linker 
Reformist in einer sich vorher stetig 
nach rechts bewegenden Partei durch 
die massive Unterstützung der (neuen) 
Parteibasis. 

An beiden Beispielen haben wir eine 
Menge Kritik, schließlich hat Corbyn 
Kompromisse mit dem Parteiapparat 
gemacht und SYRIZA sich dem Spar-
diktat entgegen ihren Versprechun-
gen gebeugt. Nichtsdestotrotz zeigen 
sie auf, dass erstens „radikale Forde-
rungen“, wie es Bürgerliche nennen, 
Rückhalt in der Mehrheit der Bevöl-
kerung finden können, zweitens die 
Sprengkraft innerhalb bürgerlicher 
Arbeiter_Innenparteien, wenn die 
konterrevolutionäre Gegenreformpoli-
tik ihrer Führungen in Widerspruch zu 
den Erwartungen ihrer proletarischen 
Basis gerät. 

Was für eine Perspektive haben wir? 
Zugegeben: Wirklich gut hört sich das 
Ganze nicht an. Der Rechtsruck geht 
mit zunehmender Militarisierung 
einher. Unterschiedliche Länder rüs-
ten auf, Militärparaden oder schlicht 
und einfach das Werben fürs Sterben 
schleichen sich langsam in unseren 
Alltag. Hinzu kommt der zunehmende 
Rassismus. Er spaltet die Arbeiter_
Innenklasse dadurch, dass man Angst 
vor den Migrant_Innen sowie Geflüch-
teten eingeredet bekommt, die einem 
„Arbeit und Sozialleistungen“ weg-
nehmen wollen. All das fördert natio-
nalen Chauvinismus. 

Doch wir müssen das Ganze nicht 
einfach so hinnehmen! Es gibt Wege, 
dieser tristen Zukunft zu entkommen. 
Als REVOLUTION treten wir dafür ein, 
dass eine antirassistische Bewegung 

zustande kommt, die sich 
dem Rechtsruck stellt, 
neben der „radika-
len“ Linken aus 
Gewerkschaften, 
S o z i a l d e m o -
kratie und lin-
ken Reformist_
Innen. Aktuell 
sind es nämlich 
diese Organisatio-
nen, die einen Großteil 
der organisierten Arbei-
ter_Innen hinter sich 
herführen. 

Denn Rassismus 
ist nicht einfach nur 
so beschissen. Er 
schwächt auch das 
objektive Inter-
esse aller Arbei-
ter_Innen. Anstatt 
zusammen für eine b e s -
sere Lebensgrundlage zu einzutreten, 
bekämpft man sich gegenseitig („Teile 
und herrsche!“). Deswegen ist es wich-
tig, auch Forderungen aufzustellen wie 
nach bezahlbarem Wohnraum oder 
Mindestlohn für alle. 

Allerdings darf man auch nicht der 
Illusion verfallen, dass es nur aus-
reicht, die „sozialen Fragen“ zu beto-
nen. Diese Forderungen müssen kon-
sequent mit Antirassismus verbunden 
werden, denn nur in praktischen 
Kämpfen kann man den sich etablie-
renden Rassismus anfangen zu besei-
tigen. Widmet man sich in der jetzigen 
Situation nur den sozialen Fragen, ver-
gisst man, dass Rassismus spaltet,  und 
kann ihn schlechter bekämpfen. 

Daneben muss auch die Frage der 
Selbstverteidigung aufgeworfen wer-
den. Denn neben rassistischen Geset-
zen gibt es auch Rassist_Innen auf der 
Straße, die Migrant_Innen und Linke 
angreifen. 

Aber eine Bewegung reicht nicht 
aus. Für uns Jugendliche sieht unsere 
Zukunft echt beschissen aus: mehr 
Ausbeutung, mehr Überwachung, 
weniger Freiheiten und Perspektive. 
Es wird immer schwerer, einen Ausbil-
dungsplatz oder einen Job zu finden, 
von dem wir leben können, ohne vor-
her den Spießrutenlauf durch un(ter)
bezahlte Praktika oder befristete Jobs 
absolvieren zu müssen. Für diejenigen, 
die weiblich, migrantisch und/oder 
geflüchtet sind, ist das Ganze noch mal 
ein Zacken härter. Nebenbei werden 
dann auch die Ausgaben für Bildungs-
einrichtungen gekürzt und in der 

Gesell-
schaft wird unser 

S e lb s tb e s t i m mu n g s r e c ht 
über unsere Körper sowie 
eigene Sexualität eingeschränkt, 
oftmals geleugnet. 

Deswegen brauchen wir Jugendli-
chen eine internationale Organisation 
mit einem revolutionären Programm, 
das deutlich macht, dass es keine 
Spaltung aufgrund von Herkunft, 
Geschlecht, Alter oder Sexualität 
geben darf, und das aus den Fehlern 
der Vergangenheit lernt. Nur so kön-
nen wir unserer Unterdrückung von 
auch in der Arbeiter_Innenbewegung 
selbst entgegentreten. Wir müssen 
die aktuellen Problematiken mit einer 
revolutionären Perspektive verbinden 
und diese ins Bewusstsein der Men-
schen tragen. 

Konkret heißt das: Wir beteiligen 
uns an laufenden Kämpfen wie Streiks 
oder Bewegungen und versuchen, dort 
eine revolutionäre Perspektive hinein-
zutragen, insbesondere an den Orten, 
an denen wir uns befinden, wie Schu-
len oder Betrieben. Aber eine Organi-
sation mit revolutionärem Programm 
braucht es nicht nur für uns Jugendli-
che. Als REVOLUTION ist uns nämlich 
bewusst, dass wir nicht die einzigen 
sind, die unter dem System zu leiden 
haben und wir alleine nicht das System 
ändern können. Für uns ist die Arbei-
ter_Innenklasse die einzige Kraft, die 
eine Revolution anführen kann, wird 
doch durch ihre schöpferische Kraft 
der gesellschaftliche Reichtum produ-
ziert, den sich einzelne anschließend 
privat aneignen.

 Aus diesem Grund unterstützen wir 
die Anstrengungen, neue Arbeiter_
Innenmassenparteien aufzubauen, die 
offen für ein revolutionäres, sozialisti-
sches Programm kämpfen.
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Während im Innern der Festung 
Europa rechte Hetze und Gewalttaten 
zunehmen, scheinen die  Außengren-
zen unbezwingbar. Menschen, die vor 
Hunger, Krieg, Gewalt und Ausbeu-
tung fliehen, lässt man im Mittelmeer 
ertrinken oder in Massenlagern an der 
Grenze von Griechenland oder der Tür-
kei ihr Dasein fristen.  Damit man sich 
gar nicht erst mit dem „Problem“ der 
Flucht herumschlagen muss, wurde in 
den letzten Jahren viel getan. Kriegs-
gebiete wie Afghanistan wurden zu 
sicheren Herkunftsländern erklärt, um 
jene, die es nach Europa geschafft 
haben, wieder abschieben zu 
können. Daneben wurden 
auf unzähligen Gip-
feltreffen und Konfe-
renzen Abkommen 
geschlossen, die 
Länder, durch die 
zentrale Flucht-
routen verlaufen,  
dazu verpflich-
teten, die Menschen, 
die fliehen wollen, gar 
nicht erst passieren zu 
lassen. Aktivist_Innen wie 
von der Organisation Jugend rettet!, 
die hingegen versuchen, Menschen 
vor dem Ertrinken zu retten, oder 
Leute bei ihrer gefährlichen Flucht 
unterstützen, werden kriminalisiert.

Zusammengefasst: Man tut viel, um 
sich nicht mit dem Leid, oftmals durch 
die EU selbst erzeugt, herumzuschla-
gen. So wundert es auch nicht, dass es 
nur bei einem kurzem medialen Auf-
schrei, der schnell in der Leere ver-
hallte, blieb, als im letzten Jahr an die 
Öffentlichkeit kam, wie die praktische 
Umsetzung der „Fluchtverhinderung“ 
aussieht. Die Rede ist hier von den 
Gefängnislagern und Sklavenaukti-
onen in Libyen. Das Land selbst steht 
seit dem Sturz von Diktator Gaddafi 
unter der Kontrolle von Milizen, unter-
schiedlichen Warlords und zwei kon-
kurrierenden Regierungen. Doch das 
hinderte die EU nicht, 2016 die Zusam-
menarbeit zu erneuern. Schließlich 
hatte diese bereits Tradition. Laut 

einem Bericht von Amnesty Internati-
onal gibt es die Kooperation zur Migra-
tionsverhinderung seit den 1990er 
Jahren zwischen Italien und Libyen, 
die bis heute beispielsweise in Form 
von gemeinsamen Patrouillen im Mit-
telmeer anhält. Aktuell wird diese 
Küstenwache übrigens von einem 
Warlord angeführt. Die Europäische 
Union mischt zwar „erst“ seit 2005 mit, 
investierte aber bisher dreistellige Mil-
lionenbeträge, damit das Land in den 
Grenzschutz investieren kann. Zusätz-
lich gibt es Lehrgänge und Unterstüt-
zung für den dortigen Polizei- und 
Militärapparat. 

Das alles geschieht im Namen der 
„Schlepperbekämpfung“. Doch 

schaut man sich die Situa-
tion an, merkt man, dass 

man eher  Schlepper, 
Sklavenhandel, Fol-

ter und Tod finan-
ziert, anstatt diese 
Übel zu beenden. 
Denn Menschen, die 
nach Libyen kom-

men, sind per se ille-
gal. Aktuell sollen es 

700.000 bis 1.000.000 
sein. Meist werden sie 

von Schleppern oder Men-
schenhändlern mit dem Versprechen 
eines Arbeitsangebotes gewonnen 
und kommen oftmals Nigeria, Niger, 
Bangladesch oder Mali. Einmal in den 
Fängen solcher Leute, sind sie ihnen 
komplett ausgeliefert. Sie werden von 
ihrer Heimat nach Libyen gebracht, 
viele sterben auf dem Weg oder wer-
den an andere Schlepper oder Milizen 
verkauft. Bei diesen müssen sie dann 
die Kosten für ihre Flucht abarbeiten. 
Für rund 400 Dollar werden Männer 
als Arbeitskräfte verkauft, Frauen 
als Sexsklavinnen oder Prostituierte. 
Geflüchtete, die von der Küstenwa-
che auf der Flucht übers Mittelmeer 
erwischt werden, landen in Internie-
rungslagern. Die dort erlebte Gewalt 
ist kaum in angemessene Worte zu fas-
sen. Auf zu wenig Raum, mit maximal 
einer Mahlzeit am Tag sind sie dann 
der Willkür der Gefängniswärter aus-
gesetzt.  2017 veröffentlichte Oxfam 
einen Bericht,  demzufolge 80  % der 

Befragten schilderten, Gewalt und 
Misshandlungen erlitten zu haben. Alle 
weiblichen Befragten gaben , Opfer 
von sexueller Gewalt geworden zu 
sein. Viele der Frauen berichteten, dass 
es keine Rolle spiele, ob sie schwanger 
seien. 

WAS IST UNSERE 
PERSPEKTIVE?

Weltweit befinden sich 65,5 Millio-
nen auf der Flucht. Viele davon Frauen 
und junge Mädchen, die besonders mit 
sexueller Gewalt zu kämpfen haben. 
Für diejenigen, die es nach Europa 
schaffen, hört der Schrecken nicht auf. 
Je nachdem, wo man landet, hat man 
es mit Massenlagern, mangelnder Pri-
vatsphäre etc. zu tun. Hinzu kommen 
die steigende Gewalt von Rechten und 
rassistische Gesetze. Um dagegen zu 
kämpfen, bedarf es einer antirassis-
tischen Bewegung auf europäischer 
Ebene. Diese sollte sich gegen die Fes-
tung Europa richten und gegen ras-
sistische Asylgesetze, Abschiebe- und 
Migrationsabkommen stellen sowie für 
sichere Fluchtrouten, offene Grenzen 
und Staatsbürger_Innenrechte für alle 
eintreten. Daneben muss sie auch für 
die spezifischeren Forderungen für 
geflüchtete Frauen einstehen wie den 
Ausbau und die kostenlose Nutzung 
von Frauenhäusern, die Möglichkeit, 
einen Asylantrag unabhängig vom 
Mann zu stellen, sowie für den Aus-
bau der medizinischen und physischen 
Versorgung für Geflüchtete. 

Um Grauen wie in Libyen zu been-
den, reicht es nicht, darauf zu hof-
fen, s sich aus dem „gescheiterten 
Staat“ eine zentrale Regierung ent-
wickelt. Vielmehr verschleiert dies 
das Problem. Denn auch eine neue 
bürgerliche Zentralregierung würde 
Politik im Interesse der EU umset-
zen – oder dazu gezwungen werden. 
Die unmenschliche Behandlung von 
Geflüchteten würde also weiterge-
hen.  Um das Problem an der Wurzel 
zu packen, müssen wir uns gegen den 
Imperialismus als Weltsystem stel-
len. Denn dieser ist verantwortlich für 
Armut, Kriege, Umweltzerstörung und 
Unterdrückung.

Libyen: totgeschwiegenes Leid

Alle drei 
Sekunden wird 

jemand auf der Welt zur 
Flucht gezwungen. 

Einer von 113 
Menschen weltweit 

ist von Flucht und 
Vertreibung betroffen.
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HEIDI SPECHT, 
ARBEITER*INNENSTANDPUNKT

Kurz vor Weihnachten trat in Öster-
reich eine neue Regierung ihren Dienst 
an – gebildet aus der konservativen 
Unternehmer*innenpartei ÖVP und 
der rechtspopulistischen FPÖ.

ÖVP
Die ÖVP schaffte es erstmals seit 

dem Jahr 2002 bundesweit auf den 
ersten Platz. Das verdankt sie insbe-
sondere ihrer Galionsfigur Sebastian 
Kurz, der neuen Wind versprach und 
seine Ernsthaftigkeit unter ande-
rem durch Änderung der Parteifarbe 
von Schwarz zu Türkis unter Beweis 
stellte. Er schaffte es,  bei vielen Wäh-
ler*innen durch sein Alter und seine 
Versprechen Illusionen zu wecken, 
die darüber hinwegtäuschten, dass 
er als längstdienendes Regierungs-
mitglied bereits jahrelang die Politik 

mitgestaltet hatte. Viele Menschen 
haben in ihrem Wunsch nach Verände-
rungen übersehen, in welche Richtung 
diese gehen sollen: Angriffe auf die 
Armen und Unterdrückten zugunsten 
der Reichen und Unternehmen.

FPÖ
Die FPÖ befand sich bereits seit län-

gerem im Aufwind. Sie hätte wohl noch 
stärker gewonnen, wäre die ÖVP unter 
Kurz nicht so stark nach rechts gegan-
gen. In ihrer rechtspopulistischen 
Rhetorik ging es darum, sich für den 
kleinen, österreichischen Mann ein-
zusetzen und die österreichische Frau 
vor Zuwanderer*innen zu beschüt-
zen. Außer Frage steht, dass sie ihr 
bestes tun werden, um ihre rassisti-
schen Pläne umzusetzen und in Kurz 
darin auch einen guten Verbündeten 
haben. Dass durch rassistische Ein-
sparungen nicht unbedingt mehr Geld 
für arme Österreicher*innen bleibt, 

wird wohl manche ihrer Wähler*innen 
enttäuschen.

Diese Regierung steht also für Rei-
che und Unternehmen, gegen die 
Unterdrückten und damit die Mehrheit 
der Bevölkerung. Sie plant in ihrem 
Programm nicht nur Angriffe gegen 
Errungenschaften der Arbeiter*in-
nenbewegung, sondern auch gegen 
Frauen, Jugendliche, Arbeitslose und 
Migrant*innen.

FAMILIENBONUS PLUS
Bereits durch den Ministerrat 

beschlossen wurde der sogenannte 
Familienbonus Plus, der laut Plänen 
der Regierung Anfang 2019 in Kraft 
treten soll. Dabei sollen pro Kind unter 
18 Jahren um bis zu 1.500 Euro weni-
ger Steuern gezahlt werden müssen. 
Was auf den ersten Blick gar nicht so 
schlecht wirkt, birgt doch einige Pro-
bleme. Um in den vollen Genuss dieser 
Leistung zu kommen, muss erst einmal 
genug verdient werden. Erst ab einem 
Bruttomonatseinkommen von 1.700 
Euro bekommt man mit einem Kind 
den Vorzug der vollen Leistung, bei 
zwei Kindern benötigt man dazu min-
destens 2.300 Euro. Viele Menschen in 
Österreich würden also sogar zu wenig 
verdienen, um bei nur einem Kind den 
vollen Betrag zu erhalten, und mit 
jedem zusätzlichen Kind muss mehr 
verdient werden, um zu profitieren. 
Diese Maßnahme ist damit klar eine 
zugunsten der Besserverdiener*in-
nen. Im Ausgleich sollen zwei Leis-
tungen abgeschafft werden, nämlich 
der Kinderfreibetrag und die Absetz-
barkeit von Kinderbetreuungskos-
ten für Kinder unter 10 Jahren. Wenn 
Bundeskanzler Kurz jetzt verspricht, 
niemand solle weniger bekommen als 
vorher, scheint das bereits fragwür-
dig. Konzepte wie die Erhöhung des 
Alleinverdiener*innen- bzw. Alleiner-
zieher*innenabsetzbetrages, von der 
unter anderem jene 60.000 Alleiner-
zieher*innen profitieren sollen, die so 
wenig verdienen, dass sie überhaupt 
keine Lohnsteuer zahlen und damit 
durch den Familienbonus Plus genau 

31,4% 

ÖVP 27,4%

FPÖ
26,7%

SPÖ

Österreich: 
Regierung gegen die Unterdrückten

Ergebnisse der österreichischen Nationalratswahlen 2017
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null Euro bekommen würden, sind 
noch höchst unausgegoren und auch 
nur eine Reaktion auf massive Kritik. 
Ungeachtet dessen bleibt die Tatsache 
bestehen, dass durch das Wegfallen 
der Absetzbarkeit von Kinderbetreu-
ungskosten für Familien die Option, 
dass ein Elternteil (üblicherweise die 
Frau) zuhause bleibt, weil das billiger 
ist als Kinderbetreuung, wieder stär-
ker an Relevanz gewinnt.

Und um den Rassismus auch wirk-
lich überall unterzubringen, betont 
FPÖ-Chef Strache, dass damit „öster-
reichische Familien“ entlastet werden 
sollen, es aber „kein Förderprogramm 
für Groß-Zuwanderer*innenfamilien“ 
gäbe.

FAMILIENBEIHILFE
Eine weitere Idee, die derzeit auch 

innerhalb der EU heiß diskutiert wird, 
ist die Anpassung der Familienbei-
hilfe an die Lebenserhaltungskosten 
des Landes, in dem das Kind, für das 

die Beihilfe bezogen wird, wohnt. Das 
betrifft besonders Frauen aus Osteu-
ropa, die in Österreich (häufig in der 
Pflege) arbeiten, um ihren Familien 
Geld nach Hause schicken zu können.

Um den Schein der Fairness zu wah-
ren, soll für Kinder, die in Ländern 
leben, in denen die Lebenserhaltungs-
kosten höher sind als in Österreich 
(z. B. die Schweiz oder skandinavische 
Länder), die Familienbeihilfe erhöht 
werden. Dass es dabei um sehr viel 
weniger Geld geht und außerdem um 
Personen, die tendenziell sowieso 
bereits besser verdienen, ist „natürlich 
reiner Zufall“.

FRAUEN ALS MÜTTER
Generell kann festgestellt werden, 

dass die Regierung das Thema Frauen 
fast ausschließlich in ihrer Rolle als 
Mütter thematisiert. Die Unterdrü-
ckung von Frauen, die über die Dop-
pelbelastung von arbeitenden Müttern 
hinausgeht, wird wenig thematisiert. 

Zwar ist die Erleichterung der Berufstä-
tigkeit für Mütter ohne Frage ein wich-
tiges Thema, doch auch hier scheint 
es sich eher um ein Lippenbekennt-
nis zu handeln, denn dazu tatsächlich 
notwendige Schritte wie der Ausbau 
kostenloser Kinderbetreuung werden 
nicht vorangetrieben. Im Gegenteil, 
unter Schwarz-Blau in Oberösterreich 
gab es in diesem Bereich sogar massive 
Verschlechterungen. Auch Pläne wie 
die Einführung von 12 Stunden tägli-
cher Höchstarbeitszeit oder die Erhö-
hung der zumutbaren Entfernung des 
Arbeitsplatzes vom Wohnort erreichen 
das genaue Gegenteil.

„Gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit“ steht zwar im Regierungspro-
gramm, wie das erreicht werden soll 
oder welche Konsequenzen Unterneh-
men erwarten die sich nicht daran hal-
ten, wird aber kaum bis gar nicht the-
matisiert. Damit fällt es schwer, das als 
ernsthaftes Ziel wahrzunehmen. Dafür 
werden Kürzungen im Sozialbereich 

RESA LUDIVIN, REVOLUTION

Letztes Jahr beteiligten sich Millio-
nen von Menschen am Frauenkampf-
tag. Es scheint, als hätten immer mehr 
Menschen das Bedürfnis, präsent zu 
sein und zu sagen „Hey, auch ich find 
Sexismus scheiße“. Angesichts des 
weltweiten Rollbacks, also vermehrter 
Angriffe auf die Rechte von Frauen wie 
beispielsweise durch Donald Trump, 
war dies nicht verwunderlich.  So gin-
gen in den USA insgesamt zahlreiche 
Leute auf die Straße, um gegen Trumps 
sexistische Aussagen und Einschrän-
kungen des Abtreibungsrechts zu 
demonstrieren. Auch in Lateinamerika 
gab es große Proteste. Dort im Fokus 
steht ebenfalls der Kampf für das Recht 
auf Abtreibungen und vor allem gegen 
Gewalt an Frauen. Denn neben Ver-
gewaltigungen stellen die Femizide, 
also Morde an Frauen aufgrund ihres 
Geschlechtes, ein großes Problem dar. 
Aber weltweit sind Frauen nicht nur 

auf die Straße gegangen, um für ihre 
eigenen Rechte zu kämpfen, sondern 
auch für mehr Gerechtigkeit weltweit. 
In der Türkei demonstrierten Tau-
sende Menschen nicht nur für mehr 
Frauenrechte, sondern auch gegen die 
geplante Verfassungsreform. Und in 
vielen weiteren Ländern verbanden 
die Demonstrant_Innen ihren Kampf 
mit ökonomischen Forderungen und 
traten in den Streik.    

WAS IST DER 
FRAUENKAMPFTAG?

Seine Ursprünge hat der Frauen-
kampftag  in der Arbeiter_Innenbe-
wegung.  1902 schlug Clara Zetkin auf 
der II. Sozialistischen Frauenkonferenz 
einen Intenationalen Aktionstag für die 
Rechte von Frauen vor, um auf die Pro-
bleme aufmerksam zu machen. Denn 
gesetzliche Gleichstellung, Wahlrecht,  
Mutterschutz oder einen gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit gab es nicht. 
So fand 1913 der erste Intenationale 

Frauenkampftag statt. 1917 lösten die 
demonstrierenden Frauen, die unter 
dem Slogan „Brot, Land, Frieden“ auf 
die Straße gingen, in Russland sogar 
die Februarrevolution aus.   

UND HIER IN DEUTSCHLAND?    
Auch in Berlin gingen letztes Jahr 

mehr Leute als üblich auf die Straße, 
um sich gegen Sexismus zu positionie-
ren. Knapp 10.000 Menschen hatten 
das Gefühl, dass sie etwas tun müssen, 
in erster Linie gegen Trump und AfD. 
Als Organisation begrüßten und unter-
stützten wir die Initiative des Bündnis-
ses, die Demonstration zu organisie-
ren, doch muss es auch möglich sein, 
Kritik zu äußern: 

Während in anderen Ländern das 
Ziel der Demonstrationen klar nach 
außen transportiert wurde,  übertönte 
hier Popmusik die politischen Paro-
len sowie die  geringen politischen 
Redebeiträge während der Demo. Die-
ses Verhalten unterminierte all die 

Frauenkampftag: 
Was für Inhalte brauchen wir?



25

Frauen wie immer härter treffen als 
Männer, und zwar nicht nur jene, die 
Familien betreffen. Frauen verdie-
nen nach wie vor deutlich weniger als 
Männer, sind wesentlich häufiger von 
Altersarmut betroffen und damit zen-
traler auf Leistungen wie zum Beispiel 
Notstandshilfe oder Mindestsicherung 
angewiesen, bei denen eingespart wer-
den soll.

SEXISMUS, RASSISMUS UND 
KONSERVATIVISMUS

Generell kann festgestellt werden, 
dass dieses Regierungsprogramm 
Frauenförderung gleichsetzt mit Müt-
terförderung. Es versucht, seinen Ras-
sismus mit angeblichem Antisexismus 
zu rechtfertigen. So suggeriert es, dass 
ein Unverständnis für die Gleichwer-
tigkeit der Geschlechter in erster Linie 
bei Asylwerber*innen herrscht. Und es 
legt viel Wert auf die Feststellung, dass 
es nur zwei Geschlechter gibt und eine 
Familie eine Mutter und einen Vater 

braucht.
Noch gar nicht erwähnt sind die 

widerlichen Angriffe auf Asylwer-
ber*innen, angefangen damit, ihnen 
Geld und Handys wegzunehmen, über 
Aufhebung der ärztlichen Schweige-
pflicht, Massenunterkünfte und noch 
weitere Erschwernisse beim Zugang zu 
Bildung.

GEGEN DAS REGIERUNGSPRO-
GRAMM MOBILISIEREN

Die Opfer dieses Programms sind 
alle von Lohnarbeit Abhängigen und 
Unterdrückten. Um diese Maßnah-
men abzuwehren, bedarf es einer 
ArbeiterInneneinheitsfront, also eines 
Bündnisses der  Arbeiter*innenbe-
wegung gemeinsam mit Geflüchte-
ten, Arbeitslosen und anderen Unter-
drückten, die gemeinsam mobilisieren 
und streiken. An so einem Bündnis 
werden wir uns nicht nur beteiligen, 
sondern legen Wert darauf, die Forde-
rung nach Bildung einer Abwehrfront 

an diese Massen und ihre Führun-
gen, besonders die SPÖ, KPÖ und die 
Gewerkschaftsvorstände zu richten. 
Daneben kämpfen der Arbeiter*innen-
standpunkt und REVOLUTION Öster-
reich im Rahmen so eines Bündnisses 
dafür, sich nicht nur gegen die geplan-
ten Angriffe zu wehren, sondern auch 
eigene Forderungen wie die nach offe-
nen Grenzen oder Arbeitszeitverkür-
zung aufzuwerfen. Ein erster Schritt, 
eine kampfstarke Bewegung ins Leben 
zu rufen, sind Versammlungen in 
Arbeiter*innen- und Migrant*innen-
vierteln, Betrieben, an Schulen, Unis, 
in Gewerkschaften und Sozialver-
bänden, um über praktische Kampf-
maßnahmen und -strukturen zu dis-
kutieren, zu entscheiden und Organe 
der Einheitsfront des Widerstands zu 
wählen, deren Leitungen ihrer Basis 
rechenschaftspflichtig sind und jeder-
zeit an- und abwählbar sein müssen.

Kämpfe, die Frauen, 
LGBTIQA und Sup-
porter_Innen welt-
weit führen müssen. 
Anders gesagt: Zwar 
schnitt der Aufruf 
viele politische Fragen 
an, allerdings wurden 
keine zentralen For-
derungen aufgestellt, 
wofür man kämpfen 
sollte.   Es wurde ver-
passt, das Potenzial 
der 10.000 Demons-
trierenden zu bün-
deln und klare politische Forderungen 
aufzustellen.  Die Lage der proletari-
schen Frau wurde nirgendwo thema-
tisiert. Dabei ist die Klassenfrage ein 
wichtiger Punkt. Alleinerziehenden 
Müttern oder von Altersarmut betrof-
fenen Frauen nützen mehr Frauen  in 
Aufsichtsräten nämlich gar nichts. 
Es schien beinah, als würde sich auf 
bereits erkämpften Errungenschaf-
ten ausgeruht und sei die breite Masse 

zu privilegiert, um politische Inhalte 
ernst zu nehmen.

Der Frauenkampftag sollte auch 
nicht nur für die Verteidigung der 
eigenen Rechte oder das Aufdecken 
von Missständen im eigenen Land 
da sein, sondern auch in Solidarität 
mit den Kämpfen weltweit gesehen 
werden.  Das heißt nicht, dass es aus-
reicht, die Forderung nach internatio-
naler Frauensolidarität  aufzustellen, 

sondern, dass man 
aktiv Kämpfe 
z u s a m m e n f ü h -
ren muss, indem 
man beispielsweise 
Aktivist_Innen von 
„Women in Exile“ 
ein Podium bietet 
und Forderungen 
formuliert, die 
einen gemeinsa-
men Kampf ermög-
lichen.  So hätte 
man auch ver-
hindern können, 

dass es drei Demonstrationen gab, die 
relativ unabhängig voneinander statt-
fanden. Ein weiteres Element der Spal-
tung des letzten 8. März in Berlin war 
die Frage der Nationalfahne. So ver-
hängte das Bündnis für die Demonst-
ration ein Fahnenverbot. Das zeigt zu 
einem gewissen Teil die Beschränkt-
heit der deutschen Linken, über ihren 
westlich geprägten Tellerrand hinaus-
zuschauen, da sie die Bedeutung von 
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Nationalfahnen unterdrückter Län-
der nicht von denen imperialistischer 
Länder auseinanderhalten können. Als 
Revolutionär_Innen und Antiimperia-
list_Innen stellen wir uns an die Seite 
unserer kämpfenden Genoss_Innen in 
Palästina und Kurdistan. Ein generel-
les Fahnenverbot führt daher letzten 
Endes nur zu einer indirekten Unter-
stützung der Besatzer_Innen dieser 
Gebiete, Israels und der Türkei, da es 
die dort stattfindende Unterdrückung 
reproduziert.   

WAS BRAUCHEN WIR? 
Die Welt rückt nach rechts. Von die-

ser Entwicklung sind gerade Frauen-
rechte und Minderheiten betroffen. 
Auch wenn die Situation der Frau in 
Deutschland noch vergleichsweise 
erträglich ist, dürfen wir uns darauf 
nicht ausruhen. Denn auch hier ist die 
neue Rechte auf dem Vormarsch und 
die Gesellschaft von Sexismus geprägt. 
Besonders geflüchtete Frauen bekom-
men dies zu spüren, da sie sowohl von 
dem Sexismus ihrer Herkunftsländer, 
in denen sie so oft sehr wenige Rechte 
haben, bspw. keines auf Bildung besit-
zen, oder Zwangsehen zum Opfer fal-
len, als auch von dem hier in Deutsch-
land betroffen sind. So gibt es wenige 
Schutzräume für geflüchtete Frauen 
und die Thematisierung des Alltags-
sexismus wurde die letzte Zeit trotz 
der sich zuspitzenden Lage  vernach-
lässigt, aber sie ist da. Tagtäglich fin-
den in Deutschland Vergewaltigungen 
statt. Sexistische Sprüche fallen nicht 
nur in der Schule, sondern auch auf 
der Arbeit oder im Freund_Innenkreis, 
und an beinah jedem zweiten U-Bahn-
hof ist sexistische Werbung zu finden.

Parteien wie die rechtspopulistische 
AfD, aber auch die stockkonservative 
Union, wollen Frauen zurück in den 
Haushalt drängen, wo sie abhängiger 
sind von ihrem Mann und ihnen die 
Selbstständigkeit einer arbeitenden 
Frau, sich selbst zu ernähren oder zu 
organisieren, fehlt. Doch den vielen 
Frauen, die arbeiten, geht es auch nicht 
viel besser, da sie nicht nur durch die 
Gender Pay Gap meist weniger ver-
dienen als die Männer in ihrem Beruf 
oder sie in Branchen arbeiten, die an 
sich schon unterbezahlt sind wie bspw. 
Erzieher_Innen, sondern weil sie dop-
pelte Arbeit verrichten. Die Arbeit im 
Betrieb und die Reproduktionsarbeit 

– sprich die Hausarbeit. Somit arbeiten 
Frauen einmal schlecht bezahlt und 
einmal unbezahlt. Was für ein gleich-
berechtigtes Leben! Die Liste an The-
men ist lang.  Doch auch ohne dies wei-
ter auszuführen, ist es offensichtlich, 
dass der Kampf für Frauenrechte mehr 
denn je auch der Kampf gegen rechts 
und letzten Endes gegen dieses System 
sein muss.

LASST UNS DIESE WELT AUS 
DEN ANGELN HEBEN!

Wir müssen uns wieder mehr als 
Internationalist_Innen verstehen, 
unsere Differenzen überwinden und 
hier gemeinsam kämpfen, aber auch 
Solidarität gegenüber den Kämpfen 
weltweit zeigen. Um das Potenzial des 
Frauenkampftages zu nutzen, müssen 
wir die Kämpfe von Frauen internati-
onal aufgreifen und mit denen hierzu-
lande verbinden.  Beispielsweise sind 
drei Probleme, die in den Protesten 
international eine Rolle spielen, die 
Frage der Gleichbezahlung, der Kampf 
gegen die Gewalt an Frauen sowie 
gegen die Einschränkung der Abtrei-
bungsrechte. Praktisch kann das so 
aussehen, dass die aktuelle Kampagne 
gegen den Paragraphen 219a ergänzt 
wird um die Forderung:  Für das Selbst-
bestimmungsrecht über den eigenen 
Körper! Abtreibungen international 
legalisieren! Kostenloser Zugang zu 
Verhütungsmitteln für alle! Daneben 
kann man Soli-Aktionen zu Protesten 
in anderen Ländern machen, wie sie in 
Irland stattfinden, oder gar gemeinsam 
koordinierte Aktionstage veranstalten.  
Denn der Traditionscharakter des 8. 
März muss aufgehoben werden, damit 
wir uns endlich wieder mehr aktuellen 
Kämpfen, die auch hier in Deutsch-
land geführt werden müssen, widmen.  
Unser Ziel muss es sein, eine proleta-
rische, multiethnische, internationale 
Frauenbewegung zu schaffen, denn 
jeder Tag ist Frauenkampftag! Wir dür-
fen die Präsenz von Feminst_Innen 
sowie antisexistischer Praxis nicht 
nur auf den 8. März beschränken.  Ein 
Ansatzpunkt wäre dabei beispielsweise 
der Internationale Tag gegen Gewalt an 
Frauen. Doch bei all den Aktionen und 
Forderungen muss klar sein, dass der 
Kampf gegen Sexismus und Unterdrü-
ckung einen Klassenstandpunkt hat 
und mit dem Kampf gegen den Kapita-
lismus verbunden sein muss.
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NINA AWARIE, REVOLUTION

In den vergangenen Jahrzehnten 
wurden weltweit viele juristische 
und gesellschaftliche Zugeständnisse 
seitens der Herrschenden gemacht 
oder seitens der LGBTIA-Bewegung  
erkämpft. In Deutschland haben seit 
2017 beispielsweise gleichgeschlecht-
liche Paare die Möglichkeit, eine zivile 
Ehe zu schließen. Auch in 22 weite-
ren Staaten wie den USA, Irland oder 
Südafrika können gleichgeschlechtli-
che Paare heiraten, also die gleichen 
bürgerlichen Rechte wie Heteropaare 
wahrnehmen. Allerdings heißt die 
gestiegene formelle Akzeptanz nicht, 
dass es in diesen Ländern keine Dis-
kriminierung von Homosexualität 
im Alltag gibt. Auch darf man nicht 
außer Acht lassen, dass in mehr als 
70 Staaten, also im Großteil der Welt, 
auf homosexuelle Handlungen eine 
Gefängnis- oder sogar die Todesstrafe 
steht. Daneben kommt in der öffentli-
chen Wahrnehmung die rechtliche und 
soziale Lage von Inter- und Trans-Men-
schen zu kurz.

 SITUATION VON 
TRANSGENDERN...

Der Begriff Transgender wurde 
vor allem von John F. Oliven von der 
Columbia University in seiner Arbeit 
„Sexual Hygiene and Pathology“ aus 
dem Jahre 1965 geprägt. Dieser ist wei-
ter gefasst als der der Transsexualität 
und gleichzeitig auch zutreffender, 
denn bei Gender (sozialem / psycho-
logischem Geschlecht)  handelt es sich 
natürlich um Identität und nicht um 
Sexualität. Der Begriff Transgender 
schließt aber auch all diejenigen mit 
ein, die sich non-binär nennen, sich 
also weder eindeutig männlich noch 
eindeutig weiblich identifizieren.  Stu-
dien zufolge sind bis zu 0,26 % der Men-
schen trans, wobei die Dunkelziffer 

wesentlich größer sein dürfte. Dies 
hat vor allem mit einer gesellschaftli-
chen Tabuisierung des Themas, aber 
auch teilweise mit staatlichen Repres-
sionen zu tun. Außerdem ist auch die 
erschreckend hohe Suizidrate unter 
Trans-Personen auffällig. Demnach 
hat in Großbritannien Umfragen 
zufolge fast die Hälfte aller jugendli-
chen Transgender einen oder mehrere 
Selbstmordversuche hinter sich und 
laut einer kanadischen Untersuchung 
haben im Bundesstaat Ontario bereits 
78  % alles Trans-Personen einen oder 
mehrere Versuche unternommen, sich 
das Leben zu nehmen.

Wenn man nun die rechtliche Situ-
ation von Trans-Personen allein in 
Deutschland betrachtet, stößt man 
zunächst auf einen riesigen, kaum zu 
durchblickenden Paragraphendschun-
gel. Das liegt einerseits an dem großen 
bürokratischen Aufwand im Falle einer 
Geschlechtsangleichung, andererseits 
an den vielen juristischen Schwächen 
des Transexuellengesetzes (TSG). Das 
TSG trat 1980 in Kraft, wurde aber im 
Laufe der Jahre häufig geändert, da 
viele Inhalte auf Beschwerden von 
Betroffenen hin vom Bundesverfas-
sungsgericht für verfassungswidrig 
erklärt wurden.   Beispielsweise durf-
ten Personen unter 25 Jahren im ersten 
Entwurf des TSG weder eine Vorna-
mensänderung („kleine Lösung”) noch 
eine Personenstandsänderung („große 
Lösung”) durchführen. Auch ging das 
TSG ursprünglich davon aus, dass alle 
Trans-Personen heterosexuell seien. 
Folglich konnte die „kleine Lösung”, 
also die Vornamensänderung, vom 
Gesetzgeber wieder rückgängig 
gemacht werden, wenn die Person eine 
andere des gleichen Geschlechts heira-
tete oder innerhalb von 300 Tagen nach 
der Namensänderung ein Kind bekam. 
Eine der heftigsten Forderungen des 
TSG an die betroffenen Personen war 

aber der erforderliche Nachweis einer 
Sterilisation, um den Personenstand 
ändern lassen zu können. Noch bis 2011 
wurde das TSG auf diese Weise umge-
setzt und bis heute kann der Perso-
nenstand nicht rückwirkend, also auch 
auf der Geburtsurkunde, geändert 
werden. Neben dem Paragraphend-
schungel stellt die Kostenübernahme 
durch die Krankenkassen ein Prob-
lem dar. Diese sind zwar gesetzlich zur 
Kostenübernahme verpflichtet. Wel-
che Eingriffe und Behandlungen die 
Kassen aber tatsächlich übernehmen, 
variiert stark. Generell ist die Büro-
kratisierung des Verfahrens – allein  
für eine Vornamensänderung – eine 
unzumutbare Belastung. Die Person 
muss demnach mindestens drei Jahre 
in der Geschlechterrolle „leben”, der 
sie sich „zugehörig” fühlt, und sich 
diese „Zugehörigkeit” von zwei unab-
hängigen Gutachter_Innen vor dem 
Amtsgericht bestätigen lassen. Für 
Jugendliche, die ihr Geschlecht anglei-
chen wollen, gibt es daneben noch 
eine andere Hürde: die eigenen Eltern. 
Denn für die Einnahme von Hormo-
nen oder Operationen braucht man die 
deren Erlaubnis und ist somit deren 
Willkür ausgesetzt.  Das Selbstbestim-
mungsrecht über den eigenen Kör-
per wird also -in allen Fällen, massiv 
beschnitten. 

... UND INTER-PERSONEN
Intersexuell sind Menschen, die 

weder dem biologisch männlichen 
noch dem weiblichen Geschlecht ein-
deutig zugeordnet werden können. 
Das kann genetische, anatomische und 
hormonelle Ursachen haben. Schät-
zungsweise kommt jedes tausendste 
Kind intersexuell auf die Welt.

Etliche dieser Menschen wurden 
vom 20. Jahrhundert bis zum heutigen 
Tag zwangsweise hormonell behan-
delt, genital verstümmelt, sterilisiert 

Abseits bürgerlicher Geschlechternormen: 

Die Lage von Trans- und 
Inter-Personen
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und für eine binäre Geschlechterord-
nung „passend“ gemacht – das alles 
in einem Alter, in dem es unmöglich zu 
wissen ist, wie sich die Person selber 
sieht bzw. sich entwickeln würde. 

Diese brutale Praxis geht auf die 
These des Psychologen John Money 
aus den 1950er Jahren zurück. In sei-
ner „Optimal Gender Policy“ behaup-
tete er, dass man Kinder zu Männern 
oder Frauen „erziehen“ könnte, wenn 
man nur die körperlichen Besonder-
heiten vor dem zweiten Lebensjahr 
einem der beiden Geschlechter anglei-
che. Auch wenn Forschungen belegen, 
dass die Geschlechtsidentität von den 
körperlichen Merkmalen losgelöst sein 
kann und viele der zwangsoperierten, 
intersexuellen Menschen lebenslang 
unter Depressionen, körperlichen 
Schmerzen und Traumata zu leiden 
haben, hält sich diese These in der 
Medizin teilweise noch heute. So heißt 
es in einem laut Amnesty International 
erst 2013 neu aufgelegten Fachbuch 

für Kinderärzt_innen: „Die operative 
Korrektur soll so früh durchgeführt 
werden, dass die Mädchen sich später 
ihrer Intersexualität nicht erinnern, 
also im Säuglingsalter, spätestens im 
zweiten bis dritten Lebensjahr.“

In Deutschland gab es rechtlich 
gesehen 2013 eine Reform des Perso-
nenstandsgesetzes. Diese beinhaltete, 
dass, wenn das Kind weder dem weibli-
chen noch dem männlichen Geschlecht 
zugeordnet werden kann, es ohne eine 
solche Angabe in das Geburtenregis-
ter eingetragen werden darf. Während 
liberale Teile des Bundestages  dies 
als großer Erfolg feierten und Volker 
Beck gar von einer „kleinen Revo-
lution“ sprach, gab es schon damals 
seitens der Betroffenenverbände Kri-
tik an dieser Reform. Erst ab dem 10. 
Oktober 2017 war die Eintragung als 
„inter“ oder „divers“   im Geburten-
register möglich, was ein Fortschritt 
ist, aber weiterhin an rein körperli-
chen Merkmalen festgemacht wird und 

damit nicht-binäre Trans-Personen 
ausschließt.  Ein ausdrückliches Verbot 
von medizinisch nicht notwendigen, 
kosmetischen Genitaloperationen an 
Kindern gibt es bis heute nicht.

 WAS HAT DAS GANZE DENN 
JETZT MIT DER BÜRGERLICHEN 

GESELLSCHAFT ZU TUN?
Ob nun durch konservative Poli-

tiker_Innen, religiöse Institutionen, 
Medien oder  Werbung: Die Gesell-
schaft reproduziert tagtäglich ein 
reaktionäres Familienbild. In der bür-
gerlichen Familie sind die Rollen klar 
verteilt: Der Mann ernährt als Haupt-
verdiener die Familie, während die 
Frau bestenfalls noch etwas dazuver-
dienen darf, sich aber hauptsächlich 
um den Haushalt und die Kindererzie-
hung kümmert. 

Dies geschieht nicht rein zufällig, 
sondern ist einfach eine Ideologie, die 
für den Kapitalismus besonders prakti-
kabel ist. So werden durch das Idealbild 

STEFAN KATZER,  
GRUPPE ARBEITERINNENMACHT

Die feministischen Kämpfe und 
Bewegungen lassen sich grob in drei 
„Wellen“ aufteilen. 

Die erste Welle des Feminismus 
bezeichnet die bürgerliche Frauen-
bewegung, die bis zum Beginn des 20. 
Jahrhunderts (bis in die 1920er Jahre) 
eine wichtige politische Rolle spielte. 
Ausgehend und Bezug nehmend auf 
die Ideale der französischen Revolu-
tion forderten die FeministInnen der 
ersten Welle vor allem gleiche Rechte 
(Wahlrecht; politische Teilhabe),  glei-
chen Lohn, den Zugang zu Universitä-
ten und öffentlichen Ämtern und die 
Beendigung der Vorherrschaft und 
Gängelung der Frauen durch Ehemän-
ner und Väter.

Stark vertreten waren diese Femi-
nistInnen vor allem in Europa, den USA 
und Australien. Trotz zu unterstützen-
der, progressiver demokratischer For-
derungen, welche auch im Interesse 
der ArbeiterInnen waren, machte sich 

allerdings schnell die Klassenschranke 
dieser Art des Feminismus bemerkbar. 
Er war wesentlich ein von bürgerlichen 
Frauen getragener und auf die Bedürf-
nisse der Frauen jener Klasse zuge-
schnittener Feminismus, welcher blind 
blieb für die materiellen Ursachen der 
Ungleichheit zwischen Männern und 
Frauen in der kapitalistischen Epoche. 
Diese Klassenschranke trat besonders 
deutlich hervor, als große Teile der 
ersten Welle der Frauenbewegung in 
Bezug auf den ersten Weltkrieg den 
Standpunkt ihrer, d. h. der herrschen-
den Klasse, einnahmen und offen für 
die „Vaterlandsverteidigung“ eintra-
ten, d.  h. für den imperialistischen 
Krieg. So kam es zu einer Spaltung 
dieser bürgerlichen Frauenbewegung, 
wobei ein kleinerer Teil hinüberwech-
selte in das proletarische Lager. Der 
bürgerliche Feminismus dieser Peri-
ode zerfiel oder ging auf im National-
sozialismus, mit dessen Ideologie man 
sich fortan arrangierte.

Die zweite Welle der Frau-
enbewegung, die sogenannte 

Frauenbefreiungsbewegung, entstand 
nach dem Ende des 2. Weltkriegs. Im 
Zuge veränderter materieller Verhält-
nisse, welche Frauen die Möglichkeit 
höherer Bildung, besserer Einkommen 
und den Zugang zu Verhütungsmitteln 
verschafften, veränderte sich auch 
das Bewusstsein der Frauen, die noch 
immer einer klaren rechtlichen und 
sozialen Diskriminierung ausgesetzt 
waren. 

Die soziale Basis dieses neuen Femi-
nismus bildeten aber wiederum nicht 
die Gesamtheit der ArbeiterInnen, son-
dern vor allem Frauen der Intelligenz 
und höhere proletarische Schichten. 
Dies hatte Einfluss auf den politischen 
Charakter dieser Frauenbefreiungs-
bewegung, welcher als kleinbürger-
lich klassifiziert werden kann. Doch 
unterschieden sich die Zusammen-
setzung und Inhalte dieser Frauenbe-
freiungsbewegung je nach konkreter 
gesellschaftlicher Situation, wobei in 
Europa der Einfluss der ArbeiterInnen-
bewegung und der intensiver geführte 
Klassenkampf (im Gegensatz zu den 

Kritik des Feminismus
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ÊÊ Intersex ist eine Identität! 
Verbot medizinisch nicht 
notwendiger, kosmetischer 
Genitaloperationen an Kindern! 

ÊÊ Kostenlose Beratung und operative, 
geschlechtsangleichende 
Behandlung, wenn dies von der 
betroffenen Person gewünscht wird! 
Für das Selbstbestimmungsrecht 
über den eigenen Körper!

ÊÊ Kampf der Diskriminierung in Beruf und 
Alltag! Für breite Aufklärungskampagnen 
und Selbstverteidigungskomitees 
der Unterdrückten in Verbindung mit 
der Arbeiter_Innenbewegung!

ÊÊ Für das Recht auf gesonderte Treffen 
in den Organisationen der Arbeiter_
Innenbewegung, um den Kampf für 
Gleichberechtigung voranzutreiben 
und gegen diskriminierendes und 
chauvinistisches Verhalten vorzugehen!

der Familie die Erbschaftverhältnisse 
der Herrschenden geregelt, während  
die ganze Reproduktionsarbeit der 
Arbeiter_Innenklasse unentgeltlich 
im Privaten stattfindet. Menschen, die 
nun nicht in dieses cis- und heteronor-
mative Gesellschaftsbild hineinpas-
sen, sind der bürgerlichen Gesellschaft 
natürlich ein Dorn im Auge, denn mit 
ihrer bloßen Existenz stellen sie eine 
Gesellschaftsordnung in Frage, in der 
es „natürlich“ scheint, dass Männer 
arbeiten, Frauen Hausarbeit verrich-
ten, und es normal ist, dass nur hetero-
sexuelle Paare Kinder bekommen. 

Auch wenn schon einige Errungen-
schaften erkämpft worden sind und 
die gesellschaftliche Akzeptanz von 
Trans-und Inter-Personen in den letz-
ten Jahren leicht gestiegen ist, so ist 
diese Entwicklung mit Vorsicht zu 
genießen. Zum einen sind noch längst 
nicht alle Rechte erstritten worden, 
zum anderen ist auch ein Rollback 
in Bezug auf Geschlechterrollen zu 

beobachten.  Der politische Rechts-
ruck, der international verbreitet ist 
und in  Deutschland seinen Ausdruck  
im Erstarken der AfD findet, stellt 
eine große Gefahr für die Errungen-
schaften der LGBTIA-Bewegung dar. 
Da Trans- und Interphobie unmittel-
bar mit der Existenz der bürgerlichen 
Gesellschaft, also der kapitalistischen 
Klassengesellschaft verbunden sind, 
reicht es nicht aus, sie nur separat 
bekämpfen zu wollen. Man muss diesen 
reaktionäre Ideologien ihre materielle 
Basis entziehen, also den Kampf gegen 
LGBTIA-Feindlichkeit mit dem Kampf 
gegen den Kapitalismus verbinden.

Wir wollen gemeinsam für eine 
Gesellschaft eintreten, in der alle Men-
schen ungeachtet ihres biologischen 
oder gesellschaftlichen Geschlechts 
gleichberechtigt und gefahrenfrei 
leben können. Daher fordern wir:

USA) eine stärkere Orientierung auf sie 
beförderte. 

So gingen von der 2. Welle der Frau-
enbewegung wichtige Impulse aus, die 
auch den vorherrschenden Sexismus 
in der ArbeiterInnenbewegung the-
matisierten und die Frage der Frauen-
befreiung in die ArbeiterInnenbewe-
gung hineintrugen. Tatsächlich waren 
solche Fragen in der ArbeiterInnen-
bewegung lange Zeit ausgeklammert 
worden oder wurden nur sehr verkürzt 
behandelt. 

Gleichzeitig gelang es den Femi-
nistInnen jedoch nicht, ihre eigenen 
Beschränkungen zu überwinden und 
eine revolutionäre Klassenposition zu 
entwickeln. Vielmehr zerfiel die zweite 
Welle nach dem Ende des Nachkriegs-
booms in verschiedene Strömungen, 
welche allesamt ihre je spezifischen 
theoretischen und politischen Verkür-
zungen nicht überwinden konnten.

Die kleinbürgerlichen Radikalfe-
ministInnen gingen davon aus, dass 
Frauen eine eigene unterdrückte 
Kaste bzw. Klasse darstellen. Deren 

Hauptfeind seien „die Männer“, wel-
che in Form des „Patriarchats“ eine 
Klassenunterdrückung geschaffen 
hätten, welche grundlegender sei als 
alle anderen Formen der Unterdrü-
ckung. Grundlage dieser patriarcha-
lischen Unterdrückung der Frauen sei 
die Gewalttätigkeit der Männer, welche 
zugleich das Mittel zur Aufrechter-
haltung der Unterdrückung darstelle. 
Nicht die herrschenden Produkti-
onsverhältnisse seien also der Hebel 
zur Überwindung der „Männerherr-
schaft“, sondern die Bekämpfung der 
Männer als feindlicher Klasse. Dies 
führte nicht nur zum Ausschluss von 
Männern aus diesen Zusammenhän-
gen, sondern selbst heterosexuelle 
Frauen wurden teilweise ausgeschlos-
sen, da sie ja mit dem Klassenfeind 
„kollaborierten“. 

Darüber hinaus bestand die Strate-
gie dieser RadikalfeministInnen häufig 
darin, sich an den bürgerlichen Staat zu 
wenden, um von diesem die Bekämp-
fung diskriminierender und unter-
drückerischer sexistischer Praktiken 

einzufordern. Dies führte zu teilweise 
reaktionären Anti-Porno-Kampagnen, 
von denen vor allem Homosexuelle 
negativ betroffen waren, da der Staat 
hier in besonderer Weise „unsittliches 
Verhalten“ ausmachte.

Letztlich waren also auch die Radi-
kalfeministInnen blind für die mate-
riellen Ursachen der Frauenunter-
drückung. Sie verkannten, dass „das 
Patriarchat“ kein von den jeweils herr-
schenden Produktions- und Klassen-
verhältnissen zu trennendes, selbst-
ständiges Ausbeutungsverhältnis 
darstellt, sondern immer mit diesen 
vermittelt ist und selbst historischen 
Wandlungen unterliegt. Entsprechend 
konnten sie auch keine Perspektive 
entwickeln, welche es ihnen ermöglicht 
hätte, die Klassenfrage angemessen zu 
berücksichtigen und entsprechende 
politische Strategien zu entwickeln, 
welche in den (proletarischen) Män-
nern nicht den Hauptfeind ausmachen, 
sondern (potentielle und letztlich not-
wendige) Verbündete Im Kampf um die 
allseitige Befreiung.
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Die „sozialistischen 
FeministInnen“ versuchten, auf 
diese Verkürzungen eine Antwort zu 
geben, indem sie sich verstärkt auf 
die ArbeiterInnenklasse fokussier-
ten. Gleichzeitig machte es ihnen der 
herrschende Stalinismus unmöglich, 
im so verfälschten „Marxismus“ eine 
Alternative zu sehen. Dies führte dazu, 
dass sich diese „sozialistischen Femi-
nistInnen“ zwar an Marx orientierten, 
aber gleichzeitig eigene theoretische 
Konzepte entwickelten, welche die 
bei Marx ausgemachten „Verkürzun-
gen” überwinden sollten. Der Vorwurf 
gegenüber der Marx’schen Theorie lief 
auf die Feststellung hinaus, dass die-
ser bei seiner Analyse „geschlechts-
blind” gewesen sei und nicht erkannt 
habe, welche Rolle speziell die Repro-
duktion, also die Arbeit im Haushalt, 
für die Kapitalverwertung spiele. Es 
seien besondere, von den herrschen-
den Produktionsverhältnissen relativ 
autonome „Reproduktionsweisen”, 
welche eine besondere Dynamik der 
Frauenunterdrückung begründeten, 
welche wiederum tiefer liege als die 
Klassengegensätze.

Ähnlich wie die RadikalfeministIn-
nen sehen die sozialistischen Femi-
nistInnen im „Patriarchat” eine 
eigenständige Unterdrückungsstruk-
tur „der Männer” gegenüber „den 
Frauen”. „Die Familie” wird gewisser-
maßen als selbstständige Unterdrü-
ckungsinstanz konzeptualisiert, wobei 
deren Wandlungen und je spezifischen 
Vermittlungen mit den herrschenden 
Produktionsverhältnissen nicht zur 
Kenntnis genommen werden. So kam 
es, dass auch die sozialistischen Femi-
nistInnen eher Bündnisse mit ihren 
(falschen) bürgerlichen Schwestern 
eingegangen sind, als gemeinsam mit 
ihren proletarischen Brüdern gegen 
die Klassenherrschaft der Bourgeoi-
sie und die kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisse zu kämpfen, welche 
die materielle Grundlage der Frauen-
unterdrückung darstellen. Dies war 
freilich, wie bereits angeführt, nicht 
nur die „Schuld” der sozialistischen 

FeministInnen, sondern 
ist auch auf die Haltung der Stalinis-
tInnen zurückzuführen, welche es den 
sozialistischen FeministInnen beinahe 
unmöglich machte, ihre Perspekti-
ven in die ArbeiterInnenbewegung zu 
tragen.

In den 1990er Jahren entwickelte 
sich in den USA eine dritte Welle der 
Frauenbewegung. Sie war vor allem 
eine Reaktion auf einen populären 
Antifeminismus und auf die Ansicht, 
dass Feminismus obsolet sei, weil er 
alle Ziele erreicht hätte. 

Angesichts der Ausdifferenzierung 
innerhalb des heutigen Feminismus 
scheint eine einfache Einordnung aber 
nicht ausreichend. Dieser reicht viel-
mehr von den verschiedenen Spielar-
ten des offen bürgerlichen Feminis-
mus, welcher auch bei konservativen 
PolitikerInnen auf offene Ohren stößt 
– vor allem dann, wenn dessen For-
derungen den Bedürfnissen der Kapi-
talverwertung entgegenkommen und 
etwa der sinnlosen Verschwendung 
„weiblichen Humankapitals” durch 
die gezielte Förderung der Aufstieg-
schancen von (vor allem gut ausgebil-
deten) Frauen (aus der Mittelschicht) 
entgegenwirken – bis hin zu solchen 
Ansätzen, die sich nach wie vor auf 
Marx beziehen und einen emanzipato-
rischen Anspruch vertreten.

HAUSARBEITSDEBATTE
Eine einflussreiche Debatte, welche 

von FeministInnen in den 70er Jah-
ren angestoßen wurde (insbesondere 
Maria Rosa Dalla Costa, einer italie-
nischen politischen Kämpferin und 
späteren Dozentin und Selma James, 
einer US-amerikanischen Theoreti-
kerin/ pol. Kämpferin), ist die soge-
nannte „Lohn für Hausarbeit”-Debatte 
oder „Hausarbeitsdebatte”. In der 
Annahme, dass Marx für wesentliche 
Formen der Unterdrückung und öko-
nomischen Ausbeutung blind gewe-
sen sei, konstruierten einige Theore-
tikerInnen die Familie und die darin 
geleistete Hausarbeit als eine Form 
produktiver Arbeit, welche in gewis-
ser Weise die Grundlage der gesamten 

Mehrwertproduktion darstelle und 
selbst Mehrwert produziere. 

Die zentrale These lautet, dass 
die Hausarbeit zwar oberflächlich 
betrachtet den Eindruck erwecke, als 
sei sie eine persönliche Dienstleistung 
außerhalb des Kapitalverhältnisses, 
weil nicht der/die KapitalistIn, sondern 
der Ehemann als ausschließliche/r 
AdressatIn der häuslichen Dienstleis-
tungen erscheine. Tatsächlich aber 
gehe die Hausarbeit direkt in die Mehr-
wertproduktion des Kapitals ein, sei 
also produktive, Mehrwert erzeugende 
Arbeit. Indem nämlich die Hausarbeit 
die Ware Arbeitskraft des männli-
chen Arbeiters hinter dem Rücken der 
industriellen Produktion, also in ver-
schleierter Form, ohne Lohn reprodu-
ziere, sorge sie für die Vergrößerung 
der Mehrwertproduktion, so Dalla 
Costa. Marx habe dies in seiner Ana-
lyse nicht berücksichtigt, da er nicht 
erkannt habe, dass die kapitalistische 
Produktionsweise ohne die Reproduk-
tion der Ware Arbeitskraft nicht funk-
tionieren könne. Ohne die Reproduk-
tionsarbeit gebe es aber keine Ware 
Arbeitskraft, ohne Ware Arbeitskraft 
gebe es keine Ausbeutung von Mehrar-
beit und ohne Ausbeutung von Mehr-
arbeit gebe es keine kapitalistische 
Produktionsweise. Die Familie sei also 
die hauptsächliche Stütze der kapita-
listischen Organisation der Arbeit.

In ihrem Versuch, die Frauenunter-
drückung „materialistisch” zu erklä-
ren und eine eigenständige Frauenpo-
litik (Frauenstreik etc.) zu begründen, 
biegt sich Dalla Costa allerdings 
wesentliche Begriffe der marxschen 
Analyse so zurecht, dass sie am Ende 
für die Analyse kapitalistischer Gesell-
schaften überhaupt nicht mehr zu 
gebrauchen sind. 

Zwei wesentliche Konzepte bilden 
dabei die Grundlage für die Theo-
rie von der Hausfrau als produktiver 
Arbeiterin: die Produktion von Arbei-
tern/Arbeitskraft (d. h. Kindererzie-
hung, Dienstleistung am Ehemann/
Arbeiter) und ihre Rolle bei der Kon-
sumtion – Einkaufen, Kochen usw. 

Die Behauptung, diese beiden 

1. Welle
Anfang 19. Jhd.

2. Welle
40er/50er-Jahre

2. Welle
90er-Jahre
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Aspekte der Hausarbeit brächten Mehr-
wert hervor, ignoriert allerdings zwei 
wesentliche von Marx gemachte Unter-
scheidungen, nämlich der zwischen 
industrieller und privater Konsumtion 
(d. h. Konsumtion in der Familie) und 
zum anderen zwischen produktiver 
Arbeit und einfacher Arbeit, die nur 
einen Gebrauchswert erzeugt.

Zum Verhältnis von industrieller und 
privater Konsumtion schreibt Marx:

„Die Konsumtion des Arbeiters ist 
doppelter Art. In der Produktion selbst 
konsumiert er durch seine Arbeit Pro-
duktionsmittel und verwandelt sie 
in Produkte von höherem Wert als 
dem des vorgeschossenen Kapitals. 
Dies ist seine produktive Konsumtion. 
Sie ist gleichzeitig Konsumtion sei-
ner Arbeitskraft durch den Kapitalis-
ten, der sie gekauft hat. Andrerseits 
verwendet der Arbeiter das für den 
Kauf der Arbeitskraft gezahlte Geld in 
Lebensmittel: dies ist seine individuelle 
Konsumtion. Die produktive und die 
individuelle Konsumtion des Arbeiters 
sind also total verschieden. In der ers-
ten handelt er als bewegende Kraft des 
Kapitals und gehört dem Kapitalisten; 
in der zweiten gehört er sich selbst und 
verrichtet Lebensfunktionen außer-
halb des Produktionsprozesses.“ (Das 
Kapital, Bd. 1, 21. Kapitel)

Zwar wird die private Konsumtion 
von den KapitalistInnen berücksich-
tigt, da sie zur Aufrechterhaltung und 
Reproduktion der Arbeitskraft not-
wendig ist – und als solche wird sie als 
„ein notwendiges Moment des Produk-
tionsprozesses“ angesehen. Aber „der 
Kapitalist kann ihre Erfüllung getrost 
dem Selbsterhaltungs- und Fortpflan-
zungstrieb der Arbeiter überlassen.“ 
Die Tatsache, dass es notwendig ist, zu 
essen, zu leben und sich fortzupflan-
zen macht die Familien also nicht zu 
einem „Zentrum gesellschaftlicher 
Produktion”. Diese Dinge finden viel-
mehr ungeachtet der gesellschaftli-
chen Produktionsform statt. Individu-
elle Konsumtion zu Hause ist also keine 
kapitalistische Produktion.

Der/die LohnarbeiterIn gehört sich 
selbst und verkauft dem/r Kapitalis-
ten/in seine/ihre Arbeitskraft, besser: 
vermietet sie auf Zeit. Der/die Kapi-
talistIn muss sich also nicht darum 
kümmern, wie der/die ArbeiterIn sich 
fortpflanzt und lebt - außer dass er/
sie sicherstellen muss, dass die Arbei-
terInnen weiterhin dazu gezwungen 
sind, ihre Arbeitskraft zu verkau-
fen. Während also diese individuelle 

private Konsumtion im weitesten Sinne 
ein „Moment“ der Produktion ist, d. h. 
berücksichtigt wird vor allem bei der 
Lohnberechnung, so ist sie keinesfalls 
kapitalistische Produktion. Aus diesem 
Grunde sagte Marx, die individuelle 
Konsumtion finde außerhalb des Pro-
duktionsprozesses statt.

Eine ähnliche Entstellung der 
Marx’schen Theorie findet sich in 
Bezug auf den Begriff der „produk-
tiven Arbeit”. Wie gesagt handelt es 
sich dabei nicht um eine moralisch 
bewertende Kategorie, sondern eine 
der Analyse. Als solche wird sie von 
Marx in Bezug auf jene Arbeiten ver-
wendet, die unmittelbar für den/die 
Kapitalisten/in erbracht wird und 
diesem/r zur Aneignung des Mehr-
werts dient. Dass Marx einen solchen 
Begriff von produktiver Arbeit hat, 
heißt nicht, dass er für alle anderen 
Formen von Arbeit blind gewe-
sen sei. Ganz im Gegenteil 
thematisiert er explizit 
andere Formen der 
Arbeit, die er bspw. 
als „einfache”, 
d.  h. Gebrauchs-
wert erzeugende 
Arbeit benennt. 

Wenn Dalla 
Costa und James 
allerdings von 
Hausarbeit als pro-
duktiver Arbeit spre-
chen, dann werfen sie die 
Marx’schen Begrifflichkeiten 
durcheinander und verunmöglichen 
damit eine tatsächlich materialistische 
Analyse der Frauenunterdrückung im 
Kapitalismus, welche für die Entwick-
lung einer revolutionären Perspektive 
notwendig wäre.

Wenn sie etwa behaupten, dass 
Frauen Menschen „produzierten”, 
dann ist das im biologischen Sinne 
sicherlich richtig. Das bedeutet aber 
nicht, dass man deshalb schon von 
produktiver Arbeit (für eine/n Kapi-
talisten/in) sprechen kann. Genau 
dies ist der theoretische Fehlschluss, 
der letztlich auch zu falschen poli-
tischen Forderungen führt. Denn 
die Ware Arbeitskraft wird nicht als 
Ware produziert, sondern als Ware 
verkauft. Der „Produktionsprozess” 
der Ware Arbeitskraft im Haushalt ist 
selbst nicht kapitalistisch, er steht viel-
mehr außerhalb des Lohnarbeit-Kapi-
tal-Verhältnisses, welches die syste-
matische Grundlage der Klassen- und 
Ausbeutungsverhältnisse darstellt. 

Auch geht die (notwendige Repro-
duktions-)Arbeit nur dann als wert-
bildende Arbeit in diese besondere 
Ware (Arbeitskraft) ein, wenn diese in 
Form von bezahlten Dienstleistungen 
erbracht wird. 

Der Tauschwert der Arbeitskraft 
wird durch die Konsumtion materieller 
Dinge (Essen, Kleidung) und Dienst-
leistungen (medizinische Versorgung, 
Ausbildung) geschaffen. Der Gesamt-
wert dieser Mittel zum Lebensunter-
halt ist der Wert der Arbeitskraft. Die 
zur Aufbereitung dieser Verbrauchs-
güter von den Hausfrauen geleistete 
Hausarbeit wird offensichtlich bei 
dieser Summe nicht berücksichtigt. 
Hausarbeit fügt der Ware Arbeits-
kraft keinen Tauschwert hinzu. Das 
bedeutet nicht, dass Frauen zu Hause 
nicht arbeiten – aber diese häusliche 
Schufterei ist keine kapitalistische 

Produktion und wird daher 
bei der Analyse kapitalis-

tischer Produktions-
verhältnisse nicht 

berücksichtigt.
Die Tatsache, 

dass Marx die im 
Haushalt geleis-
tete Arbeit nicht 
als produktive 

Arbeit fasste, hat 
also nichts mit 

seiner angeblichen 
„Blindheit” gegenüber 

sexistischen Unterdrü-
ckungs- und Ausbeutungs-

verhältnissen zu tun als vielmehr mit 
der Tatsache, dass diese Arbeit unter 
kapitalistischen Produktionsbedin-
gungen vom Produktionsprozess wirk-
lich ausgeklammert ist und „privat” 
stattfindet. 

Die Forderung nach „Lohn für 
Hausarbeit” ist aber nicht alleine 
deshalb problematisch, weil sie auf 
einer falschen Analyse beruht (auch 
auf falschen Annahmen beruhende 
Forderungen können sinnvoll und 
unterstützenwert sein), sondern viel-
mehr, weil sie auch politisch-strate-
gisch einige Probleme aufweist. So 
zielt die Forderung nach „Lohn für 
Hausarbeit” gerade nicht auf die Über-
windung der Trennung von „produk-
tiver und reproduktiver/gebrauchs-
wertbildender” Arbeiten, also auf die 
Vergesellschaftung der Hausarbeit 
in einem Programm gesellschaftlich 
nützlicher Arbeiten, sondern schreibt 
diese Trennung und die ihr zugrun-
deliegende sexistische Zuteilung 

Eine Niederlegung der 
Arbeit im Haushalt würde 

nicht in erster Linie die 
KapitalistInnen treffen, 
sondern vielmehr die 

Familienmitglieder, die ihre 
Arbeitskraft auch weiterhin 

verkaufen müssten
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vielmehr fest. 
Da die Hausfrauen darüber hinaus 

in keinem direkten Verhältnis zum 
Kapital stehen, haben sie auch kein 
direktes Mittel, das sie nutzen könnten, 
um Druck aufzubauen (wie etwa der 
Streik). Eine Niederlegung der Arbeit 
im Haushalt würde nicht in erster Linie 
die KapitalistInnen treffen, sondern 
vielmehr die Familienmitglieder, die 
ihre Arbeitskraft auch weiterhin ver-
kaufen müssten, da die Kapitalherr-
schaft ungebrochen fortbesteht.

Zudem ist Lohnarbeit eine falsche 

Bezeichnung für solche unmittelbaren 
Gebrauchswert schaffenden Tätigkei-
ten und wäre gemäß der irreführen-
den Logik der Forderung vom/von 
der LohnarbeiterIn einzufordern statt 
vom/von der KapitalistIn. Bestenfalls 
wäre es als Variante eines bedingungs-
losen Grundeinkommens von ihm/ihr 
bzw. dem bürgerlichen Staat zu verlan-
gen. Letzteres zementiert im Gegen-
satz zur Forderung nach Verkürzung 
der Arbeitszeit, Aufteilung der Arbeit 
auf alle Erwerbspersonen bei vollem 
Lohn-/Gehalts- und Personalausgleich 

die Existenz struktureller Arbeitslo-
sigkeit, statt sie zu bekämpfen. „Lohn 
für Hausarbeit“ verfestigt genauso den 
Gegensatz zwischen (indirekt, über 
den Markt vermittelter) gesellschaft-
licher (Re-)Produktion und nicht ver-
gesellschafteter, privat im Lohnarbei-
terInnenhaushalt unter dem Etikett 
der bürgerlichen Kleinfamilienform 
erbrachten Dienstleistungen.

Diese zumeist von proletarischen 
Hausfrauen häufig neben ihrem Lohn-
verhältnis in der kapitalistischen Pro-
duktion geleisteten Tätigkeiten setzen 

LEONIE SCHMID, REVOLUTION

Der Druck auf Frauen, immer gut 
auszusehen, ist in unserer Gesellschaft 
wirklich sehr hoch: immer glänzende 
frisch gewaschene (am besten lange) 
Haare zu haben, möglichst keine Hau-
tunreinheiten, am besten schlank, 
aber mit Rundungen und sportlich. 
Das Schönheitsideal dürfte jedem/r 
klar sein, der/die sich in sozialen Netz-
werken, Geschäften oder auch Schulen 
herumtreibt. Das führt  vor allem bei 
jungen Mädchen zu massiver Unsicher-
heit. „Wer schön sein will, muss lei-
den“, wird hier wörtlich genommen: ob 
es sich nun darum handelt, bei -10 °C in 
Minirock und Feinstrumpfhosen in die 
Schule zu gehen oder um Mitternacht 
Sit-ups zu machen, um den perfekten 
Bauch zu bekommen, sich schmerz-
haft die Beine zu enthaaren oder nicht 
ungeschminkt das Haus verlassen zu 
können. Sich stetig unsicher in seinem 
Körper zu fühlen, immer hübsch aus-
sehen zu wollen, ist Standard. Was mit 
Verunsicherung anfängt, kann in mit-
unter tödlichen Essstörungen enden. 

WAS IST BODY POSITIVITY 
ÜBERHAUPT?

Eine Antwort des neueren Femi-
nismus darauf ist Body Positivity. Es 
handelt sich hierbei um eine Bewe-
gung, die vor allem im Internet sehr 
erfolgreich ist und Frauen dazu auffor-
dert, sich radikal selbst zu lieben mit 
all ihren vermeintlichen Makeln und 

gegen die westlichen Schönheitside-
ale anzukämpfen. Viele posten Bilder, 
schreiben Texte und unterstützen sich 
gegenseitig. In erster Linie ist das eine 
gute Sache. Sich nicht für seinen Kör-
per zu schämen und dem ständigen 
Druck, gut aussehen zu müssen, den 
Kampf anzusagen, ist wichtig.  

Leider gibt es ein Problem: Es ent-
steht ein bisschen das Gefühl, dass 
jede/r für sich selbst verantwortlich 
ist und zuallererst selbstbewusst sein 
muss, bevor der Rest der Gesellschaft 
einen akzeptiert. Dabei ist der gefühlte 
Zwang zum Schönheitsideal nichts, was 
in den eigenen 4 Wänden geklärt wer-
den und simpel wegkonstruiert kann, 
sondern die Frage muss gesamtgesell-
schaftlich geregelt werden. Schließ-
lich wird uns Tag für Tag so eingeredet  
und subtil vermittelt, wie unser Körper 
eigentlich aussehen soll. Natürlich ist 
es nett, wenn sich einige Stars auch 
mal ungeschminkt oder mit Cellulite 
(„Orangenhaut“) zeigen, gar unre-
tuschiert veröffentlicht werden oder 
Werbekampagnen immer diverser aus-
fallen. Aber wenn man sich anschaut, 
wem Fitness und Beautywahn zugute-
kommen, weiß man, dass ein bisschen 
Öffentlichkeit, ein paar Likes und Bei-
träge auch nicht so schnell dazu füh-
ren werden, dass die Schönheitsstan-
dards werden verschwinden können. 
Denn der Profit, der mit Diätpillen, 
Rasierapparaten, Make-up und Frau-
enmagazinen, die dazu raten, gemacht 
wird, lässt sich längst nicht aufwiegen 

mit diverser, nicht-sexistischer Wer-
bung, die auch trotzdem nur dem Kapi-
tal nützt.

SICH SELBST ZU LIEBEN 
REICHT NICHT

Wir unterstützen das Konzept von 
Body Positivity. Es sollte allen Frauen 
ermöglichen, ihren Körper bedin-
gungslos zu lieben und nur, wenn sie es  
von sich aus wollen, ihn zu verändern, 
auf welche Weise auch immer. Es ist 
auch wichtig, eine Plattform zu schaf-
fen, zu sehen, dass man nicht alleine 
mit seinen Zweifeln ist und dem Rest 
der Welt, der weiterhin unrealistische 
Beautystandards vertritt, klarzuma-
chen, dass man sich das nicht gefallen 
lassen muss und soll. Denn gerade für 
jüngere Mädchen ist es  wichtig, Vor-
bilder zu haben, die nicht die uner-
reichbare Perfektion des weiblichen, 
schlanken, weißen Körpers darstellen, 
sondern einfach „normal“ aussehen. 
Doch die Gründe für Body Shaming 
sind trotzdem nicht verschwunden, 
nur weil man plötzlich selbstbewuss-
ter geworden ist. Die gesellschaftli-
chen Schönheitsideale, der Anspruch 
an Frauen, immer gut auszusehen 
und am besten jedem/r zu gefallen, 
sind Produkte von Frauenunterdrü-
ckung, die mit dem Kapitalismus ver-
woben ist. Kurz gesagt, die Objekti-
fizierung von Frauen liegt in seinen 
Gesellschafts-, v.  a. aber Eigentums-
verhältnissen begründet. Sie ist eine 
Methode, um Frauen zu unterdrücken, 

Body Positivity: Webfeminismus 
oder revolutionäre Frauenbewegung?
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sie klein zu halten und aus-
zubeuten. Dahinter steckt 
die Idee, dass es die Aufgabe 
der Frau ist, schön zu sein 
und dem Mann zu gefallen. 
Dies festigt die Rollenbilder 
und letzten Endes auch die 
geschlechtliche Arbeitstei-
lung innerhalb der bürger-
lichen Familie. Diese hat im 
Kapitalismus die Aufgabe für 
die herrschende Klasse, ihr 
Eigentum weiterzuvererben, 
für die Arbeiter_Innklasse 
hingegen ist sie Fessel und 
Ruheort zugleich. Denn im 
Kapitalismus ist sie der ein-
zige Ort, wo ihre Arbeits-
kraft reproduziert wird, was 
zwar positiv ist, aber zu einer 
Doppelbelastung gerade von 
Frauen führt. Zusätzlich wird in die-
ser Familie  ebenso das patriarchale, 
christliche Rollenbild weiter gelebt, 
die Unterwerfung der Frau. In allen 
Klassengesellschaften waren Frauen 
unterdrückt. Es kann sich nur etwas 
grundlegend an Sexismus und sexu-
eller Unterdrückung ändern, wenn es 
eine klassenlose Gesellschaft gibt!

WAS IST ZU TUN?
Statt also das Problem nur auf das 

Selbstwertgefühl einzelner Frauen 
zu reduzieren, muss das Problem von 
einer organisierten Arbeiter_innen 
und Frauenbewegung angepackt 

werden! Zwar kann Frauenunterdrü-
ckung erst vollständig in einer befrei-
ten Gesellschaft abgeschafft werden, 
dennoch heißt das nicht , dass es bis 
dahin keine Möglichkeit geben kann, 
gegen Sexismus vorzugehen. Body 
Positivity ist begrüßenswert, aber 
damit sich für alle etwas verändert, 
müssen wir auch dafür kämpfen, 
die großen Medienhäuser zu enteig-
nen, um Werbung & Co. unter Arbei-
ter_Innenkontrolle zu stellen. Dane-
ben bedarf es der Caucusrechte (auf 
geschlossene Treffen, ungestört unter 
sich bleiben zu dürfen) in den Orga-
nisationen der Arbeiter_Innenklasse 

wie den Gewerkschaften, wo 
Frauen sich treffen können, 
um ihre Erfahrungen mit 
Sexismus zu thematisieren. 
Ergänzend dazu bedarf es 
auch antisexistischer Struk-
turen, die Männer dazu ver-
pflichten, ihr Verhalten zu 
hinterfragen und sich mit 
den Rollenbildern auseinan-
derzusetzen. Dabei dürfen 
wir aber nicht stehenblei-
ben. Der Kampf gegen sexis-
tische Rollenbilder ist auch 
ein Kampf gegen sexuelle 
Gewalt, ungleiche Bezah-
lung und muss auch mit dem 
Kampf gegen den Kapitalis-
mus verbunden werden! 

der Arbeitskraft keinen Tauschwert, 
wohl aber Gebrauchswert zu. In diesem 
Sinn kann man von Ausbeutung der 
ArbeiterInnenhausarbeit sprechen. 
Im Unterschied dazu produzierte in 
vorkapitalistischen Ausbeutergesell-
schaften  die Frauenarbeit im Haus-
halt auch Güter des Mehrprodukts 
für die herrschenden Klassen. Im 
Kapitalismus, der den Gegensatz zwi-
schen Produktion und Reproduktion 
auf die Spitze getrieben hat, erzeugt 
der ArbeiterInnenhaushalt „nur“ das 
lebendige Arbeitsvermögen seiner 

Beteiligten. Diese Subsistenzproduk-
tion wird mit der Aufhebung des Kapi-
talismus nach und nach ebenso direkt 
vergesellschaftet wie der blinde, hinter 
dem Rücken der unmittelbaren Pro-
duzentInnen vergesellschaftete kapi-
talistische Markt durch eine kollektive 
Planwirtschaft. Beide Sphären gehen 
in ihr auf. Sie dient der Reproduktion 
der frei assoziierten ProduzentInnen 
einzig und allein und findet dort ihre 
Schranke, ist nicht mehr Produktion 
um der Produktion willen. Der Kapita-
lismus ist wie alle vorhergegangenen 

Klassengesellschaften eine Gesell-
schaftsformation, in deren Mitte seine 
Produktionsweise über alle anderen 
(z.  B. Subsistenzproduktion, Knecht-
schaft, Sklaverei) überkommenen 
Produktionsverhältnisse herrscht. Die 
je spezifische Produktionsweise ist 
das dynamische Element jeder Gesell-
schaftsordnung, die sich alles andere 
unterordnet. Im Kapitalismus erreicht 
der Familienhaushalt seinen Gipfel an 
Anachronismus und drängt mehr denn 
je zuvor nach Vergesellschaftung.

ÊÊ Gegen unterdrückerische 
Schönheitsideale in Werbung und Medien! 
Enteignet die großen Medienhäuser 
und die „kulturschaffende“  Industrie 
(Gameentwickler, Filmproduktionen,...)! 

ÊÊ Für organisierte Medienarbeit 
durch Räte aus Zuschauer_Innen, 
Arbeiter_Innen und Kreative ohne die 
Reproduktion von Unterdrückung!

ÊÊ Für einen selbstbestimmten, 
offenen Umgang mit dem eigenen 
Körper: Der weibliche Körper darf 
nicht einerseits tabuisiert und 
andererseits sexualisiert werden!
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LUCIA SIEBENMORGEN, 
ARBEITER*INNENSTANDPUNKT

Der Gesundheits- und Sozialbereich 
sind nach wie vor klassische Frauen-
arbeitsfelder, die schlecht bezahlt wer-
den trotz hoher Arbeitsbelastung. Vom 
neoliberalen Abbau des Sozialstaates, 
der gerade in den meisten europäi-
schen Ländern stattfindet, sind die 
Bereiche ebenfalls besonders stark 
betroffen. Gerade bei den Kranken-
häusern wurde in den letzten Jahren 
vermehrt sichtbar, was Einsparun-
gen in diesen Bereichen bedeuten und 
wen sie treffen. Privatisierungen und 
Personalabbau haben etliche Kran-
kenhäuser in unterschiedlichen Län-
dern in Krisen gestürzt und teilweise 
auch zu Protesten bei der Belegschaft 
geführt wie in Wien seit 2015 durch 
Proteste von CARE Revolution Wien.

TREND ZUR PRIVATISIERUNG 
In einigen europäischen Ländern, 

vor allem jenen, die die Wirtschafts-
krise von 2008 besonders hart getrof-
fen hat, kam es zu massiven Sparmaß-
nahmen, um die Krise der Finanzwelt 
auf die Bevölkerung abzuwälzen. 
Diese haben auch den Gesundheits-
bereich getroffen, in Griechenland 
wurde beispielsweise das Budget für 
diesen Bereich halbiert. Dadurch 

verloren nicht nur viele Krankenhaus-
angestellte ihren Job, sondern auch 
die Versicherungszahlen gingen stark 
zurück: 3 von 11 Millionen Griech*in-
nen sind zurzeit nicht krankenversi-
chert. Es wird außerdem davon aus-
gegangen, dass etwa 50.000 Menschen 
in den letzten Jahren gestorben sind, 
da sie keinen ausreichenden Zugang 
zu öffentlich zugänglicher, ärztlicher 
Behandlung hatten und viele 
Leistungen auf Grund 
der Privatisierungen 
der letzten Jahre 
u ne r s c hw i n g l ic h 
geworden sind. 
Ähnliches kann 
man in Spanien 
beobachten.

Die USA, 
in denen das 
Gesundheitswe-
sen schon lange 
zu großen Teilen in 
privater Hand ist, liefern 
ein gutes Beispiel dafür, was 
bei einer weiteren Zerschlagung 
öffentlicher Strukturen auch europäi-
schen Ländern droht. So sind etwa 28 
Millionen US-Amerikaner*innen über-
haupt nicht krankenversichert, wes-
halb Ärzt*innen und Pfleger*innen in 
ihrer Freizeit ehrenamtliche, kosten-
lose Versorgung anbiete. Diese können 

allerdings den Bedarf lange nicht 
decken und werden als medizinisches 
Personal an ihre Grenzen getrieben. 
Während es unter Obama diesbezüg-
lich zumindest einige Verbesserungen 
gegeben hat wie die Versicherungs-
pflicht, die dafür sorgen sollte, dass 
alle Arbeiter*innen zumindest minimal 
versichert sind, hat Trump dies bereits 
wieder gestoppt. Die Menschen werden 

dadurch wieder vermehrt 
von privaten Versiche-

rungen abhängig. 
Einerseits können 

viele sich diese 
gar nicht leis-
ten, anderer-
seits nehmen 
diese gerade 
Menschen, die 
bereits älter 

sind oder Vorer-
k r a n k u n g e n 

haben, gar nicht 
auf, da sie höhere 

Kosten befürchten. Das 
macht deutlich, was das Haupt-

problem an der Privatisierung von 
Gesundheitssystemen ist – private 
Unternehmen arbeiten immer für 
eigenen Profit, wollen Kosten vermei-
den und möglichst viele Ausgaben ein-
sparen. Daher sind Unternehmer*in-
nen auch mit Trumps Abschaffung 

Totgespart:
Pflege in anderen Ländern

62% 
aller Privatinsolvenzen in den 

USA sind die Folge von 
Krankheit und damit 

verbundener Arzt- und 
Klinikrechnungen 

(2009)

sich eine andere 
Beha nd lu ng s-

stelle suchen kann, sieht das in länd-
lichen Regionen anders aus. Lehnt 
das medizinische Personal vor Ort die 
Behandlung ab, müssen die schwan-
geren Frauen teilweise 50-100 km bis 
zur nächstgelegenen Behandlungs-
stelle fahren. Das ist nicht nur eine 
emotionale Belastung, sondern ein 
Kostenpunkt, den sich Geringverdie-
ner_Innen oder Minderjährige oftmals 

nicht leisten können. Denn neben 
dem eigentlichen Eingriff bedarf es 
oftmals auch noch eines separaten 
Beratungsgespräches.     

Allerdings bewegt sich etwas. Das 
Urteil über die Gießener Frauenärz-
tin hat die Debatte in den Bundes-
tag gebracht. Am 22. Februar werden 
drei alternative Gesetzesentwürfe 
diskutiert, die den Paragraph 219a, 
also jener, der die Informationen 
über den Schwangerschaftsabbruch 

kriminalisiert, verändern sollen. Doch 
das allein reicht nicht. Wir müssen 
den Prostest ausweiten und mit den 
Kämpfen von Frauen in anderen Län-
dern verbinden, beispielsweise durch 
gemeinsame Aktionstage. Dabei treten 
wir für das volle Selbstbestimmungs-
recht über den eigenen Körper ein! 
Informationen über den Schwanger-
schaftsabbruch müssen frei verfügbar 
sein. Dazu gehört auch zu wissen, wo 
und wie man sich behandeln lassen 
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der Versicherungspflicht zufrieden. 
Sie sind nun nicht mehr verpflichtet, 
ihre Angestellten zu versichern. Für 
die Arbeiter*innen bedeutet das nur, 
dass medizinische Versorgung Luxus 
ist und man selbst in einem medizini-
schen Notfall überlegt, ob man nicht 
mit dem Auto statt mit dem Kranken-
wagen in die Notaufnahme fährt. 

ENGAGEMENT DER 
BERUFSGRUPPEN

In vielen Ländern ist zu beobachten, 
dass sich Ärzt*innen, Pfleger*innen 
und sonstiges medizinisches Personal 
zusammenschließen, um in ihrer Frei-
zeit Krankenversorgung für Menschen, 
die aus der Krankenversicherung fal-
len, anbieten zu können. Dadurch wird 
zwar sichtbar, über welches Engage-
ment diese Berufsgruppen häufig 
verfügen, andererseits ist dies aber 
keinesfalls eine zufriedenstellende 
Lösung. Schon jetzt sind viele Krank-
hausangestellte in etlichen Ländern 
von langen Diensten und einem viel 
zu geringen Personalschlüssel betrof-
fen, wodurch nicht immer die optimale 
medizinische Versorgung gewährleis-
tet werden kann. Trotz der Tatsache, 
dass es auch in österreichischen Kran-
kenhäusern Gangbetten gibt und Kran-
kenpfleger*innen immer mehr Aufga-
ben übernehmen müssen, gibt es für 
diese Berufsgruppe keine Entlastung. 

Im Gegenteil: Von neoliberalen Politi-
ker*innen wird laufend über Sparmaß-
nahmen im Gesundheitsbereich nach-
gedacht. Der Abbau des Sozialstaates 
führt auch dazu, dass der Staat sich 
immer mehr aus der Verantwortung 
nimmt und Gesundheitsversorgung 
zu einer privaten Angelegenheit wird, 
während das medizinisch-pflegerische 
Personal, das dennoch ausreichende 
Versorgung gewährleisten möchte, bis 
zur Erschöpfung ausgebrannt wird. 

ES GEHT AUCH ANDERS 
In Schweden wurde exemplarisch 

versucht, andere Wege zu gehen, um 
das Personal zu entlasten und dadurch 
eine umfangreichere Versorgung zu 
ermöglichen. In der Stadt Göteborg 
wurde unter der reformistischen 
Linkspartei bereits 2015 die 30-Stun-
den-Woche eingeführt – in Kombina-
tion mit Lohn- und Personalausgleich. 
In den Krankenhäusern gab es 6-Stun-
den-Schichten, die eine enorme Ent-
lastung für das Personal darstellten. 
Die Resultate waren nicht nur weni-
ger Krankenstände bei den Mitarbei-
ter*innen sondern auch wesentlich 
kürzere Wartezeiten sowie qualitativ 
bessere Behandlungen für Patient*in-
nen. Die Mehrkosten für 14 neue Kräfte 
(10 Millionen Kronen = ca. 1 Million 
Euro) wurden an anderer öffent-
licher Stelle zur Hälfte eingespart 

(Arbeitslosen- und Sozialhilfe, niedri-
gerer Krankenstand), gar nicht einge-
rechnet indirekte volkswirtschaftliche 
Vorteile: gesünderes Personal geht 
später in Rente, Fachkräfte sind ein-
facher zu finden, die Ausbildungsbe-
reitschaft im bisher wenig populären 
Beruf steigt. Trotz dieser Vorteile für 
die öffentlichen Arbeit„geber“*innen 
wurde das Projekt aufgrund der Kos-
ten 2017 eingestellt. Vizebürgermeister 
Daniel Bernmar von der Linkspartei: 
„Davon, dass Arbeitszeitverkürzung 
den Arbeitgeber mehr kostet, kommt 
man in den meisten Fällen nicht weg.“ 
(NEUES DEUTSCHLAND, 7. Februar 
2018, S. 2).

Angestellte im Gesundheits- und 
Sozialbereich müssen sich gemeinsam 
gegen die weltweit stattfindenden Pri-
vatisierungen und das Sparen bei der 
Gesundheit von Menschen einsetzen 
und für bessere Arbeitsbedingungen 
und Bezahlung kämpfen. Dieser Kampf 
betrifft vor allem Frauen, die nach 
wie vor in etlichen schlecht bezahl-
ten Sektoren arbeiten und stark von 
Armut betroffen sind. Letztlich muss 
dieser mit dem für eine andere Gesell-
schaft verbunden sein, in der nicht 
die privaten Profitinteressen über die 
Gesundheit und somit auch über Leben 
und Tod von Menschen entscheiden 
können. 

ÊÊ Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen 
Religionen aus Gesundheitssystem und Gesetzgebung! Für Abschaffung 
des Abtreibungsparagraphen sowie der Beratungspflicht!

ÊÊ Für den flächendeckenden Ausbau an Beratungs- und Behandlungsstellen! 
Vollständige Übernahme der Kosten für eine Abtreibung, egal in welchem 
Monat,  und aller Kosten für Verhütungsmittel durch den Staat!

ÊÊ Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden darf! Für 
die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu entbinden!

Pflegearbeit

kann. Daneben bedarf es eines flä-
chendeckenden Ausbaus von kosten-
losen Beratungs- und Behandlungs-
stellen, die säkular, also  ohne den 
Einfluss der christlichen Kirchen oder 
anderer Religionen arbeiten müssen!  
Es kann nicht sein, dass Frauen medi-
zinische Hilfe und Selbstbestimmungs-
rechte aufgrund von Glaubensfragen 
verweigert werden. Also, lasst uns 
aktiv gemeinsam aktiv werden und für 
unsere Rechte kämpfen!



ELLA MERTENS, REVOLUTION

Ob nun in Chile, den USA, Spanien 
oder Polen – auf der ganzen Welt pro-
testieren Frauen für ihr  Recht, über 
ihren Körper selber bestimmen zu 
dürfen. Genauer gesagt: Sie demons-
trieren dafür, selbst  entscheiden zu 
können, ob sie im Falle einer Schwan-
gerschaft ein Kind bekommen oder 
nicht.  Wie erfolgreich so eine Kam-
pagne sein kann, sehen wir in Polen. 
Vor knapp 2 Jahren forderte die Bür-
ger_Inneninitiative von „Ordo Iuris“, 
einer „Lebensschutz“ organisation, 5- 
jährige Haftstrafen für Abtreibungen 
sowie das Verbot der „Pille danach“ – 
auch bei Vergewaltigung oder Lebens-
gefahr für Mutter oder Kind. Diese 
wurde anfangs von der rechtspopulis-
tischen PiS-Regierung unterstützt. Als 
jedoch zum sogenannten „schwarzen 
Protest“ mehr als 100.000 Menschen 
gegen das Gesetz auf die Straße gingen 
und viele Frauen die Arbeit niederleg-
ten, sprach sie sich bei der Abstim-
mung dagegen aus. Allerdings nicht, 
weil sie spontan ihre Meinung geändert 
hatte, sondern um laut eigener Aus-
sage ihre Chancen bei der kommenden 
Wahl zu verbessern. 

Dennoch, dank des Protestes konn-
ten die schweren Einschnitte in die 
Selbstbestimmung über den eigenen 
Körper abgewehrt werden. Einen ähn-
lichen Hintergrund haben die Pro-
teste in Irland. Seit mehreren Jahren 
versuchen Aktivist_Innen, die rest-
riktiven Gesetze des Landes zu verän-
dern, beispielsweise durch den jähr-
lichen „March of Choice“. 2014 wurde 
erkämpft, dass Abtreibungen bei 
lebensgefährlichen Schwangerschaf-
ten erlaubt werden. Doch ansonsten 
droht Frauen, die beispielsweise eine 
Abrruchpille per Internet bestellen, 
eine 14-jährige Haftstrafe.  Nun wird 

im Mai diesen Jahres ein Refe-
rendum über die Liberalisie-
rung des 1983 eingeführten 
Gesetzes abgehalten. 

SITUATION IN 
DEUTSCHLAND

Auch wenn es oftmals anders 
scheint,  in Deutschland ist die 
Rechtslage in Bezug auf  Abtrei-
bungen ebenfalls nicht beson-
ders fortschrittlich. Ein gutes 
Beispiel dafür ist die Gießener 
Frauenärztin Kristina Hänel, die 
auf ihrer Homepage Informatio-
nen bezüglich Schwangerschafts-
abbrüchen zur Verfügung stellte. 
Im Rahmen des Paragraphen 219a 
wurde sie dafür zu einer Geld-
strafe von 6.000 Euro verurteilt. 
Denn anscheinend ist sachgemäße 
Aufklärung über Abtreibung Wer-
bung. Aber das ist nicht alles. Laut 
Paragraph 218 im Strafgesetzbuch 
ist ein Schwangerschaftsabbruch 
nämlich  illegal, wenn a) eine Frist 
von 12 Wochen überschritten wird 
und b) die Schwangere sich vor-
her keiner vermeintlich neutralen 
Beratung unterzieht. Wenn solch 
eine Beratung nicht stattfindet und 
trotzdem eine Abtreibung vorge-
nommen wird, kann das bis zu 5 
Jahre Gefängnis für die schwan-
gere Frau oder den/die Arzt/Ärz-
tin bedeuten.  Frauen werden also 
gesetzlich eingeschränkt, wenn sie 
darüber entscheiden wollen, was sie 
mit ihrem Körper machen, angefan-
gen bei der Informationsbeschaffung. 
Was das in der Praxis bedeutet, wird 
oftmals ausgeblendet. Viele Kran-
kenhäuser unter kirchlicher Trä-
gerschaft lehnen die Durchführung 
von Schwangerschaftsabbrüchen ab.  
Während man in 
einer Großstadt 

Abtreibungen 
international 
legalisieren! 
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Hände weg 
von unseren 

Körpern!


